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I. 
Gleichstellung von Frauen  
und Männern im Bundes­
dienst – ein Überblick 

Das Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) vom 24. April 2015 
weist zahlreiche Änderungen gegenüber dem bisherigen 
BGleiG auf. Von besonderer Bedeutung sind die Verbesserun­
gen im Bereich des Gleichstellungsplans. Der Gleichstel­
lungsplan verlangt in Zukunft konkrete Zielvorgaben und 
für jede Zielvorgabe konkrete Maßnahmen personeller, 
sozialer und organisatorischer Art. Die konkreten Zielvorga­
ben treffen insbesondere Besoldungs- und Entgeltgruppen 
oder Laufbahngruppen, Laufbahnen und Fachrichtungen 
sowie Ebenen mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben. In 
Zukunft sind also Maßnahmen zur Steigerung des Anteils 
von Frauen in Führungspositionen gesetzlich über die Rege­
lungen zum Gleichstellungsplan vorgezeichnet.

Weiterhin sind die Neuregelungen im Bereich der Wahl und 
Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stell­
vertreterin bzw. Stellvertreterinnen besonders zu beachten. 
Die Wahlen von Gleichstellungsbeauftragter oder Stellver­
treterin erfolgen künftig in getrennten Wahlgängen. Unter 
bestimmten Voraussetzungen sind mehrere Stellvertreterin­
nen zu wählen. Außerdem werden die Regelungen zur Ent­
lastung der Gleichstellungsbeauftragten und der Stellvertre­
terinnen klarer ausgestaltet.

Die Ergebnisse und Fortschritte bei der Gleichstellung wer­
den nicht nur aufgrund der Gleichstellungsstatistik, die in 
Zukunft nur noch im Zwei-Jahres-Turnus erhoben wird, 
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sondern auch durch einen Index verdeutlicht, der jährlich 
Daten der obersten Bundesbehörden über die Entwicklung 
insbesondere in den Bereichen Vorgesetzen- oder Leitungsauf­
gaben, Voll- und Teilzeitbeschäftigung sowie beruflicher 

Aufstieg umfasst. Der Gleichstellungsindex wird veröffentlicht 
und bietet damit einen klaren Indikator zur Entwicklung im 
Bereich der obersten Bundesbehörden.

Das neue Bundesgremienbesetzungsgesetz (BGremBG) vom 
24. April 2015 richtet den Fokus auf die vom Bund zu bestim­
menden Mitglieder. Diese Mitglieder müssen in Zukunft in 
jedem einzelnen Aufsichtsgremium mindestens 30 % Frauen 
und mindestens 30 % Männer umfassen. Es ist das Ziel, ab dem 
1. Januar 2018 diese Anteile auf 50 % zu erhöhen. Für die 
wesentlichen Gremien sind ähnliche Regelungen vorgesehen. 
Die Gleichstellungsbeauftragte ist bei den Gremienberufun­
gen zu beteiligen.

Das neue BGleiG und das neue BGremBG berück­
sichtigen Daten und Trends, die bis 2012 (BGleiG) 
bzw. 2013 (BGremBG) erhoben wurden. 
 
Folgende Entwicklungen sind hervorzuheben:

Die Personalstruktur der Bundesverwaltung:
❙❙ �Bei Betrachtung der Gesamtbeschäftigung herrscht in 

den obersten Bundesbehörden ein ausgeglichener Anteil 
zwischen Frauen und Männern vor, im mittelbaren Bun­
desdienst sind Frauen überrepräsentiert und in den 
nachgeordneten Bundesbehörden bleiben Frauen unter­
repräsentiert.
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❙❙ �Frauen sind in der Bundesverwaltung nicht gleich verteilt in 
Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigungen vertreten. Der Anteil 
von Frauen an Teilzeitbeschäftigten beträgt 90 Prozent.

❙❙ �Unter der Gruppe der verbeamteten Personen befindet sich 

nur ein Drittel Frauen.
❙❙ �Im gehobenen Dienst gibt es den höchsten Frauenanteil und 

im einfachen Dienst den niedrigsten.
❙❙ �In den Entgeltgruppen 5 bis 12 sind weibliche Beschäftigte 

besonders stark und in den Gruppen 13 bis 15Ü besonders 
schwach vertreten.

Gleichstellung in leitenden Funktionen:
❙❙ �Der Frauenanteil an leitenden Funktionen im gesamten 

Bundesdienst ist seit Mitte 2009 nicht gestiegen und liegt 
(Stand 30.6.2012) bei 30 Prozent.

❙❙ �Die Entwicklung des Frauenanteils stellt sich innerhalb der 
einzelnen Verwaltungsbereiche uneinheitlich dar.

❙❙ �In den obersten Bundesbehörden stieg der Anteil an Frauen 
in leitenden Funktionen seit 1. Juli 2009 von 23 auf 27 Pro­
zent.

❙❙ �In den nachgeordneten Bundesbehörden fiel der Frauen­
anteil in leitenden Funktionen von 23 auf 21 Prozent.

❙❙ �Im mittelbaren Bundesdienst stieg der Frauenanteil in  
leitenden Funktionen von 34 auf 36 Prozent.

❙❙ �Insgesamt sind leichte Verbesserungen des Frauenanteils  
auf den meisten Leitungsebenen zu verzeichnen.

�Aufstiegs- und Einstellungschancen in der Bundesverwaltung:
❙❙ �Bei Laufbahnaufstiegen, Beförderungen und Höhergruppie­

rungen liegt der Frauenanteil unter dem Frauenanteil der 
jeweiligen Gesamtbeschäftigung.

❙❙ �Der Frauenanteil an Einstellungen liegt über dem Frauen­
anteil an Bewerbungen.
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❙❙ �Im höheren Dienst sowie den Entgeltgruppen 13 bis 15 
beträgt der Einstellungsanteil von Frauen in der Berichts­
periode 47 Prozent und liegt damit um zehn Prozent über 
dem Frauenanteil in dieser Gruppe.

Gremien:
Der Frauenanteil in den untersuchten Gremien lag 2013 bei 
25,7 Prozent und ist damit im Vergleich zu 2009 (Fünfter 
Gremienbericht, 24,5 Prozent) nur leicht gestiegen. Eine 
geschlechterparitätische Gremienbesetzung bildet sich 2013 in 
lediglich 18 Prozent aller gemeldeten Gremien ab. Der durch­
schnittliche jährliche Anstieg des Frauenanteils hat sich im 
Vergleich zu früheren Entwicklungen verlangsamt; noch 
immer ist eines von zehn Gremien ausschließlich mit Män­
nern besetzt.

Der Anteil an Gremien mit einem Frauenanteil von mindes­
tens 30 Prozent steigt seit 2009 um zehn Prozentpunkte, 
dennoch liegt dieser Anteil 2013 bei lediglich 41 Prozent. Der 
Frauenanteil in neu gegründeten Gremien beträgt in diesem 
Zeitraum durchschnittlich 28,4 Prozent. Insgesamt verfügen 
damit auch 38 Prozent der neu gegründeten Gremien über 
einen Frauenanteil kleiner als 30 Prozent.
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II.   
Gesetz für die Gleichstellung von  
Frauen und Männern in der Bundes­
verwaltung und in den Unternehmen  
und Gerichten des Bundes 
(Bundesgleichstellungsgesetz – BGleiG)

Vom 24. April 2015 (BGBl. I S. 642)

Das Bundesgleichstellungsgesetz ist vom Deutschen Bundestag als Artikel 2  
des Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst vom  
24. April 2015 (BGBl. I S. 642) beschlossen worden und am 1. Mai 2015 in Kraft 
getreten.
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Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Ziele des Gesetzes
(1) Ziel des Gesetzes ist es,
1.	� die Gleichstellung von Frauen und 

Männern zu verwirklichen,
2.	� bestehende Benachteiligungen auf 

Grund des Geschlechts, insbesondere 
Benachteiligungen von Frauen, zu 
beseitigen und künftige Benachtei­
ligungen zu verhindern sowie

3.	� die Familienfreundlichkeit sowie die 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Berufstätigkeit für Frauen und Männer 
zu verbessern.

(2) Nach Maßgabe dieses Gesetzes wird  
die tatsächliche Durchsetzung der Gleich­
berechtigung von Frauen und Männern 
gefördert. Strukturelle Benachteiligungen 
von Frauen sind durch deren gezielte 
Förderung zu beheben.

(3) Bei der Erreichung der Ziele sind die 
besonderen Belange behinderter und von 
Behinderung bedrohter Frauen im Sinne 
von § 2 Absatz 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zu berücksichtigen. Im 
Übrigen gilt § 2 Satz 2 des Gesetzes zur 
Gleichstellung behinderter Menschen.

§ 2

Geltungsbereich
Dieses Gesetz gilt für die Dienststellen nach 
§ 3 Nummer 5. Unternehmen nach § 3 
Nummer 9 sollen auf die entsprechende 
Anwendung dieses Gesetzes hinwirken. 

§ 3

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes sind:
1.	� Arbeitsplätze: Ausbildungsplätze, Stel­

len, Planstellen sowie Dienstposten, die 
mit Beschäftigten im Sinne dieses 
Gesetzes besetzbar sind und für deren 
personelle Ausführung lediglich finan­
zielle Mittel benötigt werden, unab­
hängig davon, ob die Beschäftigung aus 
für Stellen und Planstellen bereitgestell­
ten oder sonstigen Haushaltsmitteln 
finanziert wird;

2.	� Bereiche: Besoldungs- und Entgeltgrup­
pen oder Laufbahngruppen, Lauf­
bahnen und Fachrichtungen, Berufs­
ausbildungen einschließlich des 
Vorbereitungsdienstes sowie Ebenen 
mit Vorgesetzten- oder Leitungsauf­
gaben einschließlich der Stellen und 
Planstellen Vorsitzender Richterinnen 
und Vorsitzender Richter;

3.	� beruflicher Aufstieg: Beförderungen, 
Höhergruppierungen, Höherreihungen 
sowie Übertragungen höher bewerteter 
Dienstposten und Arbeitsplätze;

4.	� Beschäftigte: Beamtinnen und Beamte, 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
einschließlich Auszubildender, Richte­
rinnen und Richter sowie Inhaberinnen 
und Inhaber öffentlich-rechtlicher 
Ämter;

5.	� Dienststellen:
	 a) Bundesgerichte,
	 b) �Behörden und Verwaltungsstellen der 

unmittelbaren Bundesverwaltung 
einschließlich solcher im Bereich der 
Streitkräfte sowie

	 c) ��Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts 



Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG)16

des Bundes; maßgebend ist § 6 
Absatz 1, 2 und 4 des Bundesper­
sonalvertretungsgesetzes;

6.	� Familienaufgaben: die tatsächliche 
Betreuung von mindestens einem Kind 
unter 18 Jahren durch Beschäftigte; dies 
schließt auch die Inanspruchnahme 
einer Elternzeit nach dem Bundesel­
terngeld- und Elternzeitgesetz ein;

7.	� Pflegeaufgaben: die tatsächliche, nicht 
erwerbsmäßige häusliche Pflege oder 
Betreuung einer im Sinne von § 61 
Absatz 1 des Zwölften Buches Sozial­
gesetzbuch pflegebedürftigen Person 
durch Beschäftigte; dies schließt auch 
die Inanspruchnahme einer Pflegezeit 
nach dem Pflegezeitgesetz sowie die 
Inanspruchnahme einer Familienpfle­
gezeit nach dem Familienpflegezeit­
gesetz ein;

8.	� Qualifikation: Eignung, Befähigung 
und fachliche Leistung;

9.	� Unternehmen: 
a) �Einrichtungen und Institutionen der 

mittelbaren Bundesverwaltung mit 
Ausnahme der Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen sowie

	 b) �Unternehmen, die aus bundeseigener 
Verwaltung künftig in ein Unterneh­
men des privaten Rechts umgewan­
delt werden, mit Ausnahme von 
Tochterunternehmen;

10.	�unterrepräsentiert: Status von Frauen 
oder Männern, wenn ihr jeweiliger 
Anteil an den Beschäftigten in einem 
einzelnen Bereich nach Nummer 2 
unter 50 Prozent liegt; bei einer ungera­
den Anzahl an Beschäftigten sind 
Frauen oder Männer unterrepräsen­
tiert, wenn das Ungleichgewicht zwi­
schen beiden Geschlechtern mindes­

tens zwei Personen des gleichen 
Geschlechts betrifft; maßgeblich für 
die Bestimmung einer Unterrepräsen­
tanz ist die aktuelle Situation in dem­
jenigen Bereich, auf den sich die ange­
strebte Maßnahme oder Entscheidung 
hauptsächlich bezieht.

§ 4

Allgemeine Pflichten
(1) Die Beschäftigten, insbesondere solche 
mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben, 
die Leitung der Dienststelle sowie die 
Personalverwaltung haben die Erreichung 
der Ziele dieses Gesetzes zu fördern. Diese 
Verpflichtung ist als durchgängiges Leit­
prinzip bei allen Aufgabenbereichen und 
Entscheidungen der Dienststellen sowie 
bei der Zusammenarbeit von Dienststellen 
zu berücksichtigen.

(2) Gewähren Dienststellen Zuwendungen 
nach § 23 der Bundeshaushaltsordnung  
als institutionelle Förderungen, so sollen 
sie durch Nebenbestimmung zum Zuwen­
dungsbescheid oder vertragliche Verein­
barung sicherstellen, dass die institutionel­
len Zuwendungsempfängerinnen und 
-empfänger die Grundzüge dieses Gesetzes 
anwenden. Aus der Nebenbestimmung 
zum Zuwendungsbescheid oder der ver­
traglichen Vereinbarung muss hervorge­
hen, welche Vorschriften anzuwenden sind. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch für den Fall, 
dass Stellen außerhalb der Bundesverwal­
tung mit Bundesmitteln im Wege der 
Zuweisung institutionell gefördert werden.

(3) Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
des Bundes sollen die Gleichstellung von 
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Frauen und Männern auch sprachlich zum 
Ausdruck bringen. Dies gilt auch für den 
dienstlichen Schriftverkehr.

Abschnitt 2
Maßnahmen zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern

§ 5

Grundsatz; Anwendungshinweis
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts sind 
nur dann nicht anzuwenden, wenn die 
Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung 
für die auszuübende Tätigkeit ist.

(2) Die Beteiligungsrechte der Personalver­
tretung und die der Schwerbehinderten­
vertretung bleiben unberührt.

§ 6

Arbeitsplatzausschreibung
(1) Ausschreibungen von Arbeitsplätzen 
müssen geschlechtsneutral erfolgen. Es  
ist insbesondere unzulässig, Arbeitsplätze  
nur für Männer oder nur für Frauen auszu­
schreiben. Der Ausschreibungstext muss 
so formuliert sein, dass er Angehörige 
beider Geschlechter in gleicher Weise 
anspricht und Angehörige des in dem 
jeweiligen Bereich unterrepräsentierten 
Geschlechts verstärkt zur Bewerbung 
auffordert. Jede Ausschreibung hat den 
Hinweis zu enthalten, dass der ausge­
schriebene Arbeitsplatz in Teilzeit besetzt 
werden kann, es sei denn, zwingende 
dienstliche Belange stehen dem entgegen. 
Satz 4 gilt auch für die Besetzung von 

Arbeitsplätzen mit Vorgesetzten- oder 
Leitungsaufgaben ungeachtet der Hier­
archieebene.

(2) Wenn in einem Bereich Frauen oder 
Männer unterrepräsentiert sind, soll ein 
freier Arbeitsplatz ausgeschrieben werden, 
um die Zahl der Bewerberinnen oder der 
Bewerber zu erhöhen. Der Arbeitsplatz soll 
öffentlich ausgeschrieben werden, wenn 
dieses Ziel weder mit einer hausinternen 
noch mit einer dienststellenübergreifen­
den Ausschreibung erreicht werden kann. 
Ausnahmen nach § 8 Absatz 1 Satz 3 des 
Bundesbeamtengesetzes bleiben unbe­
rührt.

(3) Arbeitsplatzausschreibungen müssen 
die Anforderungen des zu besetzenden 
Arbeitsplatzes festlegen und im Hinblick 
auf mögliche künftige Funktionen der 
Bewerberinnen und Bewerber auch das 
vorausgesetzte Anforderungs- und Quali­
fikationsprofil der Laufbahn oder des 
Funktionsbereichs enthalten.

§ 7

Bewerbungsgespräche
(1) Liegen in ausreichender Zahl Bewer­
bungen von Frauen vor, die das in der 
Ausschreibung vorgegebene Anforde­
rungs- und Qualifikationsprofil auf­
weisen, müssen bei der Besetzung von 
Arbeitsplätzen in einem Bereich, in dem 
Frauen unterrepräsentiert sind, mindes­
tens ebenso viele Frauen wie Männer zu 
Vorstellungsgesprächen oder besonderen 
Auswahlverfahren eingeladen werden.  
§ 82 Satz 2 und 3 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Für  
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die Besetzung von Arbeitsplätzen in einem 
Bereich, in dem Männer auf Grund struk­
tureller Benachteiligung unterrepräsen­
tiert sind, gelten die Sätze 1 und 2 ent­
sprechend.

(2) In Vorstellungsgesprächen und beson­
deren Auswahlverfahren sind insbesonde­
re Fragen nach dem Familienstand, einer 
bestehenden oder geplanten Schwanger­
schaft sowie nach bestehenden oder ge­
planten Familien- oder Pflegeaufgaben 
unzulässig.

(3) Auswahlkommissionen sollen geschlech­
terparitätisch besetzt sein. Ist eine paritä­
tische Besetzung aus triftigen Gründen 
nicht möglich, sind die jeweiligen Gründe 
aktenkundig zu machen.

§ 8

Auswahlentscheidungen bei Einstellung, 
beruflichem Aufstieg und der Vergabe von 
Ausbildungsplätzen
(1) Sind Frauen in einem bestimmten 
Bereich nach § 3 Nummer 2 unterreprä­
sentiert, hat die Dienststelle sie bei der 
Vergabe von Ausbildungsplätzen, bei 
Einstellung und beruflichem Aufstieg 
bevorzugt zu berücksichtigen. Dies gilt 
auch bei der Abordnung, Versetzung und 
Umsetzung für jeweils mehr als drei 
Monate, wenn diesen ein Ausschreibungs­
verfahren vorausgeht. Voraussetzung für 
die Bevorzugung ist, dass Bewerberinnen 
die gleiche Qualifikation aufweisen wie 
ihre männlichen Mitbewerber. Die Bevor­
zugung ist ausgeschlossen, wenn rechtlich 
schützenswerte Gründe überwiegen, die  
in der Person eines männlichen Mitbe­

werbers liegen. Sind Männer strukturell 
benachteiligt und in dem jeweiligen 
Bereich unterrepräsentiert, gelten die 
Sätze 1 bis 4 entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt insbesondere für
1.	� die Besetzung von Stellen von Beam­

tinnen und Beamten, von Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmern, von 
Auszubildenden sowie von Richterin­
nen und Richtern, es sei denn, für die 
Berufung von Richterinnen und Rich­
tern ist eine Wahl oder die Mitwirkung 
eines Wahlausschusses vorgeschrieben;

2. 	� den beruflichen Aufstieg, es sei denn,  
die Entscheidung über diesen Aufstieg 
erfolgt durch eine Wahl oder unter 
Mitwirkung eines Wahlausschusses.

Satz 1 schließt auch Arbeitsplätze mit 
Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben 
ungeachtet der Hierarchieebene ein.

(3) Die Ausnahmeregelung in Absatz 2  
Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für  
die Stellen von Mitgliedern des Bundes­
rechnungshofes, für deren Ernennung 
nach § 5 Absatz 2 Satz 2 des Bundesrech­
nungshofgesetzes vom 11. Juli 1985  
(BGBl. I S. 1445), das zuletzt durch Artikel 
15 Absatz 82 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, 
der Ständige Ausschuss des Großen Senats 
des Bundesrechnungshofes zu hören ist.
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§ 9

Qualifikation von Bewerberinnen und 
Bewerbern
(1) Die Qualifikation einer Bewerberin oder 
eines Bewerbers wird anhand der Anfor­
derungen des zu besetzenden Arbeitsplat­
zes ermittelt, insbesondere aus der hierfür 
erforderlichen Ausbildung, dem Qualifi­
kationsprofil der Laufbahn oder des Funk­
tionsbereichs sowie aus den beruflichen 
Erfahrungen. Das Dienstalter und der Zeit­
punkt der letzten Beförderung von Bewerbe­
rinnen und Bewerbern dürfen nur insoweit 
berücksichtigt werden, wie sie für die Qua­
lifikation für den betreffenden Arbeitsplatz 
von Bedeutung sind. Spezifische, durch 
Familien- oder Pflegeaufgaben erworbe­
ne Erfahrungen und Fähigkeiten sind zu 
berücksichtigen, soweit sie für die Ausübung 
der jeweiligen Tätigkeit von Bedeutung sind.

(2) Folgende Umstände dürfen nicht Teil 
der vergleichenden Bewertung sein:
1.	� durch die Wahrnehmung von Familien- 

oder Pflegeaufgaben bedingte 
a) �Unterbrechungen der Berufstätigkeit,

	 b) �geringere Anzahl aktiver Dienst- oder 
Beschäftigungsjahre,

	 c) �Reduzierungen der Arbeitszeit oder 
Verzögerungen beim Abschluss 
einzelner Ausbildungsgänge,

	 d) �zeitliche Belastungen,
2.	� die Einkommenssituation des Ehegat­

ten, der Lebenspartnerin oder des 
Lebenspartners, der Lebensgefährtin 
oder des Lebensgefährten,

3.	� die Absicht, von der Möglichkeit der 
Arbeitszeitreduzierung oder einer 
Beurlaubung zur Wahrnehmung von 
Familien- oder Pflegeaufgaben 
Gebrauch zu machen,

4.	� organisatorische und personalwirt­
schaftliche Erwägungen.

§ 10

Fortbildung, Dienstreisen
(1) Die Dienststelle hat die Teilnahme der 
Beschäftigten an Fortbildungen zu unter­
stützen. Bei der Einführungs-, Förderungs- 
und Anpassungsfortbildung sind Frauen 
mindestens entsprechend ihrem Anteil an 
der jeweiligen Zielgruppe der Fortbildung 
zu berücksichtigen. Satz 2 gilt auch für 
Männer, wenn diese unterrepräsentiert 
sind.

(2) Die Dienststelle muss Beschäftigten mit 
Familien- oder Pflegeaufgaben im Rahmen 
der dienstlichen Möglichkeiten die Teil­
nahme an dienstlichen Fortbildungen 
sowie an Dienstreisen ermöglichen. Soweit 
erforderlich, sind im Rahmen der dienstli­
chen Möglichkeiten zusätzliche Veranstal­
tungen oder alternative Dienstreisezeit­
räume anzubieten, die den räumlichen 
und zeitlichen Bedürfnissen von Beschäf­
tigten mit Familien- oder Pflegeaufgaben 
entsprechen. Darüber hinaus kann die 
Dienststelle Beschäftigten mit Familien- 
oder Pflegeaufgaben im Rahmen der 
dienstlichen Möglichkeiten die Teilnahme 
an dienstlichen Ausbildungen anbieten. 
Für die Dauer der Teilnahme an
1. 	� Maßnahmen nach Satz 1 kann im 

Bedarfsfall die Betreuung von Kindern 
oder pflegebedürftigen Personen ange­
boten werden,

2. 	� Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 3 
können auf Antrag zusätzlich anfallen­
de, unabwendbare Betreuungskosten 
für Kinder oder pflegebedürftige Perso­
nen erstattet werden.
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(3) Die Dienststelle soll in ausreichendem 
Maße Fortbildungen anbieten, die den 
beruflichen Aufstieg und den beruflichen 
Wiedereinstieg nach einer Unterbrechung 
der Berufstätigkeit zur Wahrnehmung von 
Familien- oder Pflegeaufgaben erleichtern. 
Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Beschäftigten der Personalver­
waltung und die Beschäftigten mit Vor­
gesetzten- oder Leitungsaufgaben sind 
verpflichtet, sich über Maßnahmen zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
sowie zur Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Berufstätigkeit zu informieren. 
Sie sollen entsprechende Fortbildungen 
besuchen.

(5) Der Gleichstellungsbeauftragten und 
ihren Stellvertreterinnen ist zu Beginn 
und während ihrer Amtszeit Gelegenheit 
zur Fortbildung, insbesondere auf den 
Gebieten des Gleichstellungsrechts, des 
Rechts des öffentlichen Dienstes sowie  
des Personalvertretungs-, Organisations- 
und des Haushaltsrechts, zu geben.

Abschnitt 3
Gleichstellungsplan

§ 11

Zweck
Der Gleichstellungsplan dient der Errei­
chung der Ziele dieses Gesetzes und ist ein 
wesentliches Instrument der Personalpla­
nung, insbesondere der Personalentwick­
lung. Seine Umsetzung ist besondere 
Verpflichtung der Personalverwaltung, der 
Beschäftigten mit Vorgesetzten- oder 
Leitungsaufgaben sowie der Dienststellen­
leitung.

§ 12

Erstellung
(1) Jede Dienststelle hat einen Gleichstel­
lungsplan für jeweils vier Jahre zu erstel­
len, der nach zwei Jahren den aktuellen 
Gegebenheiten angepasst werden kann. 
Die Rechte der Personalvertretung und die 
der Schwerbehindertenvertretung bleiben 
unberührt.

(2) Der Gleichstellungsplan ist bis zum  
31. Dezember zu erstellen und tritt am  
1. Januar des Folgejahres in Kraft. Für 
Dienststellen mit einem großen Geschäfts­
bereich sowie im Falle umfassender orga­
nisatorischer Änderungen in der Dienst­
stelle können abweichend von Satz 1 im 
Einvernehmen mit der Gleichstellungs­
beauftragten andere Stichtage festgelegt 
werden.
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§ 13

Inhalt
(1) Der Gleichstellungsplan muss eine 
Bestandsaufnahme vornehmen, indem er 
die bestehende Situation der Frauen und 
Männer in der Dienststelle zum 30. Juni 
des Jahres seiner Erstellung beschreibt  
und die bisherige Förderung der Beschäf­
tigten in den einzelnen Bereichen nach  
§ 3 Nummer 2 für die vergangenen vier 
Jahre auswertet. Zur Bestandsaufnahme 
gehört auch eine Darstellung, die zeigt,  
wie Frauen und Männer die Maßnahmen 
zur besseren Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Berufstätigkeit in Anspruch 
genommen haben und wie sich ihr berufli­
cher Aufstieg darstellt im Vergleich zu Frau­
en und Männern, die solche Maßnahmen 
nicht in Anspruch genommen haben. Sind 
die Zielvorgaben des vorherigen Gleichstel­
lungsplans nicht umgesetzt worden, so sind 
im aktuellen Gleichstellungsplan die Grün­
de für die Zielverfehlung darzulegen.

(2) Der Gleichstellungsplan legt fest, wie bis 
zum Ende seiner Geltungsdauer
1. 	� die Unterrepräsentanz von Frauen oder 

Männern in den einzelnen Bereichen 
nach § 3 Nummer 2 möglichst abgebaut 
werden soll,

2.	� die Vereinbarkeit von Familie, Pflege 
und Berufstätigkeit verbessert werden 
soll und wie insbesondere Männer 
motiviert werden sollen, entsprechende 
Vereinbarkeitsangebote stärker in 
Anspruch zu nehmen.

Dazu sind konkrete Zielvorgaben insbe­
sondere zum Frauen- und Männeranteil 
für jede einzelne Vorgesetzten- und Lei­
tungsebene zu benennen, soweit es sich 

hierbei um Arbeitsplätze nach § 3 Num­
mer 1 handelt. Soweit Zielvorgaben zur 
Besetzung von Arbeitsplätzen zu entwi­
ckeln sind, über deren Besetzung die 
Dienststelle nicht entscheidet, sind die 
Vorgaben in Absprache mit der für die 
Arbeitsplatzbesetzung zuständigen Stelle 
zu entwickeln.

(3) Der Gleichstellungsplan hat für jede 
Zielvorgabe konkrete Maßnahmen perso­
neller, sozialer oder organisatorischer Art 
zur Erreichung der jeweiligen Zielvorgabe 
zu benennen. Er enthält insbesondere auch 
Maßnahmen zur Förderung der Vereinbar­
keit von Familie, Pflege und Berufstätig­
keit.

(4) Sofern personalwirtschaftliche Maß­
nahmen vorgesehen sind, durch die Stellen 
oder Planstellen gesperrt werden oder 
wegfallen, ist im Gleichstellungsplan 
vorzusehen, dass der Anteil des unterre­
präsentierten Geschlechts in den betref­
fenden Bereichen nach § 3 Nummer 2 
zumindest nicht sinkt.

(5) Der Gleichstellungsplan darf keine 
personenbezogenen Daten enthalten.

§ 14

Bekanntmachung, Veröffentlichung
Der Gleichstellungsplan ist innerhalb eines 
Monats nach Beginn seiner Geltungsdauer 
im Intranet der Dienststellen zu veröffent­
lichen und den Beschäftigten unverzüglich 
zur Kenntnis zu geben.  
Die Beschäftigten mit Vorgesetzten- oder 
Leitungsaufgaben erhalten ihn in Text­
form.
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Abschnitt 4
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und
Berufstätigkeit für Frauen und Männer

§ 15

Arbeitszeiten und sonstige Rahmen­
bedingungen
Die Dienststellen haben Arbeitszeiten und 
sonstige Rahmenbedingungen anzubieten, 
die Frauen und Männern die Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 
erleichtern, soweit zwingende dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen. Zu den 
sonstigen Rahmenbedingungen im Sinne 
von Satz 1 können Möglichkeiten zur 
Betreuung von Kindern oder pflegebe­
dürftigen Personen einschließlich ent­
sprechender Beratungs- und Vermitt­
lungsleistungen gehören.

§ 16

Teilzeitbeschäftigung, Telearbeit,
mobiles Arbeiten und Beurlaubung zur
Wahrnehmung von Familien- oder  
Pflegeaufgaben
(1) Die Dienststellen haben Anträgen von 
Beschäftigten mit Familien- oder Pfle­
geaufgaben auf familien- oder pflegebe­
dingte Teilzeitbeschäftigung oder Beur­
laubung zu entsprechen, soweit zwingende 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen; 
dies gilt auch bei Arbeitsplätzen mit Vor­
gesetzten- oder Leitungsaufgaben unge­
achtet der Hierarchieebene. Im Rahmen 
der dienstlichen Möglichkeiten haben 
die Dienststellen den Beschäftigten mit 
Familien- oder Pflegeaufgaben auch 
Telearbeitsplätze, mobile Arbeitsplätze 
oder familien- oder pflegefreundliche 

Arbeits- und Präsenzzeitmodelle anzu­
bieten. Die Ablehnung von Anträgen muss 
im Einzelnen schriftlich begründet wer­
den.

(2) Die Dienststellen müssen Beschäftigte, 
die einen Antrag auf Teilzeitbeschäftigung, 
familien- oder pflegefreundliche Arbeits­
zeitmodelle oder Beurlaubung zur Wahr­
nehmung von Familien- oder Pflegeauf­
gaben stellen, frühzeitig in Textform 
hinweisen auf:
1. 	� die Folgen einer Bewilligung, insbeson­

dere in beamten-, arbeits-, versorgungs- 
und rentenrechtlicher Hinsicht, sowie

2. 	� die Möglichkeit einer Befristung mit 
Verlängerungsoption und deren Folgen.

(3) Die Dienststellen haben darauf zu 
achten, dass
1. �	� Beschäftigte, deren Antrag auf Teilzeit­

beschäftigung, familien- oder pflege­
freundliche Arbeitszeitmodelle oder 
Beurlaubung zur Wahrnehmung von 
Familien- oder Pflegeaufgaben positiv 
entschieden wurde, eine ihrer ermäßig­
ten Arbeitszeit entsprechende Entlas­
tung von ihren dienstlichen Aufgaben 
erhalten und

2. �	� sich aus der ermäßigten Arbeitszeit 
keine dienstlichen Mehrbelastungen 
für andere Beschäftigte der Dienststelle 
ergeben.

(4) Die Vorschriften des Teilzeit- und Befris­
tungsgesetzes zur Teilzeitbeschäftigung 
sowie sonstige gesetzliche Regelungen zur 
Teilzeitbeschäftigung oder zur Beurlau­
bung bleiben von den Absätzen 1 bis 3 
unberührt.
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§ 17

Wechsel zur Vollzeitbeschäftigung, 
beruflicher Wiedereinstieg
(1) Bei Vorliegen der gleichen Qualifikation 
müssen im Rahmen der Besetzung von 
Arbeitsplätzen vorrangig berücksichtigt 
werden:
1.	� Teilzeitbeschäftigte mit Familien- oder 

Pflegeaufgaben, die eine Vollzeitbe­
schäftigung oder eine Erhöhung ihrer 
wöchentlichen Arbeitszeit beantragen, 
sowie

2.	� beurlaubte Beschäftigte, die während 
der Beurlaubung Familien- oder Pfle­
geaufgaben wahrgenommen haben und 
eine vorzeitige Rückkehr aus der Beur­
laubung beantragen.

(2) Die Dienststellen haben den auf Grund 
von Familien- oder Pflegeaufgaben beur­
laubten Beschäftigten die Verbindung zum 
Beruf und den beruflichen Wiedereinstieg 
zu erleichtern. Als Maßnahmen hierfür 
kommen insbesondere in Betracht:
1.	� die Möglichkeit der Teilzeitbeschäfti­

gung nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz,

2.	� die Möglichkeit der Teilzeitbeschäfti­
gung nach dem Teilzeit- und Befris­
tungsgesetz, soweit die Art der Tätigkeit 
eine Teilzeitbeschäftigung nicht aus­
schließt,

3.	� die rechtzeitige Unterrichtung über 
Fortbildungsangebote,

4.	� das Angebot zur Teilnahme an Fortbil­
dungen während oder nach der Beur­
laubung sowie

5.	� das Angebot von Urlaubs- und Krank­
heitsvertretungen.

(3) Die Teilnahme an einer Fortbildung 
während der Beurlaubung zur Wahrneh­
mung von Familien- oder Pflegeaufgaben 
begründet einen Anspruch auf bezahlte 
Dienst- oder Arbeitsbefreiung nach dem 
Ende der Beurlaubung. Die Dauer der 
bezahlten Dienst- oder Arbeitsbefreiung 
richtet sich nach der Dauer der Fortbil­
dung.

(4) Die Dienststelle hat rechtzeitig vor Ablauf 
einer Beurlaubung zur Wahrnehmung von 
Familien- oder Pflegeaufgaben Personalge­
spräche mit den betroffenen Beschäftigten 
zu führen, in denen deren weitere berufliche 
Entwicklung zu erörtern ist.

§ 18

Verbot von Benachteiligungen
(1) Folgende Umstände dürfen die Einstel­
lung sowie die berufliche Entwicklung 
einschließlich des beruflichen Aufstiegs 
nicht beeinträchtigen und sich insbeson­
dere nicht nachteilig auf die dienstliche 
Beurteilung auswirken:
1.	 Teilzeitbeschäftigung,
2.	� Telearbeit, mobiles Arbeiten sowie die 

Teilnahme an flexiblen Arbeits- oder 
Präsenzzeiten,

3.	 eine bestehende Schwangerschaft,
4.	� schwangerschafts- oder mutterschafts­

bedingte Abwesenheiten auf Grund 
mutterschutzrechtlicher Beschäfti­
gungsverbote,

5.	� Beurlaubungen auf Grund von Fami­
lien- oder Pflegeaufgaben.

Dies schließt nicht aus, dass Zeiten nach 
Satz 1 Nummer 1 anders behandelt werden 
als Zeiten nach Satz 1 Nummer 4 und 5.
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(2) Eine unterschiedliche Behandlung von 
Teilzeitbeschäftigung im Verhältnis zu 
Vollzeitbeschäftigung ist nur zulässig, 
wenn zwingende sachliche Gründe dies 
rechtfertigen. Dies gilt für Telearbeit, 
mobiles Arbeiten und Beurlaubungen  
auf Grund von Familien- oder Pflegeaufga­
ben mit Ausnahme der Elternzeit entspre­
chend.

(3) Schwangerschafts- und mutterschafts­
bedingte Abwesenheiten auf Grund mut­
terschutzrechtlicher Beschäftigungsver­
bote sowie Beurlaubungen auf Grund von 
Familien- oder Pflegeaufgaben sind bei der 
Anrechnung von Wartezeiten für eine 
Beförderung nach § 22 Absatz 4 des Bun­
desbeamtengesetzes zu berücksichtigen.

Abschnitt 5
Gleichstellungsbeauftragte,
Stellvertreterin und Vertrauensfrau

§ 19

Wahl, Verordnungsermächtigung
(1) In jeder Dienststelle mit in der Regel 
mindestens 100 Beschäftigten werden  
eine Gleichstellungsbeauftragte und eine 
Stellvertreterin gewählt. Satz 1 gilt auch 
für oberste Bundesbehörden mit in der 
Regel weniger als 100 Beschäftigten. Die 
Wahl der Gleichstellungsbeauftragten und 
der Stellvertreterin findet in getrennten 
Wahlgängen nach Maßgabe der allgemei­
nen Wahlrechtsgrundsätze statt. Wieder­
wahlen sind zulässig. Wahlberechtigt und 
wählbar sind die weiblichen Beschäftigten 
der Dienststelle.

(2) Die weiblichen Beschäftigten einer 
Dienststelle ohne eigene Gleichstellungs­
beauftragte sind bei der nächsthöheren 
Dienststelle wahlberechtigt.

(3) Verwaltungen mit einem großen Ge­
schäftsbereich können abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 weniger Gleichstellungs­
beauftragte wählen lassen, sofern sicher­
gestellt ist, dass die Beschäftigten des 
gesamten Geschäftsbereichs angemessen 
durch eine Gleichstellungsbeauftragte 
vertreten werden.

(4) In Dienststellen mit großen Zuständig­
keits- oder komplexen Aufgabenbereichen 
werden bis zu drei Stellvertreterinnen 
gewählt. Dies gilt auch für Verwaltungen 
mit einem großen Geschäftsbereich, die 
von der Ausnahmeregelung nach Absatz 3 
Gebrauch machen.

(5) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates das Verfahren der Wahl nach 
den Absätzen 1 bis 4.

§ 20

Bestellung
(1) Die Dienststellen bestellen die gewähl­
ten Beschäftigten für jeweils vier Jahre  
zur Gleichstellungsbeauftragten oder zur 
Stellvertreterin. Die Bestellung setzt 
voraus, dass die gewählten Beschäftigten 
weder der Personal- noch der Schwerbe­
hindertenvertretung angehören.

(2) Findet sich für die Wahl der Gleich­
stellungsbeauftragten keine Kandidatin 
oder ist nach der Wahl keine Kandidatin 
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gewählt, bestellt die Dienststellenleitung 
die Gleichstellungsbeauftragte aus dem 
Kreis der weiblichen Beschäftigten von 
Amts wegen. Hierzu bedarf es der Zustim­
mung der zu bestellenden Beschäftigten.

(3) Finden sich für die Wahl der Stellvertre­
terinnen nicht genügend Kandidatinnen 
oder sind nach der Wahl nicht genügend 
Kandidatinnen gewählt, bestellt die 
Dienststellenleitung die Stellvertreterin­
nen auf Vorschlag der Gleichstellungsbe­
auftragten von Amts wegen. Hierzu bedarf 
es der Zustimmung der zu bestellenden 
Beschäftigten.

(4) Für kleine Dienststellen nach § 19 
Absatz 2 sowie für Nebenstellen und Teile 
einer Dienststelle, die räumlich weit von 
dieser entfernt liegen, ist auf Vorschlag der 
zuständigen Gleichstellungsbeauftragten 
eine Vertrauensfrau zu bestellen. Die 
Bestellung der Vertrauensfrauen bedarf 
der Zustimmung der zu bestellenden 
weiblichen Beschäftigten. Die Vertrauens­
frau muss Beschäftigte der jeweiligen 
Dienststelle, Nebenstelle der Dienststelle 
oder des jeweiligen Dienststellenteils sein. 

§ 21

Anfechtung der Wahl
(1) Die Wahl kann angefochten werden, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften zur 
Wahl verstoßen worden und der Verstoß 
nicht berichtigt worden ist. Eine Anfech­
tung der Wahl scheidet aus, wenn das 
Wahlergebnis durch einen Verstoß gegen 
wesentliche Vorschriften zur Wahl nicht 
geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Anfechtungsberechtigt sind eine Grup­
pe von mindestens drei Wahlberechtigten 
und die Dienststellenleitung.

(3) Die Anfechtung muss vor dem Verwal­
tungsgericht innerhalb von zwölf Arbeits­
tagen nach Bekanntgabe des Wahlergeb­
nisses erfolgen.

§ 22

Vorzeitiges Ausscheiden
(1) Scheidet die Gleichstellungsbeauftragte 
vorzeitig aus ihrem Amt aus oder ist sie 
nicht nur vorübergehend verhindert, ihr 
Amt auszuüben, hat die Dienststelle für die 
restliche Amtszeit unverzüglich eine neue 
Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. 
§ 19 findet keine Anwendung, wenn die 
Dauer der restlichen Amtszeit zwei Jahre 
oder weniger beträgt.

(2) Scheidet eine Stellvertreterin oder eine 
Vertrauensfrau vorzeitig aus ihrem Amt 
aus oder ist sie nicht nur vorübergehend 
verhindert, ihr Amt auszuüben, hat die 
Dienststelle auf Vorschlag der Gleichstel­
lungsbeauftragten für die restliche Amts­
zeit eine neue Stellvertreterin oder eine 
neue Vertrauensfrau zu bestellen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Scheiden sowohl die Gleichstellungs­
beauftragte als auch all ihre Stellvertrete­
rinnen vorzeitig aus ihrem Amt aus oder 
sind sie nicht nur vorübergehend verhin­
dert, ihr Amt auszuüben, finden Neuwah­
len nach § 19 statt.

(4) Eine Verhinderung ist nicht nur vor­
übergehend, wenn das Amt auf Grund 
krankheitsbedingter Arbeits- oder Dienst­
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unfähigkeit für mehr als sechs Monate 
ununterbrochen nicht ausgeübt werden 
konnte.

§ 23

Zusammenlegung, Aufspaltung und Ein­
gliederung
(1) Bei der Zusammenlegung von Dienst­
stellen zu einer neuen Dienststelle endet 
die Amtszeit der Gleichstellungsbeauftrag­
ten und die der Stellvertreterinnen spätes­
tens ein Jahr nach Zusammenlegung  
der Dienststellen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
erfolgt die Aufgabenaufteilung und -wahr­
nehmung in gegenseitigem Einvernehmen 
zwischen den Gleichstellungsbeauftragten 
und Stellvertreterinnen. Neuwahlen nach 
§ 19 müssen rechtzeitig vor Ablauf eines 
Jahres nach Zusammenlegung der Dienst­
stellen abgeschlossen sein.

(2) Im Falle der Teilung oder Aufspaltung 
einer Dienststelle in zwei oder mehrere 
Dienststellen endet die Amtszeit der 
Gleichstellungsbeauftragten und die der 
Stellvertreterinnen spätestens ein Jahr 
nach dem Vollzug des Organisationsaktes. 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Wird eine Dienststelle in eine andere 
Dienststelle eingegliedert, endet die Amts­
zeit der Gleichstellungsbeauftragten und 
die der Stellvertreterinnen der ein­
gegliederten Dienststelle mit Vollzug des 
Organisationsaktes der Eingliederung.

§ 24

Rechtsstellung
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte gehört 
der Personalverwaltung an und wird 

unmittelbar der Dienststellenleitung 
zugeordnet. Bei obersten Bundesbehörden 
ist auch eine Zuordnung zur Leitung der 
Zentralabteilung möglich.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in der 
Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei. Sie 
darf nur in ihrer Eigenschaft als Gleich­
stellungsbeauftragte mit Personalangele­
genheiten befasst sein. Ihre Befugnis zur 
Erstellung dienstlicher Beurteilungen für 
die ihr zugeordneten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (§ 29 Absatz 2) bleibt von 
Satz 2 unberührt.

(3) Die Rechte und Pflichten der Gleich­
stellungsbeauftragten nach den Absätzen 1  
und 2 sowie nach den §§ 28 bis 35 gelten 
auch für die Stellvertreterinnen, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 25

Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
Gleichstellungsbeauftragten
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte hat  
die Aufgabe, den Vollzug dieses Gesetzes 
sowie des Allgemeinen Gleichbehandlungs­
gesetzes im Hinblick auf den Schutz der 
Beschäftigten vor Benachteiligungen 
wegen ihres Geschlechts, insbesondere bei 
Benachteiligungen von Frauen, zu fördern 
und zu überwachen. Dies umfasst auch 
den Schutz von Frauen, die behindert oder 
von einer Behinderung bedroht sind, sowie 
den Schutz vor sexueller Belästigung am 
Arbeitsplatz.

(2) Zu den Aufgaben der Gleichstellungs­
beauftragten zählen insbesondere:
1.	� die Dienststelle dabei zu unterstützen, 

die Ziele dieses Gesetzes zu erreichen 
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und die Erfüllung der allgemeinen 
Pflichten nach § 4 zu fördern,

2.	� bei allen personellen, organisatorischen 
und sozialen Maßnahmen der Dienst­
stelle mitzuwirken, die die Gleichstel­
lung von Frauen und Männern, die 
Beseitigung von Unterrepräsentanzen, 
die Vereinbarkeit von Familie, Pflege 
und Berufstätigkeit sowie den Schutz 
vor sexueller Belästigung am Arbeits­
platz betreffen,

3.	� einzelne Beschäftigte bei Bedarf zu 
beraten und zu unterstützen, insbeson­
dere in den Bereichen der beruflichen 
Entwicklung und Förderung sowie der 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Berufstätigkeit sowie in Bezug auf den 
Schutz vor Benachteiligungen, und

4.	� die Fortbildungsangebote nach § 10 
Absatz 5 wahrzunehmen.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann 
Sprechstunden durchführen und jährliche 
Versammlungen der weiblichen Beschäf­
tigten einberufen. Sie unterrichtet die 
Dienststellenleitung im Vorfeld über die 
Einberufung einer Versammlung nach 
Satz 1. Die Gleichstellungsbeauftragte 
kann an Personalversammlungen teilneh­
men und hat dort ein Rederecht.

(4) Im Falle des § 19 Absatz 2 nimmt die 
Gleichstellungsbeauftragte der nächst­
höheren Dienststelle die ihr nach den 
Absätzen 1 und 2 zugewiesenen Aufgaben 
auch für nachgeordnete Dienststellen 
wahr. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte der 
obersten Bundesbehörde ist für den Infor­
mations- und Erfahrungsaustausch der 
Gleichstellungsbeauftragten, Stellvertrete­

rinnen und Vertrauensfrauen in ihrem 
Geschäftsbereich verantwortlich.

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte eines 
obersten Gerichts hat das Recht, an den 
Sitzungen des Präsidialrates und dessen 
Ausschüssen teilzunehmen.

(7) Die Aufgabenwahrnehmung als Gleich­
stellungsbeauftragte hat Vorrang vor der 
Wahrnehmung anderer Aufgaben.

§ 26

Aufgaben der Stellvertreterin und der 
Vertrauensfrau
(1) Die Stellvertreterin wird grundsätzlich 
im Vertretungsfall tätig.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die 
Gleichstellungsbeauftragte der Stellver­
treterin mit deren Einverständnis einen 
Teil der Aufgaben nach § 25 zur eigenstän­
digen Erledigung übertragen. Im Falle des 
§ 19 Absatz 4 erfolgt die Aufgabenauftei­
lung zwischen der Gleichstellungsbeauf­
tragten und den Stellvertreterinnen in 
gegenseitigem Einvernehmen. Eine Ände­
rung oder Aufhebung der Delegationsent­
scheidung nach den Sätzen 1 und 2 kann 
die Gleichstellungsbeauftragte jederzeit 
ohne Zustimmung der Stellvertreterin 
oder der Stellvertreterinnen vornehmen.  
§ 24 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Die Stellvertreterin hat die von der 
Gleichstellungsbeauftragten vorgegebenen 
Leitlinien der Gleichstellungsarbeit zu 
beachten. Die Gesamtverantwortung für 
die Aufgabenerledigung verbleibt bei der 
Gleichstellungsbeauftragten.
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(4) Die Vertrauensfrau ist Ansprechpartne­
rin für die Beschäftigten der jeweiligen 
Dienststelle, Nebenstelle oder des jeweiligen 
Dienststellenteils sowie für die zuständige 
Gleichstellungsbeauftragte. Ihr obliegt die 
Vermittlung von Informationen zwischen 
den Beschäftigten und der Gleichstellungs­
beauftragten. Sind sowohl die Gleichstel­
lungsbeauftragte als auch ihre Stellvertrete­
rinnen verhindert, kann die Vertrauensfrau 
im Auftrag der Gleichstellungsbeauftragten 
an Vorstellungsgesprächen, besonderen 
Auswahlverfahren oder Sitzungen von 
Auswahlkommissionen teilnehmen; die 
Ausübung des Mitwirkungsrechts nach § 32 
bleibt in diesem Fall weiterhin der Gleich­
stellungsbeauftragten vorbehalten. Macht 
die Dienststelle von der Möglichkeit in § 19 
Absatz 3 Gebrauch, kann die Gleichstel­
lungsbeauftragte der Vertrauensfrau mit 
deren Einverständnis auch Aufgaben zur 
eigenständigen Erledigung bei der örtlichen 
Dienststelle, Nebenstelle oder des Dienst­
stellenteils übertragen.

§ 27

Beteiligung und Unterstützung der 
Gleichstellungsbeauftragten
(1) Die Dienststelle beteiligt die Gleichstel­
lungsbeauftragten frühzeitig, insbesonde­
re bei
1.	� personellen Angelegenheiten; dies 

betrifft die Vorbereitung und Entschei­
dung über

	 a) die Vergabe von Ausbildungsplätzen, 
	 b) �die Einstellung sowie die Abordnung, 

Versetzung und Umsetzung von 
Beschäftigten für jeweils mehr als 
drei Monate,

	 c) �die Fortbildung und den beruflichen 
Aufstieg von Beschäftigten,

	 d) �die Abmahnung, die Einleitung und 
den Abschluss eines Disziplinarver­
fahrens einschließlich der vorläufi­
gen Dienstenthebung,

	 e) �Kündigung sowie Aufhebungsver­
trag, Entlassung, Versetzung in den 
Ruhestand und vergleichbare Ent­
scheidungen,

2.	� organisatorischen und sozialen Angele­
genheiten,

3.	� der Abfassung von Beurteilungsricht­
linien sowie bei Besprechungen, die die 
einheitliche Anwendung dieser Richt­
linien in der Dienststelle sicherstellen 
sollen,

4. �	� Verfahren zur Besetzung von Gremien 
nach Maßgabe des Bundesgremien­
besetzungsgesetzes, sofern keine Orga­
nisationseinheit zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der Dienststelle 
eingerichtet ist, sowie

5.	 der Erstellung des Gleichstellungsplans.

(2) Eine frühzeitige Beteiligung nach 
Absatz 1 liegt vor, wenn die Gleichstellungs­
beauftragte mit Beginn des Entscheidungs­
prozesses auf Seiten der Dienststelle betei­
ligt wird und die jeweilige Entscheidung 
oder Maßnahme noch gestaltungsfähig ist.

(3) Die Beteiligung der Gleichstellungsbe­
auftragten geht einem Beteiligungsver­
fahren nach dem Bundespersonalver­
tretungsgesetz und dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch voraus; das Verfahren 
nach § 32 Absatz 3 muss abgeschlossen 
sein. Erfolgt entgegen Satz 1 eine parallele 
Beteiligung von Personal- oder Schwer­
behindertenvertretung, ist die Gleichstel­
lungsbeauftragte über die Gründe zu 
informieren.
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§ 28

Schutzrechte
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte darf bei 
der Erfüllung ihrer Pflichten nicht behin­
dert und wegen ihrer Tätigkeit als Gleich­
stellungsbeauftragte in ihrer beruflichen 
Entwicklung nicht benachteiligt oder 
begünstigt werden. Insbesondere übt sie 
ihr Amt ohne Minderung ihrer bisherigen 
Bezüge oder ihres bisherigen Arbeitsent­
gelts aus und nimmt am beruflichen 
Aufstieg so teil, wie dieser ohne die Über­
nahme des Amtes erfolgt wäre.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wird 
von anderweitigen Tätigkeiten in dem 
Ausmaß entlastet, wie dies zur ordnungs­
gemäßen Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
als Gleichstellungsbeauftragte erforderlich 
ist. In Dienststellen mit in der Regel weni­
ger als 600 Beschäftigten beträgt die Ent­
lastung mindestens die Hälfte der regel­
mäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitkraft. 
Bei einer Beschäftigtenzahl von in der 
Regel mindestens 600 Beschäftigten wird 
die Gleichstellungsbeauftragte im Umfang 
der Regelarbeitszeit einer Vollzeitkraft ent­
lastet. Übt die Gleichstellungsbeauftragte 
eine Teilzeitbeschäftigung aus, ist der 
Entlastungsumfang der Stellvertreterin 
oder der Stellvertreterinnen entsprechend 
zu erhöhen; dies gilt unabhängig von den 
Vorgaben zur Entlastung der Stellvertrete­
rin in Absatz 5. Ist die Gleichstellungsbe­
auftragte gemäß § 19 Absatz 2 für mehr als 
eine Dienststelle zuständig, ist für die 
Höhe der Entlastung die Gesamtzahl der 
Beschäftigten aller Dienststellen maßge­
bend.

(3) Die Dienststellen haben die berufliche 
Entwicklung der Gleichstellungsbeauf­
tragten von Amts wegen fiktiv nachzu­
zeichnen. Diese Pflicht gilt ungeachtet des 
Entlastungsumfangs der Gleichstellungs­
beauftragten. Die fiktive Nachzeichnung 
dient als Grundlage für Personalauswahl­
entscheidungen. Der Anspruch auf fiktive 
Nachzeichnung der dienstlichen Beurtei­
lung nach § 33 Absatz 3 der Bundeslauf­
bahnverordnung bleibt unberührt. Die 
Dienststellen haben der Gleichstellungs­
beauftragten auf deren Antrag hin eine 
Aufgabenbeschreibung als Nachweis über 
ihre Tätigkeit als Gleichstellungsbeauf­
tragte zu erteilen.

(4) Vor Kündigung, Versetzung und Abord­
nung ist die Gleichstellungsbeauftragte 
wie ein Mitglied der Personalvertretung 
geschützt.

(5) Wird die Stellvertreterin nach § 26 
Absatz 1 im Vertretungsfall tätig, ist sie 
anstelle der Gleichstellungsbeauftragten 
mit Beginn der Vertretungstätigkeit in 
dem Ausmaß ihrer Tätigkeit als Stellver­
treterin von anderweitigen Tätigkeiten  
zu entlasten. Im Falle des § 26 Absatz 2 Satz 
1 wird die Stellvertreterin anstelle der 
Gleichstellungsbeauftragten im Umfang 
von bis zu einem Viertel der regelmäßigen 
Arbeitszeit einer Vollzeitkraft entlastet.  
Im Falle des § 26 Absatz 2 Satz 2 beträgt die 
Entlastung der Stellvertreterinnen jeweils 
bis zur Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
einer Vollzeitkraft; die Höhe der Entlas­
tung der Gleichstellungsbeauftragten 
bleibt hiervon unberührt.
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(6) Vertrauensfrauen werden von ander­
weitigen Tätigkeiten in dem Ausmaß 
entlastet, wie dies zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben als Infor­
mationsvermittlerin erforderlich ist. Die 
Entlastung beträgt mindestens ein Zehntel 
und bis zu einem Viertel der regelmäßigen 
Arbeitszeit einer Vollzeitkraft.

§ 29

Ausstattung
(1) Der Gleichstellungsbeauftragten ist mit 
Beginn und bis zum Ende ihrer Amtszeit 
die notwendige personelle, räumliche und 
sachliche Ausstattung zur Verfügung zu 
stellen.

(2) Bei einer Beschäftigtenzahl von in der 
Regel weniger als 1 000 kann der Gleich­
stellungsbeauftragten eine Mitarbeiterin 
oder ein Mitarbeiter zugeordnet werden. In 
einer Dienststelle mit in der Regel mindes­
tens 1 000 Beschäftigten ist der Gleichstel­
lungsbeauftragten mindestens eine Mitar­
beiterin oder ein Mitarbeiter zuzuordnen.

(3) Die Aufgabe der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beschränkt sich auf die Unter­
stützung der Gleichstellungsbeauftragten. 
§ 26 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte erhält 
einen monatlichen Verfügungsfonds. Die 
Höhe des Verfügungsfonds der vollständig 
von anderweitigen Aufgaben entlasteten 
Gleichstellungsbeauftragten entspricht der 
Höhe der Aufwandsentschädigung für 
ganz von ihrer dienstlichen Tätigkeit 
freigestellte Mitglieder von Personalräten, 
Gesamtpersonalräten, Bezirkspersonalrä­
ten und Hauptpersonalräten. Die teilweise 

von anderweitigen Aufgaben entlastete 
Gleichstellungsbeauftragte erhält einen 
Verfügungsfonds, der dem Anteil ihrer 
Entlastung entspricht. Die Verordnung 
über die Höhe der Aufwandsentschädigung 
für vom Dienst freigestellte Personalvertre­
tungsmitglieder vom 18. Juli 1974 (BGBl. I  
S. 1499), die durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 3. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3306) 
geändert worden ist, gilt entsprechend.

§ 30

Zusammenarbeit und Information
(1) Die Dienststellenleitung und die Gleich­
stellungsbeauftragte arbeiten zum Wohle 
der Beschäftigten und zur Erfüllung der in 
§ 1 genannten Ziele eng zusammen.

(2) Die Dienststellenleitung unterstützt 
die Gleichstellungsbeauftragte bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und der 
Ausübung ihrer Mitwirkungsrechte, 
indem sie die Gleichstellungsbeauftragte 
insbesondere unverzüglich und umfas­
send informiert. Die zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Unterla­
gen, insbesondere Bewerbungsunterlagen, 
vergleichende Übersichten und Auswahl­
vermerke, sind ihr frühestmöglich vor­
zulegen und die erbetenen Auskünfte zu 
erteilen. Die Dienststellenleitung soll der 
Gleichstellungsbeauftragten Gelegenheit 
zur aktiven Teilnahme an allen Entschei­
dungsprozessen zu personellen, organisa­
torischen und sozialen Angelegenheiten 
geben und den Informations- und Erfah­
rungsaustausch der Gleichstellungsbeauf­
tragten mit anderen Gleichstellungsbeauf­
tragten unterstützen.
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(3) Die Gleichstellungsbeauftragte hat das 
Recht, Einsicht in die entscheidungsrele­
vanten Teile von Personalakten zu neh­
men, soweit die Kenntnis des Akteninhalts 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist. 

§ 31

Verschwiegenheitspflicht
Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre 
Stellvertreterinnen, die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie die Vertrauensfrauen 
sind hinsichtlich persönlicher Verhältnisse 
der Beschäftigten und anderer vertraulicher 
Angelegenheiten in der Dienststelle ab dem 
Zeitpunkt ihrer Bestellung sowie über die 
Zeit ihrer Bestellung hinaus zum Stillschwei­
gen verpflichtet.

§ 32

Form der Mitwirkung und Stufen­
beteiligung
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte hat das 
Recht und die Pflicht, unmittelbar bei der 
Dienststellenleitung vorzutragen. Sie hat 
in allen Angelegenheiten, die nach § 25 
Absatz 1 und § 27 Absatz 1 ihrer Mitwir­
kung unterliegen, ein Initiativrecht. Die 
Dienststelle hat über einen Initiativantrag 
innerhalb angemessener Zeit, spätestens 
nach einem Monat, zu entscheiden. In 
Ausnahmefällen ist die endgültige Ent­
scheidung nach drei Monaten vorzuneh­
men. Die Entscheidung ist der Gleichstel­
lungsbeauftragten in Textform 
mitzuteilen.

(2) Die Mitwirkung der Gleichstellungs­
beauftragten erfolgt regelmäßig durch 
Votum, das zu den Akten zu nehmen ist. 

Das Votum ist innerhalb von zehn Arbeits­
tagen ab Zugang der Mitteilung über die 
beabsichtigte Maßnahme oder Entschei­
dung in Textform abzugeben; von dieser 
Frist kann im Einvernehmen mit der 
Gleichstellungsbeauftragten abgewichen 
werden. Nur in besonders dringenden 
Fällen darf die Frist zur Abgabe des 
Votums ausnahmsweise auf drei Arbeitsta­
ge verkürzt werden. Hat die Gleichstel­
lungsbeauftragte innerhalb von zehn 
Arbeitstagen oder im Falle des Satzes 3 
innerhalb von drei Arbeitstagen kein 
Votum abgegeben, so gilt die beabsichtigte 
Maßnahme oder Entscheidung als gebil­
ligt.

(3) Folgt die Dienststelle dem Votum der 
Gleichstellungsbeauftragten nicht, hat  
sie der Gleichstellungsbeauftragten die 
Gründe für die Nichtbefolgung mitzutei­
len, wenn die Gleichstellungsbeauftragte 
dies bei der Abgabe des Votums verlangt 
hat. Die Mitteilung durch die Dienststelle 
hat in Textform innerhalb von 15 Arbeits­
tagen ab Zugang des Votums zu erfolgen.

(4) Soweit in Dienststellen Entscheidungen 
für nachgeordnete Dienststellen getroffen 
werden, hat jede beteiligte Dienststelle die 
für sie zuständige Gleichstellungsbeauf­
tragte nach Maßgabe der §§ 25, 27 und 30 
sowie nach den Absätzen 1 und 2 an dem 
bei ihr anhängigen Teilverfahren zu 
beteiligen. Das in Textform verfasste 
Votum der Gleichstellungsbeauftragten  
der nachgeordneten Dienststelle ist 
zusammen mit den weiteren entschei­
dungsrelevanten Unterlagen der nächst­
höheren Dienststelle und von dieser der 
bei ihr bestellten Gleichstellungsbeauf­
tragten vorzulegen. Bei personellen 
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Angelegenheiten gelten die Sätze 1 bis 3 
für den Fall, dass personalbearbeitende 
Dienststelle und Beschäftigungsdienststel­
le nicht identisch sind, entsprechend. Satz 
1 gilt auch, wenn Vorgänge, die Aufgaben 
der Gleichstellungsbeauftragten nach 
Absatz 1 betreffen, mit Wirkung für eine 
andere Dienststelle bearbeitet werden, die 
nicht nachgeordnete Dienststelle nach § 25 
Absatz 4 ist.

§ 33

Einspruchsrecht und Einspruchs- 
verfahren
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein 
Einspruchsrecht gegenüber der Dienststel­
lenleitung, wenn sie geltend macht, die 
Dienststelle habe
1.	� entgegen § 12 Absatz 1 einen Gleichstel­

lungsplan nicht erstellt oder die Frist 
nach § 12 Absatz 2 erheblich verletzt,

2.	� einen Gleichstellungsplan erstellt, der 
nicht den Vorgaben des § 13 entspricht,

3.	� entgegen § 27 Absatz 1 Nummer 5 die 
Gleichstellungsbeauftragte bei der 
Erstellung des Gleichstellungsplans 
nicht beteiligt,

4.	� entgegen § 14 den Gleichstellungsplan 
nicht bekannt gegeben,

5.	� Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 
verletzt oder

6.	� gegen weitere Vorschriften dieses 
Gesetzes oder gegen andere Vorschrif­
ten über die Gleichstellung von Frauen 
und Männern verstoßen.

(2) Der Einspruch ist innerhalb einer 
Woche ab Zugang der Begründung nach 
§ 32 Absatz 3 schriftlich bei der Dienst­
stellenleitung einzulegen. Er hat aufschie­

bende Wirkung. § 80 Absatz 2 Satz 1  
Nummer 4 und Absatz 3 der Verwaltungs­
gerichtsordnung gilt entsprechend. Im 
Falle der sofortigen Vollziehung unterrich­
tet die Dienststellenleitung die Gleichstel­
lungsbeauftragte unverzüglich.

(3) Die Dienststellenleitung soll über den 
Einspruch innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Einspruchs entscheiden. Hält 
sie den Einspruch für begründet, sind die 
betreffenden Maßnahmen und ihre Folgen 
zu berichtigen sowie die Ergebnisse des 
Einspruchs bei weiteren vergleichbaren 
Fällen zu berücksichtigen.

(4) Hält die Dienststellenleitung den Ein­
spruch für unbegründet, legt sie diesen 
der nächsthöheren Dienststellenleitung 
unverzüglich vor. Bei selbständigen 
bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen ohne mehrstu­
figen Verwaltungsaufbau wird der Ein­
spruch entsprechend deren Vorstand oder 
Geschäftsführung vorgelegt. Die Entschei­
dung der nächsthöheren Dienststellen­
leitung, des Vorstandes oder der Geschäfts­
führung erfolgt entsprechend Absatz 3.

(5) Die Entscheidung über den Einspruch 
ist schriftlich zu begründen und der 
Gleichstellungsbeauftragten unverzüglich 
zu übermitteln.

§ 34

Gerichtliches Verfahren
(1) Bleibt der Einspruch nach § 33 erfolglos, 
kann die Gleichstellungsbeauftragte das 
Verwaltungsgericht anrufen. Zuvor hat die 
Gleichstellungsbeauftragte oder die 
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Dienststelle einen nochmaligen außerge­
richtlichen Einigungsversuch zu unter­
nehmen. Das Gericht ist innerhalb eines 
Monats anzurufen, nachdem die Gleich­
stellungsbeauftragte oder die Dienststelle 
das Scheitern des außergerichtlichen 
Einigungsversuchs schriftlich festgestellt 
hat. Die Anrufung hat keine aufschiebende 
Wirkung.

(2) Die Anrufung des Gerichts kann nur 
darauf gestützt werden, dass die Dienst­
stelle
1.	� Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 

verletzt hat oder
2.	� einen Gleichstellungsplan erstellt hat, 

der nicht den Vorgaben der §§ 12 bis 14 
entspricht.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 3 ist die 
Anrufung des Gerichts auch zulässig, 
wenn über den Einspruch ohne zureichen­
den Grund in angemessener Frist sachlich 
nicht entschieden worden ist.  
§ 75 Satz 2 bis 4 der Verwaltungsgerichts­
ordnung gilt entsprechend.

(4) Die Dienststelle trägt die Kosten, die der 
Gleichstellungsbeauftragten auf Grund 
von Rechtsbehelfen nach den Absätzen 1 
oder 2 entstehen.

§ 35

Fragerecht
(1) Zur Klärung von Fragen grundsätzli­
cher Bedeutung, insbesondere zur Aus­
legung dieses Gesetzes, können sich die 
Gleichstellungsbeauftragte und die Stell­
vertreterinnen unmittelbar an das Bun­
desministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend wenden. Personen­

bezogene Daten von Beschäftigten dürfen 
dem Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend nur mit 
Einwilligung der betroffenen Beschäftig­
ten übermittelt werden.

(2) Anfragen nach Absatz 1 sollen inner­
halb eines Monats beantwortet werden. 
Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend leitet seine 
Antwort der jeweils zuständigen obersten 
Bundesbehörde nachrichtlich zu.

§ 36

Interministerieller Arbeitskreis der Gleich­
stellungsbeauftragten
Die Gleichstellungsbeauftragten der obers­
ten Bundesbehörden bilden zusammen 
den Interministeriellen Arbeitskreis der 
Gleichstellungsbeauftragten der obersten 
Bundesbehörden. Der Arbeitskreis infor­
miert die Gleichstellungsbeauftragten 
aus den Geschäftsbereichen regelmäßig 
über seine Tätigkeit. Die Möglichkeit, im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes weite­
re Arbeitskreise zur Koordinierung der 
Arbeit von Gleichstellungsbeauftragten 
einzurichten, bleibt von den Sätzen 1 und 
2 unberührt.
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Abschnitt 6
Sonderregelungen, Statistik,
Bericht und Übergangsbestimmungen

§ 37

Sonderregelungen für den Bundesnach­
richtendienst
Für den Bundesnachrichtendienst gilt 
dieses Gesetz mit folgenden Abweichun­
gen:
1.	� der Bundesnachrichtendienst gilt als 

einheitliche Dienststelle, in der keine 
Vertrauensfrauen bestellt werden,

2.	� § 6 Absatz 2 Satz 2 ist nicht anzuwen­
den,

3.	� § 14 Satz 1 gilt nicht; die Beschäftigten 
des Bundesnachrichtendienstes sind 
berechtigt, den Gleichstellungsplan  
bei den von der Personalverwaltung 
bezeichneten Stellen einzusehen,

4.	� beim Bundesnachrichtendienst 
beschäftigte Soldatinnen sind gemäß 
§ 19 Absatz 1 aktiv wahlberechtigt,

5.	� beim Bundesnachrichtendienst tätige 
Soldatinnen und Soldaten gelten hin­
sichtlich der Zuständigkeit der dort 
bestellten Gleichstellungsbeauftragten 
als Beschäftigte des Bundesnachrich­
tendienstes, soweit dessen Leitung oder 
das Bundeskanzleramt für die Entschei­
dung in personellen, sozialen oder 
organisatorischen Angelegenheiten 
dieses Personenkreises zuständig ist,

6.	� beim Informations- und Erfahrungs­
austausch der Gleichstellungsbeauf­
tragten gemäß § 25 Absatz 5 sind die  
für den Bundesnachrichtendienst 
geltenden Sicherheitsbestimmungen  
zu beachten,

7.	� ein Votum der Gleichstellungsbeauf­
tragten des Bundesnachrichtendienstes, 

das diese gemäß den §§ 25, 27 und 32 
abgegeben hat, ist dem Bundeskanzler­
amt vorzulegen, soweit im Bundeskanz­
leramt Entscheidungen für den Bundes­
nachrichtendienst getroffen werden 
und die Gleichstellungsbeauftragte des 
Bundeskanzleramtes insoweit nicht zu 
beteiligen ist,

8.	� § 32 Absatz 4 und § 38 Absatz 1 Satz 4 
sind nicht anzuwenden,

9.	� die Gleichstellungsbeauftragte bedarf 
des Einvernehmens der Dienststelle, 
soweit im Falle des § 35 eine Angele­
genheit behandelt werden soll, die als 
Verschlusssache eingestuft ist,

10. �bei Vorliegen besonderer Sicherheits­
vorfälle oder einer besonderen Einsatz­
situation, von der der Bundesnachrich­
tendienst ganz oder teilweise betroffen 
ist, ruhen die Rechte und Pflichten der 
Gleichstellungsbeauftragten; Beginn 
und Ende des Ruhens werden jeweils 
von der Leitung des Bundesnachrich­
tendienstes im Einvernehmen mit der 
Chefin oder dem Chef des Bundeskanz­
leramtes festgestellt.

§ 38

Statistik, Verordnungsermächtigung
(1) Jede Dienststelle erfasst alle zwei Jahre 
die Zahl aller in der Dienststelle beschäf­
tigten Frauen und Männer sowie die Zahl 
der Frauen und Männer nach folgenden 
weiteren Kriterien:
1. 	 einzelne Bereiche nach § 3 Nummer 2,
2.	 Voll- und Teilzeitbeschäftigung,
3.	� Inanspruchnahme einer Beurlaubung 

auf Grund von Familien- oder Pfle­
geaufgaben,

4.	� Bewerbung, Einstellung sowie beruf­
licher Aufstieg,
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5.	� beruflicher Aufstieg von Beschäftigten, 
die eine Beurlaubung auf Grund von 
Familien- oder Pflegeaufgaben in 
Anspruch genommen haben, und von 
solchen Beschäftigten, die solche Maß­
nahmen nicht in Anspruch genommen 
haben,

6.	� die Anzahl von Vorgesetzten- oder 
Leitungsfunktionen in Voll- und Teil­
zeitbeschäftigung.

Die Daten nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 
6 sind zum 30. Juni des Berichtsjahres zu 
erfassen, die Daten nach Satz 1 Nummer 4 
und 5 für den Zeitraum vom 1. Juli des 
vorletzten Jahres bis zum 30. Juni des 
Berichtsjahres. Die Daten der nachgeord­
neten Bundesbehörden sowie die des 
mittelbaren Bundesdienstes sind bis zum 
30. September der obersten Bundesbehör­
de oder der obersten Aufsichtsbehörde zu 
melden. Die obersten Bundesbehörden 
melden dem Statistischen Bundesamt bis 
zum 31. Dezember ihre eigenen Daten, die 
zusammengefassten Daten des jeweiligen 
Geschäftsbereichs sowie die zusammenge­
fassten Daten der ihrer Rechtsaufsicht 
unterstehenden mittelbaren Bundesver­
waltung.

(2) Jede oberste Bundesbehörde erfasst 
jährlich die Zahl aller in der obersten 
Bundesbehörde beschäftigten Frauen und 
Männer sowie die Zahl der Frauen und 
Männer nach folgenden weiteren Kriterien:
1.	 Laufbahngruppe des höheren Dienstes,
2.	� einzelne Ebenen mit Vorgesetzten- oder 

Leitungsaufgaben einschließlich der 
politischen Leitungsämter,

3.	� Voll- und Teilzeitbeschäftigung, auch 
für Beschäftigte mit Vorgesetzten- oder 
Leitungsaufgaben,

4.	� Inanspruchnahme einer Beurlaubung 
auf Grund von Familien- oder Pfle­
geaufgaben,

5.	 beruflicher Aufstieg.

Die Daten nach Satz 1 Nummer 1 bis 4 sind 
zum 30. Juni des Berichtsjahres zu erfas­
sen, die Daten nach Satz 1 Nummer 5 für 
den Zeitraum vom 1. Juli des Vorjahres bis 
zum 30. Juni des Berichtsjahres. Die Mel­
dung an das Statistische Bundesamt hat bis 
zum 30. September zu erfolgen.

(3) Das Statistische Bundesamt erstellt  
im Auftrag des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
1. �alle zwei Jahre eine Statistik zu den nach 

Absatz 1 erhobenen Daten der Dienst­
stellen (Gleichstellungsstatistik) und 
leitet diese den obersten Bundesbehör­
den zu,

2. �jährlich einen Index aus den nach 
Absatz 2 erhobenen Daten der obersten 
Bundesbehörden (Gleichstellungsindex) 
und veröffentlicht diesen jeweils bis zum 
31. Dezember.

(4) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die einzelnen Vorgaben für  
die Erfassung und Mitteilung der statisti­
schen Daten. Die Personalstandsstatistik 
nach dem Finanz- und Personalstatistikge­
setz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Februar 2006 (BGBl. I S. 438), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1312) geändert 
worden ist, ist zu berücksichtigen. Die 
Rechtsverordnung nach Satz 1 beschränkt 
den Kreis der mitteilungspflichtigen 
Dienststellen auf das Notwendige. In der 
Rechtsverordnung können auch Bestim­
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mungen zu Inhalt, Ausarbeitung und zur 
jährlichen Aktualisierung der Anlagen zur 
Rechtsverordnung getroffen werden.

§ 39

Bericht
(1) Die Bundesregierung legt dem Deut­
schen Bundestag alle vier Jahre einen 
Bericht über die Situation der Frauen und 
Männer in den Dienststellen nach § 3 
Nummer 5 (Bericht zum Bundesgleichstel­
lungsgesetz) vor. Grundlage des Berichts 
sind die nach § 38 Absatz 1 und 2 erhobe­
nen Daten. Die obersten Bundesbehörden 
haben die dazu erforderlichen Angaben zu 
machen.

(2) Der Bericht legt dar, inwieweit die  
Ziele dieses Gesetzes erreicht sind und das 
Gesetz angewendet worden ist. Er weist 
vorbildhafte Gleichstellungsmaßnahmen 
einzelner Dienststellen aus. Der Bericht 
darf keine personenbezogenen Daten 
enthalten.

(3) An der Erstellung des Berichts ist der 
Interministerielle Arbeitskreis der Gleich­
stellungsbeauftragten der obersten Bun­
desbehörden zu beteiligen.

§ 40

Übergangsbestimmungen
(1) Der Gleichstellungsplan nach Abschnitt 3  
ist erstmals zum 31. Dezember 2015 zu 
erstellen. Dies gilt nicht, wenn die Gel­
tungsdauer des Gleichstellungsplans am  
1. Mai 2015 noch mehr als zwei Jahre 
beträgt.

(2) Die für die Gleichstellungsstatistik  
erstmalig zu erhebenden Daten nach § 38 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 6 
haben den Stichtag 30. Juni 2015, die 
Daten nach § 38 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
und 5 beziehen sich auf den Zeitraum vom 
1. Juli 2013 bis zum 30. Juni 2015. Die für 
den Gleichstellungsindex erstmalig zu 
erhebenden Daten nach § 38 Absatz 2  
Satz 1 Nummer 1 bis 4 haben den Stichtag 
30. Juni 2015, die Daten nach § 38 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 beziehen sich auf den 
Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis zum 30. Juni 
2015.

(3) Vor dem 1. Mai 2015 bestellte Gleich­
stellungsbeauftragte, Stellvertreterinnen 
und Vertrauensfrauen bleiben auch danach 
als Gleichstellungsbeauftragte, Stellvertre­
terinnen und Vertrauensfrauen im Amt. In 
Dienststellen mit großen Zuständigkeits- 
oder komplexen Aufgabenbereichen 
finden unverzüglich Neuwahlen für die 
nicht besetzten Ämter der Stellvertreterin­
nen gemäß § 19 Absatz 4 statt.
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Wesentliche Erläuterungen:
(Die nachfolgenden Formulierungen sind 
im Wesentlichen der Amtlichen Begrün­
dung des Gesetzentwurfs der Bundesregie­
rung – BT-Drs. 18/3784 vom 20. Januar 
2015 – entnommen.)

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestim­
mungen)
In Abschnitt 1 wurden überwiegend die 
Regelungen des früheren Abschnitts 1 
übernommen.

Zu § 1 (Ziele des Gesetzes)
Die Ziele des Gesetzes aus § 1 sind an den 
früheren § 1 BGleiG angelehnt. Das frühere 
Bundesgleichstellungsgesetz schrieb zwar 
nicht in allen Bereichen das Frauenförder­
gesetz von 1994 fort, war insgesamt jedoch 
noch immer stark frauenspezifisch ausge­
richtet. Das neue Bundesgleichstellungsge­
setz betrifft nunmehr in Anlehnung an die 
Vorschriften im Gesellschaftsrecht beide 
Geschlechter. Insbesondere die Regelung­
en zur Familienfreundlichkeit sowie zur 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Berufstätigkeit sollen sich auch bezie­
hungsweise sogar verstärkt an Männer 
richten. Die Ziele des Gesetzes sind Richt­
schnur für die Anwendung des gesamten 
Gesetzes. Alle nachfolgenden Bestimmun­
gen wurden sprachlich an § 1 angepasst 
und sind im Licht der Zielvorgaben auszu­
legen und umzusetzen.

Der aus Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 GG resul­
tierende Schutz- und Förderauftrag des 
Staates fordert, Frauen auf Grund der in 
bestimmten Bereichen des Bundesdienstes 
noch immer vorhandenen strukturellen 

Benachteiligungen verstärkt zu fördern. 
Absatz 2 Satz 2 der neuen Vorschrift hebt 
daher hervor, dass Frauen in strukturell 
benachteiligten Bereichen besonders zu 
fördern sind. Mit dieser Zielbestimmung 
wird der Dienstherr beziehungsweise 
Arbeitgeber verpflichtet, strukturelle 
Benachteiligungen von Frauen durch 
gezielte Fördermaßnahmen abzubauen. 
Frauen sind auf allen Ebenen zu fördern,  
so dass ihre strukturelle Unterrepräsen­
tanz insbesondere in Leitungspositionen 
beseitigt wird. Somit wirkt das novellierte 
Bundesgleichstellungsgesetz faktisch 
weiterhin eher frauen- denn männerför­
dernd, insbesondere im Bereich von Füh­
rungspositionen, da der Frauenanteil hier 
nach wie vor nur bei durchschnittlich  
30 Prozent liegt. 

Ein neu eingefügter Absatz 3 greift die 
Regelung des früheren § 1 Absatz 1 Satz 4 
auf und bezieht sich auf die besonderen 
Belange behinderter und von Behinderung 
bedrohter Frauen. 

Zu § 2 (Geltungsbereich)
Im Gegensatz zur früheren Rechtslage 
spricht das novellierte Bundesgleichstel­
lungsgesetz nicht mehr die „Beschäftigten 
in den Dienststellen“, sondern die „Dienst­
stellen“ an, da das Gesetz auch für jene 
Personen in der jeweiligen Dienststelle gilt, 
die nicht „Beschäftigte“ im Sinne von § 3 
Nummer 4 sind. Hierzu zählen beispiels­
weise die Dienststellenleitungen (in Bun­
desministerien sind dies die Ministerinnen 
und Minister sowie die beamteten und 
Parlamentarischen Staatssekretärinnen 
und Staatssekretäre). Auch beziehungsweise 
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gerade diese Personen haben eine besonde­
re Verpflichtung, das Gesetz anzuwenden 
und von oben nach unten („top down“) 
umzusetzen.

Satz 2 regelt, dass Unternehmen nach § 3 
Nummer 9 auf die entsprechende Anwen­
dung des Bundesgleichstellungsgesetzes 
hinwirken sollen (Legaldefinition des 
Unternehmensbegriffs in § 3 Nummer 9). 

Zu § 3 (Begriffsbestimmungen)
Die Definition des Begriffs „Bereich“ in § 3 
Nummer 2 hat zur Folge, dass beispielsweise 
der Gleichstellungsplan gemäß § 13 für alle 
einzelnen Bereichsarten konkrete Ziele und 
Maßnahmen zur Erreichung dieser auffüh­
ren muss. 

In Nummer 3 wird erstmals der Begriff 
„beruflicher Aufstieg“ definiert, wobei die 
Einzelbegriffe aus den Abschnitten 2 und  
3 des früheren Bundesgleichstellungsgeset­
zes übernommen wurden. Der berufliche 
Aufstieg umfasst Beförderungen, Höher­
gruppierungen, Höherreihungen sowie 
Übertragungen höher bewerteter Dienst­
posten und Arbeitsplätze. Die neue Begriffs­
definition soll für eine bessere Verständ­
lichkeit und für mehr Rechtsklarheit 
hinsichtlich der nachfolgenden Vorschrif­
ten, insbesondere in den Abschnitten 2 und 
4 des Gesetzes, sorgen, indem häufige 
Wortwiederholungen vermieden werden.

Nummer 4 definiert den Begriff „Beschäf­
tigte“ und entspricht im Wesentlichen dem 
alten § 4 Absatz 1 BGleiG. Die Bezeichnung 
„Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter“ 
wird durch die Bezeichnung „Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer“ ersetzt, da 
im Zuge des Inkrafttretens des Tarifvertra­

ges für den öffentlichen Dienst am  
1. Oktober 2005 die Beschäftigtengruppe 
der Angestellten und die der Arbeiterinnen 
und Arbeiter zur Beschäftigtengruppe der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zusammengefasst wurden. 

In Nummer 6 wird der Begriff der „Fami­
lienaufgaben“ definiert, der den bisherigen 
Begriff der „Familienpflichten“ ablöst. 
Unter Familienaufgaben wird danach die 
tatsächliche Betreuung von mindestens 
einem Kind unter 18 Jahren durch die 
Beschäftigten verstanden, wobei auch die 
Inanspruchnahme einer Elternzeit nach 
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Eltern­
zeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitge­
setz – BEEG) vom Begriff eingeschlossen 
ist. Das Wort „Familienpflichten“ wurde  
im ersten Halbsatz durch das Wort „Famili­
enaufgaben“ ersetzt, da das Wort „Aufga­
ben“ ein konstruktiverer und durch positi­
ve Assoziationen besetzter Begriff ist, der 
zudem verdeutlicht, dass es sich um beson­
ders wichtige gesellschaftliche Tätigkeiten 
handelt. Der zweite Halbsatz stellt klar, 
dass auch die Inanspruchnahme einer 
Elternzeit nach dem im Jahr 2006 in Kraft 
getretenen Bundeselterngeld- und Eltern­
zeitgesetz unter den Begriff der „Familien­
aufgaben“ im Sinne des Bundesgleichstel­
lungsgesetzes fällt. 

Nummer 7 definiert den Begriff der „Pfle­
geaufgaben“ und folgt damit der Zielset­
zung in § 1, die nunmehr explizit auch die 
Pflege erfasst. Als Pflegeaufgaben im Sinne 
des Bundesgleichstellungsgesetzes wird die 
tatsächliche, nicht erwerbsmäßige häusli­
che Pflege oder Betreuung einer im Sinne 
von § 61 Absatz 1 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch pflegebedürftigen Person 
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verstanden; dies schließt auch die Inan­
spruchnahme einer Pflegezeit nach dem 
Gesetz über die Pflegezeit (Pflegezeitgesetz –  
PflegeZG) sowie die Inanspruchnahme 
einer Familienpflegezeit nach dem Gesetz 
über die Familienpflegezeit (Familienpfle­
gezeitgesetz – FPfZG) ein. Maßgebend ist 
der Pflegebegriff aus § 61 Absatz 1 des 
Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch (SGB 
XII), da dieser – im Gegensatz zu den §§ 14 
und 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XI) – auch die Pflegestufe 0 erfasst. 
Ausschlaggebend ist fortan allein, dass 
Pflegeaufgaben nicht entgeltlich wahrge­
nommen werden. Der Begriff „häuslich“ 
stellt klar, dass die pflegerische und haus­
wirtschaftliche Versorgung pflegebedürf­
tiger Personen außerhalb von teil- oder 
vollstationären Einrichtungen stattfindet. 
Ohne Bedeutung ist, in wessen Haushalt 
die häuslichen Pflegeaufgaben geleistet 
werden. 

Nummer 9 definiert erstmals den Begriff 
der „Unternehmen“ und geht in Teilen auf 
§ 3 Absatz 1 und 2 BGleiG alt zurück. Nach 
der neuen Legaldefinition in Nummer 9 
zählen zu den „Unternehmen“ im Sinne des 
novellierten Bundesgleichstellungsgesetzes 
die Einrichtungen und Institutionen der 
mittelbaren Bundesverwaltung mit Aus­
nahme der Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen (Buchstabe a)) sowie die Unter­
nehmen, die aus bundeseigener Verwal­
tung in ein Unternehmen des privaten 
Rechts umgewandelt werden, mit Ausnah­
me von Tochterunternehmen (Buchstabe 
b)). 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
sind durch den Dienststellenbegriff in § 3 
Nummer 5 Buchstabe c) erfasst.

§ 3 Nummer 10 bezieht sich – entsprechend 
der Zielsetzung aus § 1 – nicht mehr nur auf 
den Frauen-, sondern künftig auch auf den 
Männeranteil. Gemäß Satz 1 liegt eine 
Unterrepräsentanz – wie nach früherer 
Rechtslage – bei einer Unterschreitung der 
50-Prozent-Grenze vor. Als „unterrepräsen­
tiert“ im Sinne des novellierten Bundes­
gleichstellungsgesetzes wird nach Halbsatz 1 
der Status von Frauen oder Männern ver­
standen, wenn ihr jeweiliger Anteil an den 
Beschäftigten in den einzelnen Bereichen 
nach Nummer 2 unter 50 Prozent liegt. 

Bei einer ungeraden Beschäftigtenzahl in 
den einzelnen Bereichen nach Nummer 2 
ist eine paritätische Repräsentanz von 
Frauen und Männern nicht zu erreichen. 
Hier sind zwangsläufig Frauen oder Män­
ner unterrepräsentiert, sofern die in 
Halbsatz 1 genannte 50-Prozent-Grenze 
zugrunde gelegt wird. Daher stellt Halb­
satz 2 klar, dass bei einer ungeraden 
Anzahl an Beschäftigten in dem betref­
fenden Bereich Frauen oder Männer nur 
dann unterrepräsentiert sind, wenn das 
Ungleichgewicht zwischen beiden 
Geschlechtern mehr als zwei Personen  
des gleichen Geschlechts betrifft. Nur in 
diesem Fall ist von einer Unterrepräsen­
tanz auszugehen, nicht bereits bei einem 
Ungleichgewicht von einer Person des 
anderen Geschlechts. Sind also in einem 
Bereich, dem insgesamt sieben Beschäftig­
te angehören, zwei Frauen und fünf Män­
ner vertreten, betrifft das Ungleichgewicht 
zwischen den Geschlechtern zwei Perso­
nen, die beide dem männlichen Geschlecht 
angehören. In diesem Fall müssten Frauen 
in dem betreffenden Bereich gefördert 
werden. Würden dem betreffenden Bereich 
drei Frauen und vier Männer angehören, 
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würde dies keine Förderung der weiblichen 
Beschäftigten rechtfertigen.

Maßgeblich für die Ermittlung der 
Unterrepräsentanz ist stets der jeweilige 
„Bereich“ nach § 3 Nummer 2. Aus den 
hier genannten Bereichsarten ist stets 
der jeweils relevante Teilbereich auszu­
wählen. Das heißt: Für die Ermittlung der 
Unterrepräsentanz darf nur eine einzelne 
Bereichsart herangezogen werden, nie­
mals mehrere Bereichsarten. Auf Grund 
der Tatsache, dass die Beschäftigten stets 
mehreren Bereichsarten angehören (bei­
spielsweise eine Referatsleitungsstelle der 
Laufbahngruppe des höheren Dienstes 
der Besoldungsgruppe A 16) und in den 
einzelnen Bereichsarten nicht nur Frau­
en, sondern auch Männer unterrepräsen­
tiert sein können, wird geregelt, welcher 
„Bereich“ im Sinne von § 3 Nummer 2 
zur Ermittlung einer Unterrepräsentanz 
maßgeblich ist. Hierzu heißt es in Halbsatz 
3, dass maßgeblich für die Bestimmung 
einer Unterrepräsentanz die aktuelle 
Situation in demjenigen Bereich ist, „auf 
den sich die angestrebte Maßnahme oder 
Entscheidung hauptsächlich bezieht“. Mit 
der Formulierung „die aktuelle Situation“ 
wird verdeutlicht, dass stets die aktuelle 
Geschlechterverteilung in dem betreffen­
den Bereich zum Zeitpunkt der jeweiligen 
Entscheidung oder Maßnahme zugrunde 
zu legen ist, nicht etwa diejenige, die im 
Gleichstellungsplan (nach § 13 Absatz 1)  
als Ist-Situation ausgewiesen ist. 

Für die „aktuelle Situation“ in Halbsatz 3 
ist der Zeitpunkt des Beginns der Maßnah­
me entscheidend. Bei Stellenbesetzungs­
verfahren etwa ist dies zunächst der 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Aus­

schreibung. Bereits zu diesem Zeitpunkt 
muss die Dienststelle ermittelt haben, ob 
in dem betreffenden Bereich Frauen oder 
Männer zu fördern sind. Dementsprechend 
muss der Ausschreibungstext gemäß § 6 
Absatz 1 so gefasst sein, dass er verstärkt 
Angehörige des unterrepräsentierten 
Geschlechts zur Bewerbung auffordert. 

Zu § 4 (Allgemeine Pflichten)
§ 4 enthält die grundlegende Verpflich­
tung, die Erreichung der Ziele dieses Geset­
zes zu fördern.

Mit der Einbeziehung der Beschäftigten 
der Personalverwaltung in Absatz 1 Satz 1 
soll sichergestellt werden, dass diese 
künftig stärker an der Erreichung der 
Gesetzesziele mitwirken und Benachtei­
ligungen auf Grund des Geschlechts 
verhindern beziehungsweise bekämpfen. 
In Satz 2 wurde das Wort „Maßnahmen“ 
durch „Entscheidungen“ ersetzt, damit das 
Förderziel aus Satz 1 möglichst frühzeitig 
berücksichtigt werden kann.

Absatz 2 entspricht inhaltlich im Wesent­
lichen dem früheren § 3 Absatz 3 BGleiG, 
wurde jedoch sprachlich überarbeitet und 
inhaltlich leicht erweitert. 

Ein neu eingefügter Satz 2 stellt klar, dass 
aus der Nebenbestimmung zum Zuwen­
dungsbescheid oder der vertraglichen 
Vereinbarung hervorgehen muss, welche 
konkreten Vorschriften des Bundesgleich­
stellungsgesetzes durch die institutionel­
len Zuwendungsempfängerinnen und 
-empfänger anzuwenden sind. Mit dieser 
Vorschrift soll sichergestellt werden, dass 
§ 4 Absatz 2 nicht deshalb ins Leere läuft, 
weil der Begriff „Grundzüge“ rechtlich zu 
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unbestimmt ist. Welche Vorschriften im 
Einzelnen anzuwenden sind, hängt von der 
jeweiligen institutionellen Zuwendungs­
empfängerin beziehungsweise dem jeweili­
gen institutionellen Zuwendungsempfän­
ger ab und wird von der Dienststelle nach 
pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. 

Die Vorschriften des früheren § 1 Absatz 2 
BGleiG sind nunmehr in Absatz 3 enthalten. 
Nach Satz 1 sollen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften des Bundes die Gleichstellung 
von Frauen und Männern (weiterhin) auch 
sprachlich zum Ausdruck bringen. Das 
Gleiche gilt gemäß Satz 2 für den dienstli­
chen Schriftverkehr. Die Vorschrift ergänzt 
für den Bereich des Bundes die in § 42 
Absatz 5 und § 62 Absatz 2 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien 
(GGO) geregelte sprachliche Gleichstellung 
der Geschlechter.

Zu Abschnitt 2 (Maßnahmen zur 
Gleichstellung von Frauen und  
Männern)

Zu § 5 (Grundsatz; Anwendungshinweis)
§ 5 Absatz 1 entspricht inhaltlich im 
Wesentlichen dem früheren § 5 BGleiG.  
Er regelt, dass die Vorschriften dieses 
Abschnitts nur dann nicht anzuwenden 
sind, wenn die Zugehörigkeit zu einem 
bestimmten Geschlecht unverzichtbare 
Voraussetzung für die jeweilige auszu­
übende Tätigkeit ist.

Auf Grund der Klarstellung in § 5 Absatz 2, 
dass nicht nur die Rechte der Personalver­
tretung, sondern auch die der Schwerbehin­
dertenvertretung von den Bestimmungen 
des neuen Bundesgleichstellungsgesetzes 

unberührt bleiben, wird klargestellt, dass 
die Rechte der Schwerbehindertenvertre­
tung – ebenso wie die der Personalvertre­
tung – durch das Bundesgleichstellungs­
gesetz nicht eingeschränkt werden.

Zu § 6 (Arbeitsplatzausschreibung)
§ 6 regelt die Ausschreibung von Arbeits­
plätzen und entspricht inhaltlich im 
Wesentlichen dem früheren § 6 BGleiG.
Absatz 1 erfasst nunmehr auch männliche 
Beschäftigte. Ausschreibungen von 
Arbeitsplätzen müssen geschlechtsneutral 
erfolgen. Insbesondere ist unzulässig, 
Arbeitsplätze nur für Männer oder nur für 
Frauen auszuschreiben. 

Der gesamte Ausschreibungstext muss so 
formuliert sein, dass er Angehörige beider 
Geschlechter in gleicher Weise anspricht 
und Angehörige des in dem betreffenden 
Bereich unterrepräsentierten Geschlechts 
verstärkt zur Bewerbung auffordert. 
Welches Geschlecht in dem betreffenden 
Bereich nach § 3 Nummer 2 unterreprä­
sentiert ist, ergibt sich aus der Legaldefini­
tion des Begriffs „Unterrepräsentanz“ in 
§ 3 Nummer 10. Welcher Bereich maßgeb­
lich ist, folgt ebenfalls aus der Legalbe­
stimmung des Begriffs „Unterrepräsen­
tanz“. Abzustellen ist auf die aktuelle 
Situation in dem betreffenden Bereich,  
das heißt die Situation zum Zeitpunkt  
der (internen beziehungsweise externen) 
Veröffentlichung der Ausschreibung.

Satz 4 greift die Regelung des früheren 
Satzes 3 auf und schreibt vor, dass jede 
Ausschreibung den Hinweis zu enthalten 
hat, dass der ausgeschriebene Arbeitsplatz 
in Teilzeit besetzt werden kann, es sei 
denn, zwingende dienstliche Belange 
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stehen dem entgegen. Dies gilt gemäß  
Satz 5 weiterhin insbesondere auch für die 
Besetzung von Arbeitsplätzen mit Vorge­
setzten- oder Leitungsaufgaben ungeach­
tet der jeweiligen Hierarchieebene.

Zu § 7 (Bewerbungsgespräche)
Maßgebliches Kriterium für die Einladung 
zu Bewerbungsgesprächen ist weiterhin, 
dass Bewerberinnen und Bewerber die in 
der Ausschreibung vorgegebene Qualifika­
tion aufweisen. Erst wenn das Qualifika­
tionserfordernis erfüllt ist und weibliche 
und männliche Bewerber die gleiche 
Qualifikation aufweisen, darf als weiteres, 
zusätzliches Auswahlkriterium zwischen 
Bewerberinnen und Bewerbern das Ge­
schlecht herangezogen werden.

Liegen in ausreichender Zahl Bewerbungen 
von Frauen vor, die das in der Ausschrei­
bung vorgegebene Anforderungs- und 
Qualifikationsprofil aufweisen, müssen bei 
der Besetzung von Arbeitsplätzen in dem 
jeweiligen Bereich, in dem Frauen unter­
repräsentiert sind, gemäß Absatz 1 Satz 1 
mindestens ebenso viele Frauen wie Männer 
zu Vorstellungsgesprächen oder besonderen 
Auswahlverfahren eingeladen werden. 

Ein neu eingefügter Satz 3 stellt klar, dass 
ebenso viele Männer wie Frauen zu Vor­
stellungsgesprächen und besonderen 
Auswahlverfahren einzuladen sind, sofern 
männliche Beschäftigte auf Grund struk­
tureller Benachteiligung in dem jeweiligen 
einzelnen Bereich unterrepräsentiert sind. 

Absatz 2 basiert auf dem früheren Absatz 2 
der Vorschrift. Er regelt, dass in Vorstel­
lungsgesprächen und besonderen Aus­
wahlverfahren insbesondere Fragen nach 

dem Familienstand, einer bestehenden 
oder geplanten Schwangerschaft, nach 
bestehenden oder geplanten Familien- 
oder Pflegeaufgaben unzulässig sind. Im 
Unterschied zur früheren Rechtslage gilt 
die Vorschrift nunmehr auch für beson­
dere Auswahlverfahren. 

Absatz 3 entspricht – bis auf wenige 
sprachliche Änderungen – dem früheren 
Absatz 3 der Vorschrift, das heißt, auch 
zukünftig sollen Auswahlkommissionen 
zur Sicherstellung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern paritätisch 
besetzt werden, um die Chancengleichheit 
von Frauen und Männern insoweit eben­
falls strukturell abzusichern. 

Zu § 8 (Auswahlentscheidungen bei Ein­
stellung, beruflichem Aufstieg und der 
Vergabe von Ausbildungsplätzen)
Zwingende Voraussetzung für die 
Anwendbarkeit der Vorschrift ist das 
Vorliegen der gleichen Qualifikation 
weiblicher und männlicher Bewerber.  
Nach Satz 1 sind Frauen bei der Vergabe 
von Ausbildungsplätzen, bei Einstellung 
und beruflichem Aufstieg bevorzugt zu 
berücksichtigen, soweit sie in einem 
bestimmten Bereich nach § 3 Nummer 2 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt unterre­
präsentiert sind. Maßgeblich für die 
Bewertung der Frage ist stets die aktuelle 
Situation in dem betreffenden Bereich  
(§ 3 Nummer 10). 

Satz 4 stellt klar, dass eine Bevorzugung 
ausgeschlossen ist, wenn in der Person 
eines männlichen Mitbewerbers liegende, 
schützenswerte Gründe überwiegen, und 
basiert auf dem früheren Satz 1 Halbsatz 3. 
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Gemäß Satz 5 gelten die Sätze 1 bis 4 
entsprechend, wenn Männer strukturell 
benachteiligt und in einem einzelnen 
Bereich nach § 3 Nummer 2 unterreprä­
sentiert sind.

Zu § 9 (Qualifikation von Bewerberinnen 
und Bewerbern)
Absatz 1 wurde an aktuelle Rechtspre­
chungen angepasst. Gemäß Satz 1 wird die 
Qualifikation einer Bewerberin oder eines 
Bewerbers anhand der Anforderungen des 
zu besetzenden Arbeitsplatzes ermittelt, 
insbesondere aus der hierfür erforderli­
chen Ausbildung, dem Qualifikationsprofil 
der Laufbahn oder des Funktionsbereichs 
sowie aus den beruflichen Erfahrungen. 
Das Dienstalter und der Zeitpunkt der letz­
ten Beförderung von Bewerberinnen und 
Bewerbern dürfen nach den Vorgaben von 
Satz 2 nur insoweit berücksichtigt wer­
den, wie sie für die Qualifikation für den 
betreffenden Arbeitsplatz von Bedeutung 
sind. Spezifische, durch Familien- oder 
Pflegeaufgaben erworbene Erfahrungen 
und Fähigkeiten sind zu berücksichtigen, 
soweit sie für die Ausübung der jeweiligen 
Tätigkeit von Bedeutung sind (Satz 3). 

Bei der Auswahlentscheidung einer zu 
besetzenden Stelle hat die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts vom  
20. Juni 2013 neue Maßstäbe gesetzt. 
Danach sind bei der Besetzung von Beam­
tendienstposten die allgemeinen laufbahn­
rechtlichen Voraussetzungen maßgebend. 
Die Behörde kann im Anforderungsprofil 
zwar auch davon abweichende höhere 
Voraussetzungen fordern, wenn der aus­
geschriebene Dienstposten zwingend 
besondere Kenntnisse oder Fähigkeiten 
voraussetzt, die ein Laufbahnbewerber 

regelmäßig nicht mitbringt und sich in 
angemessener Zeit und ohne zumutbare 
Beeinträchtigung der Aufgabenwahr­
nehmung auch nicht verschaffen kann 
 (BVerwG Beschluss vom 20.06.2013 –  
2 VR 1.13). Derartige ausdifferenzierte 
Anforderungsprofile werden – nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungs­
gerichts – nicht mehr die Regel sein können. 

Die Regelung umfasst sowohl die Beset­
zung von Stellen im Tarifbereich als auch 
Beamtendienstposten. 

Absatz 2 legt fest, welche Umstände nicht 
Teil der vergleichenden Bewertung sein 
dürfen. 

Zu § 10 (Fortbildung, Dienstreisen)
§ 10 geht auf die frühere Regelung in § 10 
BGleiG alt zurück. 

Nach Absatz 2 Satz 1 muss die Dienststelle 
Beschäftigten mit Familien- oder Pflege­
aufgaben im Rahmen ihrer dienstlichen 
Möglichkeiten die Teilnahme an dienstli­
chen Fortbildungen sowie an Dienstreisen 
ermöglichen. Satz 1 erfasst im Unterschied 
zur früheren Rechtslage nunmehr auch 
Dienstreisen als notwendige Konsequenz, 
die aus dem Gesetzesziel der Vereinbarkeit 
des Berufs mit Familien- und Pflegeaufga­
ben folgt. 

Satz 2 stellt klar, dass die Dienststelle – 
soweit dies erforderlich ist – im Rahmen 
ihrer dienstlichen Möglichkeiten zusätzli­
che Veranstaltungen oder alternative 
Dienstreisezeiträume anzubieten hat, die 
den räumlichen und zeitlichen Bedürfnis­
sen der Beschäftigten mit Familien- oder 
Pflegeaufgaben besser entsprechen. 



Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG)44

Ein neu eingefügter Satz 3 regelt ferner, 
dass die Dienststelle Beschäftigten mit 
Familien- oder Pflegeaufgaben im Rahmen 
der dienstlichen Möglichkeiten die Teil­
nahme an dienstlichen Ausbildungen 
anbieten kann. 

Satz 4 regelt neben dem bisherigen Ange­
bot von Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
nunmehr auch die Übernahme von 
Betreuungskosten. Die Vorschrift hat (wie 
bereits nach früherer Rechtslage und 
ebenso wie § 15 Satz 2) subsidiären Cha­
rakter. Sie findet nur dann Anwendung, 
wenn bestehende Kinderbetreuungsmög­
lichkeiten, die von den Ländern und 
Kommunen anzubieten sind, oder aber 
gesetzliche Pflegeansprüche nicht greifen. 
Ein rechtlicher Anspruch der Beschäftig­
ten auf Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen Personen sowie auf 
Erstattung von Betreuungskosten wird 
durch Satz 3 nicht begründet.

Nummer 1 regelt, dass für die Dauer der 
Teilnahme an Maßnahmen nach Satz 1 im 
Bedarfsfall Möglichkeiten zur Betreuung 
von Kindern oder pflegebedürftigen 
Personen angeboten werden können. Die 
Vorschrift erfasst auf Grund der Zielset­
zung in § 1 Absatz 1 Nummer 3 BGleiG 
nunmehr auch pflegebedürftige Personen. 
Der Begriff des „Bedarfsfalles“ bezieht sich 
auf die besondere Fortbildungs- oder 
Dienstreisesituation, bei der die Notwen­
digkeit der Kinder- oder Pflegebetreuung 
über den normalen Bedarf während der 
regulären Dienstzeiten hinausgeht. Ein 
„Bedarfsfall“ liegt vor, wenn bereits beste­
hende Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
oder gesetzliche Pflegeansprüche nicht 
greifen. Dies ist beispielsweise dann der Fall, 

wenn die Betreuung der Pflegebedürftigen 
während einer Fortbildungsmaßnahme 
nicht durch die Leistungen der Pflegeversi­
cherung (Verhinderungs- beziehungsweise 
Kurzzeitpflege) abgedeckt wäre. 

Nummer 2 ermächtigt die Dienststellen, 
zusätzlich anfallende, unabwendbare 
Betreuungskosten für Kinder oder pflege­
bedürftige Personen auf Antrag der betrof­
fenen Beschäftigten zu erstatten, wenn 
diese zuvor an Fortbildungen oder Dienst­
reisen nach den Sätzen 1 und 3 teilgenom­
men haben oder die betreffenden Kosten 
während einer dienstlichen Ausbildung 
entstanden sind. Die Vorschrift ist – eben­
so wie Nummer 1 – als Ermessensvorschrift 
ausgestaltet. Die Dienststellen können 
daher im Rahmen der ihnen zur Verfü­
gung stehenden Ressourcen selbst über die 
Erstattung dieser Kosten entscheiden.

Nummer 1 ist nicht Voraussetzung dafür, 
dass die Regelung von Nummer 2 zur 
Anwendung kommen kann. 

Zu § 11 (Zweck)
Der Gleichstellungsplan dient der Errei­
chung der Gesetzesziele. Er ist wesentliches 
Instrument der Personalplanung und der 
Personalentwicklung. 

Zu § 12 (Erstellung) 
Jede Dienststelle hat die Pflicht, einen 
Gleichstellungsplan für einen Zeitraum 
von jeweils vier Jahren zu erstellen. 

Nach Absatz 1 Satz 2 bleiben die Rechte der 
Personal- und der Schwerbehindertenver­
tretung bei der Erstellung und Aktualisie­
rung des Gleichstellungsplans unberührt.
Jeder Gleichstellungsplan ist – Ausnahmen 
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bestimmt Absatz 2 Satz 2 – künftig bis  
zum 31. Dezember zu erstellen und tritt 
am 1. Januar des Folgejahres in Kraft. 

Die Beteiligung der Gleichstellungsbeauf­
tragten erfolgt nach den allgemeinen 
Grundsätzen, insbesondere nach Maßgabe 
der §§ 27 und § 30. 

Zu § 13 (Inhalt)
§ 13 gibt die inhaltlichen Mindestanforde­
rungen an den Gleichstellungsplan vor. 

Nach Absatz 1 Satz 1 muss der Gleichstel­
lungsplan eine Bestandsaufnahme vorneh­
men, indem er die bestehende Situation  
der Frauen und Männer in der Dienststelle 
zum 30. Juni des Jahres seiner Erstellung 
beschreibt und die bisherige Förderung der 
weiblichen und männlichen Beschäftigten 
in den einzelnen Bereichen nach § 3 Num­
mer 2 für die vergangenen vier Jahre 
auswertet. Die Bestandsaufnahme hat den 
Stichtag 30. Juni des Jahres seiner Erstel­
lung, damit die Auswertung rechtzeitig vor 
der Erstellung des neuen Gleichstellungs­
plans am 31. Dezember vorliegt und die 
Ergebnisse entsprechend einfließen kön­
nen. Absatz 1 Satz 1 stellt somit eine Erwei­
terung des früheren § 11 Absatz 2 Satz 1 
BGleiG dar, der neben der Beschreibung  
der Istsituation (entspricht der Bestands­
aufnahme) lediglich eine Auswertung der 
Förderung der weiblichen Beschäftigten 
vorsah. Mit der Erweiterung wird dem Ziel 
der Bundesregierung Rechnung getragen, 
wonach auch Männer künftig stärker 
Adressat gleichstellungspolitischer bezie­
hungsweise gleichstellungsbezogener 
Maßnahmen sein sollen und im Gleichstel­
lungsplan stärker zu berücksichtigen sind 
(Bundestagsdrucksache 17/4307, S. 104). 

Um zu erkennen, wie die Unterrepräsen­
tanz in den einzelnen Bereichen abgebaut 
und die Vereinbarkeit von Familie, Pfle­
ge und Berufstätigkeit verbessert werden 
kann, ist es wichtig festzustellen, wie Frau­
en oder Männer entsprechende Maßnah­
men geschlechtsspezifisch in Anspruch 
genommen haben. Satz 2 regelt daher, 
dass zur Bestandsaufnahme auch eine 
Darstellung gehört, die zeigt, wie Frauen 
und Männer die Maßnahmen zur besse­
ren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Berufstätigkeit in Anspruch genommen 
haben und wie sich ihr beruflicher Auf­
stieg darstellt im Vergleich zu Frauen und 
Männern, die solche Maßnahmen nicht in 
Anspruch genommen haben. Hierdurch 
soll erkennbar gemacht werden, ob ein 
benachteiligender Zusammenhang zwi­
schen der Inanspruchnahme von Verein­
barkeitsmaßnahmen und dem beruflichen 
Aufstieg besteht, um dem Dienstherrn oder 
Arbeitgeber somit die Möglichkeit zu geben 
entgegenzusteuern. Im Gegensatz zum frü­
heren Bundesgleichstellungsgesetz muss 
der Gleichstellungsplan damit künftig 
nicht nur zur Unterrepräsentanz, sondern 
auch zur besseren Vereinbarkeit zwingend 
Stellung nehmen. Die Vereinbarkeit von 
Familie und Berufstätigkeit ist in Anleh­
nung an § 1 Absatz 1 Nummer 3 um den 
Begriff der „Pflege“ ergänzt worden.

Absatz 2 Satz 1 enthält das Kernstück 
des Gleichstellungsplans mit der Pflicht 
zur Festlegung konkreter Zielvorgaben. 
Gemäß Nummer 1 hat der Gleichstellungs­
plan festzulegen, wie bis zum Ende seiner 
Geltungsdauer die Unterrepräsentanz von 
Frauen oder Männern in den einzelnen 
Bereichen nach § 3 Nummer 2 möglichst 
abgebaut werden soll, und nach Num­



Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG)46

mer 2, wie (ebenfalls bis zum Ende seiner 
Geltungsdauer) die Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Berufstätigkeit ver­
bessert werden soll und wie insbesondere 
Männer motiviert werden sollen, entspre­
chende Vereinbarkeitsangebote stärker 
in Anspruch zu nehmen. Die Verpflich­
tung zur gezielten Motivation männlicher 
Beschäftigter könnte beispielsweise durch 
die Festlegung, Informationsangebote spe­
ziell für Väter durchzuführen oder Väter 
speziell anzusprechen, umgesetzt werden.

Satz 2 schreibt vor, dass zu diesem Zweck 
konkrete Zielvorgaben insbesondere zum 
Frauen- und Männeranteil für jede ein­
zelne Vorgesetzten- und Leitungsebene zu 
benennen sind, soweit es sich hierbei um 
Arbeitsplätze nach § 3 Nummer 1 handelt.

Die Formulierung „insbesondere“ verdeut­
licht, dass die Benennung der Zielvorga­
ben zum Abbau von Unterrepräsentanzen 
nicht abschließend ist. Welche konkreten 
Zielvorgaben (bezogen auf die weiteren 
Ziele nach § 1 Absatz 1 des Gesetzes) zu­
sätzlich zu diesen Mindest-Zielvorgaben 
festgelegt werden, entscheidet die jeweilige 
Dienstelle nach pflichtgemäßem Ermessen 
selbst. Sämtliche Zielvorgaben sind –  
sofern möglich – in konkreten Prozent- 
oder Zahlenangaben anzugeben, um der 
Vorgabe der Konkretheit hinreichend 
Rechnung zu tragen. 

Die Pflicht zur Festlegung von Zielvorga­
ben, die aus dem früheren Bundesgleich­
stellungsgesetz übernommen wurde, führt 
nicht dazu, dass bei personellen Maßnah­
men – beispielsweise bei Einstellungen, 
Beförderungen oder Höhergruppierungen –  
die Einhaltung der Zielvorgaben aus dem 

Gleichstellungsplan das Bestenauslese­
prinzip verdrängt. An erster Stelle steht 
weiterhin allein die Qualifikation. Erst im 
Anschluss – das heißt bei Vorliegen der 
gleichen Qualifikation nach § 8 Absatz 1 –  
kann und muss als weiteres Merkmal das 
Geschlecht herangezogen werden. Dies 
kann unter Umständen dazu führen, dass 
nicht alle Zielvorgaben des Gleichstel­
lungsplans erfüllt werden können. Dieser 
Umstand ist gemäß Absatz 1 Satz 3 bei der 
Erstellung des nächsten Gleichstellungs­
plans darzulegen. Er führt nicht dazu, dass 
der Gleichstellungsbeauftragten ein 
Einspruchs- oder gar Klagerecht wegen 
Nichterfüllung der Zielvorgaben des 
Gleichstellungsplans zusteht (zum Ein­
spruchs- und Klagerecht der Gleichstel­
lungsbeauftragten siehe zu § 33 und § 34).

Satz 3 regelt den Fall, dass bestimmte 
Dienststellen nicht über die Besetzung 
aller Arbeitsplätze entscheiden dürfen. 
Dazu wird klargestellt, dass die Zielvorga­
ben nach Satz 2 in Absprache mit der für 
die Arbeitsplatzbesetzung zuständigen 
Stelle zu entwickeln sind, soweit Zielvorga­
ben zur Besetzung von Arbeitsplätzen zu 
entwickeln sind, über deren Besetzung die 
Dienststelle nicht entscheidet. Damit soll 
sichergestellt werden, dass zum Beispiel 
kleine Dienststellen, die über keine eigene 
Personalhoheit verfügen, bei der Erstel­
lung und Umsetzung des Gleichstellungs­
plans mit der zuständigen, nächsthöheren 
Dienststelle eng zusammenarbeiten 
beziehungsweise umgekehrt. Die erforder­
lichen Angaben zur Erstellung des Gleich­
stellungsplans sind der jeweiligen Dienst­
stelle frühzeitig, das heißt gemäß § 12 
Absatz 2 rechtzeitig vor dem 31. Dezember, 
zur Verfügung zu stellen.
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Nach Absatz 3 Satz 1 muss der Gleichstel­
lungsplan für jede einzelne Zielvorgabe 
konkrete Maßnahmen personeller, sozialer 
oder organisatorischer Art (beispielsweise 
konkrete Fortbildungsangebote) auffüh­
ren, mit deren Hilfe das jeweilige Ziel 
erreicht werden soll. Im Vergleich zur 
früheren Rechtslage soll die Neuregelung 
zu mehr Klarheit beitragen, welches Ziel 
mit welcher Maßnahme umzusetzen ist, 
da künftig jedem einzelnen Ziel konkrete 
Maßnahmen zuzuordnen sind. Obwohl 
das Gesetz ausdrücklich die Mehrzahl des 
Begriffs („Maßnahmen“) verwendet, ist im 
Einzelfall auch die Zuordnung ausschließ­
lich einer Maßnahme möglich. 

Künftig sind auch Maßnahmen zur 
geschlechtsspezifischen Förderung der 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Berufstätigkeit festzulegen. Die Erweite­
rung trägt der Tatsache Rechnung, dass 
Vereinbarkeitsmaßnahmen von Männern 
in der Vergangenheit kaum in Anspruch 
genommen worden sind, wie der Zweite 
Erfahrungsbericht zum Bundesgleich­
stellungsgesetz vom 16. Dezember 2010 
(Bundestagsdrucksache 17/4307, S. 104) 
zeigte. Aus diesem Grund sind männliche 
Beschäftigte bei den festzulegenden Maß­
nahmen zur besseren Vereinbarkeit künf­
tig besonders zu berücksichtigen. Dazu 
sollten möglichst konkrete Schritte festge­
legt werden, wie auch männliche Beschäf­
tigte wirksam angesprochen werden, damit 
diese entsprechende Angebote der Dienst­
stelle beziehungsweise des Unternehmens 
tatsächlich wahrnehmen. Gemeinsamer 
Zweck der Erweiterungen in den Sätzen 1 
und 2 ist, die Zielerreichung des Gleichstel­
lungsplans zu erleichtern und eine bessere 
Erfolgskontrolle zu ermöglichen. 

Der Gleichstellungsplan darf keine perso­
nenbezogenen Daten enthalten (Absatz 5).

Zu § 14 (Bekanntmachung, Veröffent­
lichung)
Der Gleichstellungsplan ist innerhalb eines 
Monats nach Beginn seiner Geltungsdau­
er auf der Intranetseite der Dienststelle 
zu veröffentlichen und den Beschäftigten 
unverzüglich zur Kenntnis zu geben. Diese 
Veröffentlichung stellt eine effektive Mög­
lichkeit dar, den Erfolg des vorigen Gleich­
stellungsplans beziehungsweise seine 
Umsetzung zu kontrollieren. 

Die Veröffentlichung des Gleichstellungs­
plans hat „innerhalb eines Monats nach 
Beginn seiner Geltungsdauer“ zu erfolgen, 
das heißt – entsprechend § 12 Absatz 2 – 
spätestens am 1. Februar. Mit dieser Neu­
regelung sollen Verzögerungen bei der 
Erstellung und Bekanntgabe des Gleich­
stellungsplans ausgeschlossen werden.

Satz 2 schreibt ferner vor, dass die Beschäf­
tigten mit Vorgesetzten- oder Leitungsauf­
gaben den Gleichstellungsplan in Text­
form zu erhalten haben. Dabei empfiehlt 
sich der gleichzeitige Hinweis auf deren 
besondere Verpflichtung nach § 4 Absatz 1 
Satz 1. Mit der gesonderten Übermittlung 
an Führungskräfte wird sichergestellt, 
dass den Beschäftigten, die die Umsetzung 
des Gleichstellungsplans am stärksten vor­
anbringen sollen, tatsächlich bekannt ist, 
welche Ziele verfolgt und welche konkreten 
Maßnahmen zur Zielerreichung angewen­
det werden sollen. Der Begriff „Textform“ 
ersetzt den früher verwendeten Ausdruck 
„gesondert zur Verfügung zu stellen“. Eine 
Übermittlung per E-Mail oder Computer­
fax ist ausreichend, um das Textformer­
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fordernis zu erfüllen. Ebenso erfüllt die 
Übermittlung von Gleichstellungsplänen in 
Schriftform oder elektronischer Form nach 
§§ 126, 126a BGB die Anforderungen an die 
Textform nach § 126b BGB. 

Zu Abschnitt 4 (Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Berufstätigkeit für Frauen und 
Männer)

Zu § 15 (Arbeitszeiten und sonstige  
Rahmenbedingungen)
Die Dienststellen haben Arbeitszeiten und 
sonstige Rahmenbedingungen anzubieten, 
die Frauen und Männern die Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 
erleichtern, soweit zwingende dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen.

Satz 2 stellt klar, dass zu den sonstigen 
Rahmenbedingungen nach Satz 1 Mög­
lichkeiten zur Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen Personen einschließlich 
entsprechender Beratungs- und Vermitt­
lungsleistungen zählen können. 

Zu § 16 (Teilzeitbeschäftigung, Telearbeit, 
mobiles Arbeiten und Beurlaubung zur 
Wahrnehmung von Familien- oder Pfle­
geaufgaben)
Nach Absatz 1 haben die Dienststellen 
Anträgen von Beschäftigten mit Familien- 
oder Pflegeaufgaben auf familien- oder 
pflegebedingte Teilzeitbeschäftigung  
oder Beurlaubung zu entsprechen, soweit 
zwingende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. Halbsatz 2 stellt klar, dass 
diese Verpflichtung auch bei der Besetzung 
von Arbeitsplätzen mit Vorgesetzten- oder 
Leitungsaufgaben ungeachtet der Hierar­
chieebene gilt.

Gemäß Satz 2 haben die Dienststellen den 
Beschäftigten mit Familien- oder Pflege­
aufgaben im Rahmen der dienstlichen 
Möglichkeiten nach § 15 nicht nur Telear­
beitsplätze, mobile Arbeitsplätze oder 
familien- oder pflegefreundliche Arbeits­
zeitmodelle anzubieten, sondern auch 
familien- oder pflegefreundliche Präsenz­
zeitmodelle. 

Satz 3 stellt sicher, dass die Ablehnung von 
Anträgen im Einzelnen begründet werden 
muss. 

Absatz 2 stärkt die Informationsrechte der 
Beschäftigten. Die betroffenen Beschäftig­
ten müssen die erforderlichen Informatio­
nen tatsächlich erhalten. Ein Aushang, von 
dem die betroffenen Beschäftigten nicht 
unbedingt Kenntnis nehmen, reicht nicht 
aus. Die Regelung ist Ausfluss der Fürsor­
gepflicht der Dienststellen gegenüber den 
Beschäftigten. Sie erfordert nicht, dass je 
nach Beschäftigter und Beschäftigtem 
individuelle Hinweise gegeben werden 
müssen. Vielmehr genügt es, den betroffe­
nen Beschäftigten ein Formblatt mit 
allgemeinen Hinweisen, insbesondere in 
beamten-, arbeits-, versorgungs- und 
rentenrechtlicher Hinsicht, zukommen zu 
lassen.

Zu § 17 (Wechsel zur Vollzeitbeschäfti­
gung, beruflicher Wiedereinstieg)
§ 17 betrifft Regelungen über den Wechsel 
zur Vollzeitbeschäftigung und zum beruf­
lichen Wiedereinstieg. 

Zu § 18 (Verbot von Benachteiligungen)
Die einzelnen Umstände, die sich nicht 
nachteilig auswirken dürfen, sind – im 
Gegensatz zur früheren Rechtslage –  
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nunmehr numerisch aufgelistet. Hierzu 
zählen nach Nummer 1 Teilzeitbeschäf­
tigung (einschließlich der Elternzeit) und 
nach Nummer 2 die Beschäftigung an 
Telearbeitsplätzen sowie mobiles Arbeiten. 
Auch wenn in den Nummern 1 und 2 nicht 
ausdrücklich benannt, sind hiervon auch 
weitere flexible Arbeitszeit- und Arbeitsort­
modelle erfasst. Nach Nummer 3 werden 
des Weiteren eine bestehende Schwanger­
schaft, nach Nummer 4 schwangerschafts- 
oder mutterschaftsbedingte Abwesenhei­
ten auf Grund mutterschutzrechtlicher 
Beschäftigungsverbote sowie nach Num­
mer 5 Beurlaubungen auf Grund von Fami­
lien- oder Pflegeaufgaben (einschließlich 
der Elternzeit) erfasst. Die Regelung umfasst 
nicht mehr nur Beschäftigte an Telearbeits­
plätzen sowie Beschäftigte mit Familien­
aufgaben, sondern erfasst auch schwangere 
Beschäftigte, Beschäftigte, die sich in einem 
mutterschutzrechtlichen Beschäftigungs­
verbot befinden, Beschäftigte an mobilen 
Arbeitsplätzen, Beschäftigte in Elternzeit 
(unabhängig davon, ob eine Teilzeitbeschäf­
tigung nach Nummer 1 ausgeübt wird oder 
eine ausschließliche Beurlaubung nach 
Nummer 5 in Anspruch genommen wird) 
sowie Beschäftigte mit Pflegeaufgaben 
(zum Beispiel solche, die sich in einer Pfle­
gezeit oder Familienpflegezeit befinden). 
Eine Beurlaubung darf sich nicht nachtei­
lig auf eine Beförderungsreihenfolge sowie 
die Möglichkeit der Höhergruppierung 
oder Höherreihung auswirken. Das zeigt 
die Formulierung „die berufliche Entwick­
lung einschließlich des beruflichen Auf­
stiegs“ (Legaldefinition des „beruflichen 
Aufstiegs“ in § 3 Nummer 3).

Zu Abschnitt 5 (Gleichstellungsbeauftrag­
te, Stellvertreterin und Vertrauensfrau)

Zu § 19 (Wahl, Verordnungsermächtigung)
§ 19 betrifft die Wahl der Gleichstellungs­
beauftragten und ihrer Stellvertreterinnen.

In jeder Dienststelle mit mindestens  
100 Beschäftigten sind nach Absatz 1 eine 
Gleichstellungsbeauftragte und eine 
Stellvertreterin zu wählen. Dienststellen 
mit in der Regel weniger als 100 Beschäf­
tigten ohne nächsthöhere Dienststelle 
steht es frei, eine Gleichstellungsbeauf­
tragte zu wählen.

Gleichstellungsbeauftragte und Stellver­
treterinnen werden künftig in getrennten 
Wahlgängen gewählt. Die Regelung soll 
sicherstellen, dass die weiblichen Beschäf­
tigten entweder für das Amt der Gleich­
stellungsbeauftragten oder das der Stell­
vertreterin, nicht aber für beide Ämter 
gleichzeitig kandidieren. Nicht zuletzt 
schafft die Neuregelung für die aktiv 
wahlberechtigten Beschäftigten Klarheit 
darüber, welche Kandidatin für welches 
Amt kandidiert. 

Wahlberechtigt und wählbar sind nur die 
weiblichen Beschäftigten der Dienststelle. 
Wiederwahlen sind zulässig. 
Im Falle der Abordnung weiblicher Be­
schäftigter von einer Dienststelle (Stamm­
dienststelle) zu einer anderen Dienststelle 
oder zu einem Unternehmen bleibt die 
Wahlberechtigung bei der Stammdienst­
stelle bestehen. Bei der aufnehmenden 
Dienststelle beziehungsweise dem aufneh­
menden Unternehmen wird kein aktives 
Wahlrecht erworben. Dies gilt unabhängig 
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davon, ob für die aufnehmende Dienststel­
le oder das aufnehmende Unternehmen 
das Bundesgleichstellungsgesetz gilt. Auch 
die Wählbarkeit, das heißt das passive 
Wahlrecht, besteht für abgeordnete weib­
liche Beschäftigte – in Anlehnung an die 
frühere Rechtslage (§ 3 GleibWV) – weiter­
hin nur bei der Stammdienststelle. Nur für 
den Fall, dass die Abordnung vom Wahltag 
an noch länger als drei Monate andauert, 
besteht auch in Bezug auf die Stamm­
dienststelle kein passives Wahlrecht mehr.

Absatz 2 regelt, dass die weiblichen Beschäf­
tigten einer Dienststelle ohne eigene 
Gleichstellungsbeauftragte bei der nächst­
höheren Dienststelle wahlberechtigt sind. 
Der Anwendungsbereich der Vorschrift ist 
nicht nur auf Dienststellen mit in der Regel 
weniger als 100 Beschäftigten beschränkt, 
sondern erstreckt sich auf alle Dienststellen, 
die einer Verwaltung mit großem Geschäfts­
bereich angehören und für die gemäß § 19 
Absatz 3 BGleiG-E festgelegt wurde, dass 
sie keine eigene Gleichstellungsbeauftragte 
wählen. Die Vorschrift gilt nur für solche 
Dienststellen, die einen Überbau haben. 
Auf Dienststellen der mittelbaren Bundes­
verwaltung trifft dies in der Regel nicht zu, 
weswegen diese von der Sonderregelung in 
Absatz 2 keinen Gebrauch machen können. 
Ihnen steht jedoch frei, von Absatz 1 Satz 1 
im Ermessen Gebrauch zu machen.
Absatz 3 regelt die Wahl der Gleichstel­
lungsbeauftragten und der Stellvertre­
terin in Verwaltungen mit einem gro­
ßen Geschäftsbereich. Halbsatz 1 regelt, 
dass Verwaltungen mit einem großen 
Geschäftsbereich abweichend von der 
Grundsatzregelung in Absatz 1 Satz 1 
abweichen und weniger Gleichstellungs­
beauftragte wählen lassen können (als  

in Absatz 1 Satz 1 vorgeschrieben). Halb­
satz 2 stellt ergänzend hierzu klar, dass 
von dieser Ausnahmeregelung nur dann 
Gebrauch gemacht werden darf, wenn 
sichergestellt ist, dass die Beschäftigten 
des gesamten Geschäftsbereichs angemes­
sen durch eine Gleichstellungsbeauftragte 
vertreten werden. 

Die Regelung in Absatz 3 ermöglicht Ver­
waltungen mit einem großen Geschäfts­
bereich weiterhin einen angemessenen 
Spielraum für ihre Entscheidungen. Der 
Begriff der „Verwaltungen mit großem 
Geschäftsbereich“ wurde aus den Vorgän­
gergesetzen (§ 15 Absatz 4 FFG und § 16 
Absatz 1 BGleiG alt) übernommen. Er 
bezeichnet keine „Dienststelle“ im Sinne 
von § 3 Nummer 5, sondern eine Organi­
sationsstruktur, in der mehrere Dienststel­
len zu einer administrativen Hierarchie 
zusammengefasst werden. Beispiele hier­
für sind – wie bereits im damaligen § 15 
Absatz 4 FFG aufgeführt – die Bundesfi­
nanzverwaltung, die Bundeswehrverwal­
tung oder der Bereich der Bundesagentur 
für Arbeit. Die betreffenden Verwaltungen 
müssen, soweit sie die Ausnahmeregelung 
für sich beanspruchen, eigene sachgerech­
te Kriterien für die Bestellung und die 
Arbeit von Gleichstellungsbeauftragten 
entwickeln. Dies kann beispielsweise 
dadurch geschehen, dass sich ihre Konzep­
tion nicht an der formalen Mindestgröße 
der Dienststelle, sondern an für ihren 
Geschäftsbereich und die dortige Lage der 
weiblichen Beschäftigten typischen struk­
turellen Bedingungen orientiert. Es ist 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, 
ob die jeweilige Konzeption mit der ord­
nungsgemäßen Wahrnehmung der Aufga­
ben der Gleichstellungsbeauftragten 
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weiterhin vereinbar ist. Zu beachten sind 
sowohl die Belange der Gleichstellungsbe­
auftragten selbst, die Gefahr ihrer Arbeits­
überlastung und Überforderung durch 
einen zu großen örtlichen Zuständigkeits­
bereich als auch die Interessenlage der 
Beschäftigten in den betroffenen Dienst­
stellen. Die genannten Gesichtspunkte 
müssen auch unter Berücksichtigung der 
erwähnten besonderen verwaltungsöko­
nomischen Probleme in jenen Geschäfts­
bereichen zu einem für diese Aufgabe 
vertretbaren Prüfungsergebnis führen.

Absatz 4 verpflichtet die Dienststelle 
erstmals, dass unter bestimmten Voraus­
setzungen mehrere Stellvertreterinnen  
zu wählen sind. 

In Satz 1 wird klargestellt, dass in Dienst­
stellen mit großen Zuständigkeits- oder 
komplexen Aufgabenbereichen wie zum 
Beispiel der Bundespolizei, der Zollverwal­
tung oder auch im Geschäftsbereich der 
Bundesagentur für Arbeit bis zu drei 
Stellvertreterinnen gewählt werden müs­
sen. Dienststellen mit großen Zuständig­
keitsbereichen sind insbesondere solche, 
deren örtliche Zuständigkeit sich über zwei 
oder mehrere Bundesländer oder sogar 
über das gesamte Bundesgebiet erstreckt, 
sowie all jene Dienststellen mit einer sehr 
hohen Beschäftigtenzahl (zum Beispiel 
mehrere Tausend Beschäftigte). Charakte­
ristisch für Dienststellen mit komplexen 
Aufgabenbereichen ist die Vielzahl und 
Vielfalt quer, aber auch hierarchisch 
vernetzter Dienststellen des ihnen zuge­
ordneten nachgeordneten Bereichs. 
Die Neuregelung in Satz 1 soll zu einer 
Entlastung derjenigen Gleichstellungsbe­
auftragten beitragen, die in Dienststellen 

mit einer sehr hohen Beschäftigtenzahl 
oder sehr komplexen Aufgabenbereichen 
beschäftigt sind. Die Maximalzahl der zu 
wählenden Stellvertreterinnen beläuft sich 
auf drei. Es liegt im Ermessen der jeweiligen 
Dienststelle, ob zwei oder drei Stellvertre­
terinnen zu wählen sind. Die Entscheidung 
sollte bedarfsgerecht in Abhängigkeit von 
der konkreten Situation in der Dienststelle 
erfolgen. Die Dienststelle hat rechtzeitig 
vor der Wahl bekannt zu geben, wie viele 
Stellvertreterinnen zu wählen sind. Die 
Bekanntgabepflicht dient zum einen der 
Klarstellung, wie viele Ämter für eine Kan­
didatur infrage kommen, und zum anderen 
schafft sie für die aktiv wahlberechtigten 
Beschäftigten Klarheit darüber, wie viele 
Stellvertreterinnen zu wählen sind.

Gemäß Satz 2 ist in Verwaltungen mit 
einem großen Geschäftsbereich, die von 
der Ausnahmeregelung nach Absatz 3 
Gebrauch machen, die Wahl von bis zu drei 
Stellvertreterinnen ebenfalls verpflich­
tend. Die Vorschrift hat deklaratorische 
Funktion, um sicherzustellen, dass sich die 
Ausnahmeregelung in Absatz 3 lediglich 
auf das Amt der Gleichstellungsbeauftrag­
ten erstreckt, nicht aber auf das der Stell­
vertreterinnen. 

In Absatz 5 wird die Bundesregierung – 
entsprechend den früheren Regelungen in 
§ 16 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 
BGleiG – ermächtigt, das Wahlverfahren 
nach den Absätzen 1 bis 4 durch Rechts­
verordnung ohne Zustimmung des Bun­
desrates zu regeln. Die Vorschrift bildet die 
gesetzliche Grundlage für die neue Gleich­
stellungsbeauftragten-Wahlverordnung 
zum Bundesgleichstellungsgesetz.
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Zu § 20 (Bestellung)
§ 20 enthält Regelungen zur Bestellung der 
Gleichstellungsbeauftragten, der Stellver­
treterinnen und der Vertrauensfrauen.

Nach Satz 1 hat jede Dienststelle die gewähl­
ten Beschäftigten für jeweils vier Jahre zur 
Gleichstellungsbeauftragten oder zur Stell­
vertreterin zu bestellen. Klargestellt wird, 
dass die Bestellung auf Grund einer voran­
gegangenen Wahl nach § 19 erfolgt. 

Voraussetzung für die Bestellung ist gemäß 
Satz 2, dass Gleichstellungsbeauftragte und 
Stellvertreterinnen weder der Personal- 
noch der Schwerbehindertenvertretung 
angehören, um Interessenkollisionen, die 
sich hieraus ergeben können, auszuschlie­
ßen. Ihre Bestellung erfolgt für vier Jahre.

Absatz 4 betrifft die Bestellung von Ver­
trauensfrauen für kleine Dienststellen 
nach § 19 Absatz 2 sowie für Nebenstellen 
und Teile einer Dienststelle, die räumlich 
weit von ihr entfernt liegen. Dort ist auf 
Vorschlag der zuständigen Gleichstel­
lungsbeauftragten eine Vertrauensfrau  
zu bestellen. Die Vorschrift soll weiterhin 
sicherstellen, dass auch die Beschäftigten 
in kleinen Dienststellen ohne eigene Gleich­
stellungsbeauftragte sowie in Dienststellen 
mit räumlich weit voneinander entfernten 
Dienststellenteilen eine Ansprechpartne­
rin in Gleichstellungsfragen vor Ort haben. 

Die Bestellung der Vertrauensfrauen erfolgt 
auf Vorschlag der zuständigen Gleichstel­
lungsbeauftragten und mit Zustimmung 
der zu bestellenden weiblichen Beschäftig­
ten. Die Vertrauensfrau muss Beschäftigte 
der jeweiligen kleinen Dienststelle, der 
jeweiligen Nebenstelle einer Dienststelle 
oder des jeweiligen Dienststellenteils sein.

Zu § 21 (Anfechtung der Wahl)
Gemäß Absatz 1 Satz 1 kann die Wahl 
angefochten werden, wenn gegen wesent­
liche Vorschriften zur Wahl verstoßen 
worden und der Verstoß nicht berichtigt 
worden ist. Eine Anfechtung scheidet aus, 
wenn das Wahlergebnis durch einen 
Verstoß gegen wesentliche Vorschriften 
zur Wahl nicht geändert oder beeinflusst 
werden konnte.

Absatz 2 regelt den anfechtungsberechtig­
ten Personenkreis: Eine Gruppe von min­
destens drei Wahlberechtigten und die 
Dienststellenleitung. Die Vorschrift ist 
nicht im kumulativen Sinne zu verstehen. 

Zu § 22 (Vorzeitiges Ausscheiden) 
§ 22 regelt das vorzeitige Ausscheiden der 
Gleichstellungsbeauftragten und der 
Stellvertreterinnen und ist angelehnt an 
die frühere Regelung des § 16 Absatz 7 
BGleiG. Geregelt werden folgende Fälle: Das 
alleinige Ausscheiden der Gleichstellungs­
beauftragten, das alleinige Ausscheiden der 
Stellvertreterin oder der Vertrauensfrau 
sowie das gleichzeitige Ausscheiden von 
Gleichstellungsbeauftragter und Stellver­
treterin (beziehungsweise im Falle des § 19 
Absatz 4 all ihrer Stellvertreterinnen).

Zu § 23 (Zusammenlegung, Aufspaltung 
und Eingliederung)
§ 23 betrifft eine Regelung für den Fall, 
dass Dienststellen zusammengelegt oder 
aufgeteilt werden sowie für den Fall der 
Eingliederung einer Dienststelle in eine 
andere Dienststelle.
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Zu § 24 (Rechtsstellung)
§ 24 regelt die Rechtsstellung der Gleich­
stellungsbeauftragten und ihrer Stellver­
treterin (beziehungsweise Stellvertreterin­
nen). 

Nach Absatz 1 Satz 1 gehört die Gleichstel­
lungsbeauftragte der Personalverwaltung 
an und wird unmittelbar der Dienststel­
lenleitung zugeordnet. 

Gemäß Absatz 2 Satz 1 ist die Gleichstel­
lungsbeauftragte in Ausübung ihrer 
Tätigkeit weisungsfrei. 

Die Gleichstellungsbeauftragte darf nur in 
ihrer Eigenschaft als Gleichstellungsbeauf­
tragte mit Personalangelegenheiten befasst 
sein. Eine Ausnahme von diesem Gebot 
bildet ihre Befugnis, dienstliche Beurtei­
lungen für ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu erstellen. 

Absatz 3 regelt Rechte und Pflichten der 
Stellvertreterinnen. Die Rechte und Pflich­
ten der Gleichstellungsbeauftragten aus den 
Absätzen 1 und 2 sowie aus den §§ 28 bis 35 
gelten auch für die Stellvertreterin bezie­
hungsweise die Stellvertreterinnen, soweit 
das Gesetz nichts anderes bestimmt. Der 
Hinweis „soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt“ stellt klar, dass Ausnahmerege­
lungen aus den §§ 28 bis 35 zu beachten sind. 

Zu § 25 (Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der Gleichstellungsbeauftragten)
§ 25 regelt die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten. 

Nach Absatz 1 Satz 1 hat die Gleichstel­
lungsbeauftragte die Aufgabe, den Vollzug 
des Bundesgleichstellungsgesetzes und des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
im Hinblick auf den Schutz der Beschäftig­
ten vor Benachteiligungen wegen ihres 
Geschlechts, insbesondere bei Benachteili­
gungen von Frauen, zu fördern und zu 
überwachen. 

Gemäß Satz 2 umfasst Satz 1 auch den 
Schutz von Frauen, die behindert oder von 
einer Behinderung bedroht sind. Umfasst 
ist auch der Schutz vor sexueller Belästi­
gung am Arbeitsplatz. Die Gleichstellungs­
beauftragte fungiert jedoch nicht als 
Beschwerdestelle im Sinne des § 13 
Absatz 1 AGG. 

Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauf­
tragten aus Absatz 1 erstrecken sich auch 
auf bereits eingetretene Benachteiligun­
gen, die gegen das Bundesgleichstellungs- 
oder das Allgemeine Gleichbehandlungs­
gesetz verstoßen und das Geschlecht,  
eine sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
oder bei Frauen auch deren Behinderung 
betreffen. In einem solchen Fall hat die 
Gleichstellungsbeauftragte die Pflicht, an 
der Beseitigung der bereits eingetretenen 
Benachteiligung und ihrer Wiedergutma­
chung mitzuwirken.

Absatz 2 ist nunmehr in vier Nummern 
untergliedert, wobei Nummer 1 eine Erwei­
terung des früheren § 19 Absatz 1 Satz 1 
BGleiG darstellt. Danach hat die Gleichstel­
lungsbeauftragte die Dienststelle dabei zu 
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unterstützen, die Ziele des Gesetzes zu 
erreichen und die Erfüllung der allgemei­
nen Pflichten nach § 4 zu fördern. Die 
Hauptverantwortung zur Umsetzung der 
Gesetzesziele liegt bei der Dienststelle.

Gemäß Nummer 2 hat die Gleichstellungs­
beauftragte die Aufgabe, bei allen perso­
nellen, organisatorischen und sozialen 
Maßnahmen der Dienststelle mitzuwir­
ken, die die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, die Beseitigung von Unterreprä­
sentanzen in den einzelnen Bereichen 
nach § 3 Nummer 2, die Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Berufstätigkeit sowie 
den Schutz vor sexueller Belästigung am 
Arbeitsplatz betreffen. Die Gleichstel­
lungsbeauftragte ist daher unter anderem 
an Anträgen der Beschäftigten nach § 16 
zu beteiligen. Das Wort „betreffen“ ver­
deutlicht, dass die Mitwirkungsrechte der 
Gleichstellungsbeauftragten nur bestehen, 
wenn eine Maßnahme oder Entscheidung 
einen Bezug zu ihren gesetzlichen Auf­
gaben aufweist, wenn also Aspekte der 
Gleichstellung, Vereinbarkeit oder des 
Schutzes vor sexueller Belästigung betrof­
fen sind (BVerwG, Urteil vom 28.02.2013,  
2 C 62/11, Rn. 20).

Gemäß Nummer 3 gehört zu den Aufgaben 
der Gleichstellungsbeauftragten auch, ein­
zelne Beschäftigte bei Bedarf zu beraten 
und zu unterstützen, insbesondere in den 
Bereichen der beruflichen Entwicklung 
und Förderung sowie der Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 
sowie in Bezug auf den Schutz vor Benach­
teiligungen. Die Beratung zur Vereinbar­
keit von Familie und Berufstätigkeit ist im 
Unterschied zur früheren Rechtslage – in 
Anlehnung an § 1 Absatz 1 Nummer 3 – 

um den Begriff der „Pflege“ ergänzt wor­
den. Da die Aufgabe der Beratung von 
Beschäftigten originär Aufgabe der Per­
sonalführung ist und mit der Regelung in 
Nummer 3 nicht in Zuständigkeiten der 
Personalführung eingegriffen und eine 
Konkurrenzsituation geschaffen werden 
soll, obliegt der Gleichstellungsbeauftrag­
ten diese Aufgabe nur „bei Bedarf“. Primär 
zuständig sind und bleiben die Personal­
verwaltungen und die Beschäftigten mit 
Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben.

Der Zuständigkeitsbereich der Gleichstel­
lungsbeauftragten erstreckt sich auch auf 
Personen, die keine Beschäftigten im 
Sinne von § 3 Nummer 4, sondern an die 
Dienststelle abgeordnet sind, sowie auf 
Leiharbeitnehmerinnen und -arbeitneh­
mer, auch wenn diese kein aktives und 
passives Wahlrecht besitzen, die Gleich­
stellungsbeauftragte mithin nicht gewählt 
haben. Die Gleichstellungsbeauftragte ist 
verpflichtet, auch diese in der Dienststelle 
beschäftigten Personen in ihre Überlegun­
gen und Maßnahmen einzubeziehen.

Nach Absatz 3 kann die Gleichstellungsbe­
auftragte Sprechstunden für die Beschäf­
tigten durchführen sowie jährlich mindes­
tens eine Versammlung der weiblichen 
Beschäftigten einberufen. 

Satz 2 regelt, dass die Einberufung von 
Frauenversammlungen der Dienststellen­
leitung im Vorfeld anzuzeigen ist, während 
Satz 3 die Gleichstellungsbeauftragten 
befugt, an Personalversammlungen teilzu­
nehmen und ihr ein Rederecht bei derarti­
gen Versammlungen gewährt. Auf diese 
Weise soll ermöglicht werden, dass insbe­
sondere männliche Beschäftigten über 
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gleichstellungs- und vereinbarkeitsrele­
vante Themen informiert werden. 

Absatz 4 regelt den Zuständigkeitsbereich 
der Gleichstellungsbeauftragten für nach­
geordnete Dienststellen. Danach hat die 
Gleichstellungsbeauftragte die ihr nach den 
Absätzen 1 und 2 zugewiesenen Aufgaben 
nicht nur in der Dienststelle wahrzuneh­
men, in der sie selbst beschäftigt ist, son­
dern auch in allen Dienststellen, in denen 
sich die weiblichen Beschäftigten an der 
Wahl der Gleichstellungsbeauftragten und 
ihrer Stellvertreterin beteiligen. 

Die Gleichstellungsbeauftragte der obers­
ten Bundesbehörden ist für den Infor­
mations- und Erfahrungsaustausch der 
Gleichstellungsbeauftragten, Stellver­
treterinnen und Vertrauensfrauen in 
ihrem Geschäftsbereich verantwortlich 
(Absatz 5).

Ein neu eingefügter Absatz 7 regelt erst­
mals, dass die Aufgabenwahrnehmung als 
Gleichstellungsbeauftragte Vorrang vor 
der Wahrnehmung anderer Aufgaben hat. 
Die Vorschrift soll sicherstellen, dass eine 
Gleichstellungsbeauftragte, die nur teil­
weise von anderweitigen Aufgaben ent­
lastet ist, vorrangig ihren Aufgaben als 
Gleichstellungsbeauftragte nachzukom­
men hat. Dies hat zugleich klarstellenden 
Charakter für die Dienststellen.

Zu § 26 (Aufgaben der Stellvertreterin  
und der Vertrauensfrau)
Die Stellvertreterin wird nach Absatz 1 
grundsätzlich nur im Vertretungsfall – 
beispielsweise bei urlaubs- oder krank­
heitsbedingter Abwesenheit der Gleich­
stellungsbeauftragten – tätig.

Davon abweichend kann die Gleichstel­
lungsbeauftragte nach Absatz 2 Satz 1 der 
Stellvertreterin mit ihrem Einverständnis 
einen Teil der Aufgaben nach § 25 zur 
eigenständigen Erledigung übertragen. 
Liegt ein Fall des § 19 Absatz 4 vor (meh­
rere Stellvertreterinnen), bestimmt Satz 2, 
dass die Aufgabenwahrnehmung zwischen 
der Gleichstellungsbeauftragten und den 
Stellvertreterinnen in gegenseitigem 
Einvernehmen zu erfolgen hat, um Auf­
gabenüberschneidungen oder Konflikte  
in der Zusammenarbeit zu vermeiden. 
Sofern die Stellvertreterinnen an unter­
schiedlichen Orten eingesetzt sind, sollten 
die Aufgaben entsprechend den örtlichen 
Gegebenheiten aufgeteilt werden. Jede 
Stellvertreterin sollte (nach Möglichkeit) 
nur Aufgaben für den Dienststellenteil 
übernehmen, in dem sie selbst ihren 
Dienstsitz hat, um eine möglichst effektive 
Aufgabenwahrnehmung zu gewährleisten.

Die Gleichstellungsbeauftragte kann eine 
Änderung oder Aufhebung der Delegati­
onsentscheidung nach den Sätzen 1 und 2 
jederzeit ohne Zustimmung der Stellver­
treterin oder den Stellvertreterinnen 
vornehmen. Dies schließt jedoch nicht aus, 
dass eine Änderung oder Aufhebung im 
Vorfeld mit der Stellvertreterin oder den 
Stellvertreterinnen besprochen oder 
abgesprochen wird. Eine Absprache ist 
zum Zwecke einer reibungslosen Zusam­
menarbeit sogar zu empfehlen. Anderer­
seits verpflichtet das Gesetz die Gleich­
stellungsbeauftragte nicht hierzu, da diese 
ihr Amt hauptamtlich wahrnimmt und ihr 
gemäß Absatz 3 Satz 2 die Gesamtverant­
wortung für die Aufgabenwahrnehmung 
obliegt.
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Die Stellvertreterin darf – ebenso wie die 
Gleichstellungsbeauftragte – nur in der 
Eigenschaft als Stellvertreterin mit Per­
sonalangelegenheiten befasst sein.

Absatz 3 verpflichtet die Stellvertreterin 
(beziehungsweise die Stellvertreterinnen), 
die von der Gleichstellungsbeauftragten 
vorgegebenen Leitlinien der Gleichstellungs­
arbeit zu beachten. Die Gesamtverantwor­
tung für die Aufgabenerledigung verbleibt 
bei der Gleichstellungsbeauftragten.

Im Gegensatz zu den Absätzen 1 bis 3 regelt 
Absatz 4 Aufgaben und Rechte der Vertrau­
ensfrau. Satz 1 stellt klar, dass die Vertrau­
ensfrau Ansprechpartnerin der jeweiligen 
Dienststelle, Nebenstelle oder des jeweili­
gen Dienststellenteils sowie für die zustän­
dige Gleichstellungsbeauftragte ist. 

Gemäß Satz 2 obliegt der Vertrauensfrau 
die Pflicht zur Vermittlung von Informa­
tionen zwischen den Beschäftigten und 
der Gleichstellungsbeauftragten. Hieraus 
folgt, dass die Vertrauensfrau keine eigenen 
inhaltlich gestaltenden Tätigkeiten wahr­
nimmt, sondern lediglich als formelles 
Bindeglied zwischen den Beschäftigten, der 
jeweiligen Dienststelle (beziehungsweise 
Nebenstelle oder des jeweiligen Dienststel­
lenteils) und der zuständigen Gleichstel­
lungsbeauftragten fungiert.

Im Rahmen der Informationsvermittlung 
sind Vertrauensfrauen befugt, anstelle der 
zuständigen Gleichstellungsbeauftragten 
ausnahmsweise auch an Bewerbungsge­
sprächen teilzunehmen. Sind sowohl die 
Gleichstellungsbeauftragte als auch ihre 
Stellvertreterinnen verhindert, kann die 
Vertrauensfrau gemäß Satz 3 Halbsatz 1  

im Auftrag der Gleichstellungsbeauftrag­
ten an Vorstellungsgesprächen, besonde­
ren Auswahlverfahren oder Sitzungen von 
Auswahlkommissionen teilnehmen. 
Halbsatz 2 stellt klar, dass die Ausübung 
des Mitwirkungsrechts nach § 32 (sowie 
die damit verbundene Entscheidungsbe­
fugnis) in diesem Fall weiterhin der Gleich­
stellungsbeauftragten vorbehalten bleibt. 

Macht die Dienststelle von der Möglichkeit 
in § 19 Absatz 3 Gebrauch, kann die Gleich­
stellungsbeauftragte der Vertrauensfrau 
mit deren Einverständnis – wie nach 
früherer Rechtslage – einzelne Aufgaben 
zur eigenständigen Erledigung bei der 
örtlichen Dienststelle, Nebenstelle oder 
des jeweiligen Dienststellenteils übertra­
gen. Die Entscheidung hierüber trifft die 
Gleichstellungsbeauftragte in eigener 
Zuständigkeit. Sie setzt das Einverständnis 
der jeweiligen Vertrauensfrau voraus. Die 
Dienststelle hat insoweit keine Einfluss­
möglichkeiten. Die Gleichstellungsbeauf­
tragte kann die Aufgabenübertragung 
jederzeit widerrufen oder deren Umfang 
abändern. Die Ausübung des Mitwirkungs­
rechts nach § 32 sowie die Entscheidungs­
befugnis bleiben weiterhin der Gleichstel­
lungsbeauftragten vorbehalten.

Die Vertrauensfrau ist gemäß § 31 BGleiG 
ebenso zur Verschwiegenheit verpflichtet 
wie die Gleichstellungsbeauftragte, die 
Stellvertreterin (beziehungsweise die 
Stellvertreterinnen) sowie die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter der Gleichstel­
lungsbeauftragten. Da die Informations­
sicherstellung ihre originäre Aufgabe ist, 
ist die Vertrauensfrau gegenüber der 
zuständigen Gleichstellungsbeauftragten 
an eine Verschwiegenheitspflicht nicht 
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gebunden – jedenfalls in den Fällen nicht, 
in denen Dinge betroffen sind, die der 
absoluten Geheimhaltung unterliegen, 
oder wenn beispielsweise eine Beschäftigte 
oder ein Beschäftigter explizit um Ver­
schwiegenheit bittet.

Zu § 27 (Beteiligung und Unterstützung 
der Gleichstellungsbeauftragten)
Absatz 1 erlegt der Dienststelle die Pflicht 
auf, die Gleichstellungsbeauftragte früh­
zeitig zu beteiligen. Der Dienststelle steht 
keine Entscheidungsbefugnis darüber  
zu, ob die Gleichstellungsbeauftragte zu 
beteiligen ist. Vielmehr ist die Gleichstel­
lungsbeauftragte bei allen Angelegenhei­
ten der Dienststelle zu beteiligen. Erst die 
Beteiligung gibt der Gleichstellungsbeauf­
tragten die Möglichkeit, im Rahmen ihrer 
Weisungsunabhängigkeit (§ 24 Absatz 2) 
 zu entscheiden, ob ihr Aufgabenbereich 
berührt ist. Für diese Beurteilung kann 
der Aufgabenkatalog des § 25 Absatz 2 
herangezogen werden. Die strikte und aus 
dem früheren Bundesgleichstellungsge­
setz übernommene Beteiligungspflicht 
der Dienststelle resultiert daraus, dass 
die Gleichstellungsbeauftragte nach § 24 
Absatz 1 – wie bereits nach § 19 Absatz 1 
BGleiG alt – der Personalverwaltung ange­
hört und insofern nicht als „externe Stelle“ 
(vergleichbar der Personalvertretung) zu 
behandeln ist. Beteiligt die Dienststelle die 
Gleichstellungsbeauftragte nicht frühzei­
tig, steht der Gleichstellungsbeauftragten 
gemäß § 33 ein Einspruchs- und im wei­
teren Verfahren (gemäß § 34) sogar ein 
Klagerecht zu. 

Die Nummern 1 bis 3 wurden inhaltlich 
aus den früheren Nummern 1 bis 3 über­
nommen. Sie betreffen die Pflicht der 

Dienststelle zur Beteiligung der Gleich­
stellungsbeauftragten bei personellen, 
organisatorischen und sozialen Angele­
genheiten sowie bei der Abfassung von 
Beurteilungsrichtlinien und bei Bespre­
chungen, die die einheitliche Anwendung 
dieser Richtlinien in der Dienststelle 
sicherstellen sollen. Dazu zählt insbeson­
dere eine Beteiligung der Gleichstellungs­
beauftragten bei Angelegenheiten, die 
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten 
nach § 25 Absatz 1 und 2 berühren. 

Nummer 1 Buchstabe d) stellt gesetzlich 
klar, dass die Gleichstellungsbeauftragte 
auch bei Abmahnung, der Einleitung und 
dem Abschluss eines Disziplinarverfahrens 
einschließlich der vorläufigen Dienstent­
hebung von Beschäftigten zu beteiligen  
ist. Laut Bundesverwaltungsgericht ist  
eine Beteiligung der Gleichstellungsbe­
auftragten auch dann geboten, „wenn 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei 
der Aufklärung und Ahndung von Dienst­
pflichtverletzungen, die unmittelbar 
nichts mit dem Zweck des Bundesgleich­
stellungsgesetzes zu tun haben, die Ermitt­
lungsmethoden oder die Sanktionen je 
nach Geschlecht oder nach anderen indivi­
duellen Verhältnissen, die die Aufgabentri­
as des § 19 Absatz 1 Satz 2 BGleiG“ – des 
jetzigen § 25 Absatz 2 Nummer 2 BGleiG 
– „berühren, wie zum Beispiel Familien­
stand oder Unterhaltspflichten, differie­
ren“ (BVerwG vom 28.02.2013, 2 C 62.11).

Nach Nummer 5 ist die Gleichstellungs­
beauftragte auch bei der Erstellung des 
Gleichstellungsplans nach Abschnitt 3 
frühzeitig zu beteiligen.
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Absatz 2 definiert den Begriff der „früh­
zeitigen Beteiligung“, um in der Vergan­
genheit häufig eingetretene Rechtsunsi­
cherheiten zu vermeiden. Gemäß Satz 1 
liegt eine frühzeitige Beteiligung im Sinne 
des Absatzes 1 vor, wenn die Gleichstel­
lungsbeauftragte mit Beginn des Entschei­
dungsprozesses aufseiten der Dienststelle 
beteiligt wird, und die jeweilige Entschei­
dung oder Maßnahme noch gestaltungs­
fähig ist. Die Notwendigkeit dieser neuen 
Bestimmung ergibt sich daraus, dass die 
Gleichstellungsbeauftragte ihren gesetzli­
chen Aufgaben nur dann ordnungsgemäß 
nachkommen kann, wenn sie rechtzeitig 
in anstehende Entscheidungen und Maß­
nahmen eingebunden wird und ihre 
Bedenken und Anregungen einbringen 
kann. Dies war in der Praxis bisher häufig 
nicht der Fall, wodurch gleichstellungs­
rechtliche Gesichtspunkte oftmals zu spät 
oder gar nicht mehr in den Entscheidungs­
prozess einfließen konnten. 

Absatz 3 wurde neu eingefügt und regelt 
erstmals die zeitliche Abfolge der Beteili­
gung der Gleichstellungsbeauftragten, des 
Personalrates und der Schwerbehinderten­
vertretung. Satz 1 Halbsatz 1 stellt klar, 
dass die Beteiligung der Gleichstellungs­
beauftragten einem Beteiligungsverfahren 
nach dem Bundespersonalvertretungsge­
setz sowie dem Neunten Buch Sozialge­
setzbuch vorausgeht. Mit der gesetzlichen 
Verankerung der bereits seit Jahren prakti­
zierten Vorgehensweise wird sichergestellt, 
dass die Gleichstellungsbeauftragte vor 
dem Personalrat und der Schwerbehinder­
tenvertretung zu beteiligen ist, da sie im 
Unterschied zu diesen Teil der Personal­
verwaltung (§ 24 Absatz 1 Satz 1) ist. Erst 
nach Abgabe des Votums der Gleichstel­

lungsbeauftragten dürfen die beiden ande­
ren Beschäftigtenvertretungen beteiligt 
werden. Gemäß Satz 1 Halbsatz 2 muss das 
Beteiligungsverfahren nach § 32 Absatz 3 –  
das heißt die Mitteilung der Gründe für die 
Nichtbefolgung des Votums – abgeschlos­
sen sein, bevor der Personalrat und die 
Schwerbehindertenvertretung eingebun­
den werden. 

Für den Fall, dass aus triftigen Gründen –  
etwa weil es sich um eilige Vorgänge wie 
außerordentliche Kündigungen handelt, 
für die die Dienststelle eine Ausschlussfrist 
zu wahren hat – eine parallele Einbindung 
der Personal- und der Schwerbehinderten­
vertretung notwendig ist, stellt Satz 2 
sicher, dass die Gleichstellungsbeauftragte 
über die Gründe für eine parallele Beteili­
gung zu informieren ist. Satz 2 darf jedoch 
nicht dazu missbraucht werden, die Perso­
nal- und die Schwerbehindertenvertretung 
in sämtlichen, nicht eiligen Fällen parallel 
zur Gleichstellungsbeauftragten zu betei­
ligen. Im Falle einer missbräuchlichen 
Anwendung der Vorschrift steht der 
Gleichstellungsbeauftragten gemäß § 33 
ein Einspruchs- und gemäß § 34 sogar ein 
Klagerecht zu.

Zu § 28 (Schutzrechte)
Absatz 1 Satz 1 stellt klar, dass die Gleich­
stellungsbeauftragte bei der Erfüllung  
ihrer Pflichten nicht behindert und wegen 
ihrer Tätigkeit als Gleichstellungsbeauf­
tragte in ihrer beruflichen Entwicklung 
nicht benachteiligt oder begünstigt wer­
den darf. Konkretisiert wird das Benach­
teiligungs- und Begünstigungsverbot 
durch Satz 2, der regelt, dass die Gleichstel­
lungsbeauftragte ihr Amt ohne Minderung  
ihrer bisherigen Bezüge oder ihres bisheri­
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gen Arbeitsentgelts ausübt und am  
beruflichen Aufstieg so teilnimmt, wie 
dieser ohne die Übernahme des Amtes 
erfolgt wäre. Satz 2 wurde – im Unter­
schied zur alten Rechtslage – um den  
Zusatz „und nimmt am beruflichen  
Aufstieg so teil, wie diese ohne die Über­
nahme des Amtes erfolgt wären“ erweitert. 
Die Ergänzung soll sicherstellen, dass die 
Tätigkeit als Gleichstellungsbeauftragte 
nicht dazu führt, dass diese von Beförde­
rungen, Höhergruppierungen, Höher­
reihungen sowie Übertragungen höher  
bewerteter Dienstposten und Arbeitsplätze 
im Sinne von § 3 Nummer 3 ausgeschlos­
sen wird.

Absatz 2 regelt die Entlastung der Gleich­
stellungsbeauftragten. Im Gegensatz zur 
früheren Rechtslage sieht das neue Bundes­
gleichstellungsgesetz eine stärkere Entlas­
tung der Gleichstellungsbeauftragten vor. 
Die Neuregelung dient dem Schutz vor 
Überlastungen, die in der Vergangenheit 
häufig dadurch entstanden sind, dass 
Dienststellen die früher in Satz 2 Halbsatz 1  
enthaltene Soll-Vorschrift als Ermessens­
vorschrift ausgelegt haben. Eine ordnungs­
gemäße Aufgabenwahrnehmung war 
vielen Gleichstellungsbeauftragten unter 
diesen Umständen nur schwer möglich. 

Die Entlastung der Gleichstellungsbeauf­
tragten in Dienststellen mit in der Regel 
weniger als 600 Beschäftigten beträgt nach 
Satz 2 mindestens die Hälfte der regelmä­
ßigen Arbeitszeit einer Vollzeitkraft. Bei 
einer Beschäftigtenzahl von in der Regel 
mindestens 600 Beschäftigten ist nach  
Satz 3 die Gleichstellungsbeauftragte im 
Umfang der Regelarbeitszeit einer Vollzeit­
kraft zu entlasten. Diese Regelungen sind 

strenger ausgestaltet als das bisherige 
Recht, das nur eine Soll-Vorschrift enthielt. 

Bei der Ermittlung der Beschäftigtenzahl 
sind auch die Beschäftigten aus denjenigen 
Dienststellen mitzuzählen, für die die 
Gleichstellungsbeauftragte gemäß § 19 
Absatz 2 ebenfalls zuständig ist.

Satz 4 regelt den Entlastungsumfang für 
den Fall, dass die Gleichstellungsbeauf­
tragte teilzeitbeschäftigt ist. Die Vorschrift 
stellt in Halbsatz 1 klar, dass der Entlas­
tungsumfang der Stellvertreterin oder der 
Stellvertreterinnen in dem Ausmaß zu 
erhöhen ist, wie er der Gleichstellungsbe­
auftragten auf Grund ihrer Teilzeitbe­
schäftigung nicht zugutekommen kann. 
Die Stellvertreterin (oder die Stellvertrete­
rinnen) wird (beziehungsweise werden) in 
diesem Fall für die Dauer der Teilzeitbe­
schäftigung der Gleichstellungsbeauftrag­
ten in entsprechendem Umfang entlastet. 
Halbsatz 2 regelt, dass dies unabhängig von 
den Vorschriften zur Entlastung der 
Stellvertreterin in Absatz 5 gilt, das heißt, 
unabhängig davon, ob die Stellvertreterin 
(beziehungsweise die Stellvertreterinnen) 
nach § 26 Absatz 1 lediglich im Vertretungs­
fall tätig wird (beziehungsweise werden), 
und zugleich, wie hoch die Entlastung in 
Absatz 5 Satz 2 und 3 in jedem Fall sein 
muss. Die Aufstockung der Entlastung der 
Stellvertreterin (beziehungsweise der 
Stellvertreterinnen) darf somit nicht nur 
für den Vertretungsfall, sondern muss 
dauerhaft – jedenfalls für den Zeitraum,  
in dem die Gleichstellungsbeauftragte 
teilzeitbeschäftigt ist – erfolgen. Bei einer 
vollständig entlasteten Gleichstellungsbe­
auftragten, die beispielsweise eine Teilzeit­
beschäftigung im Umfang von 70 Prozent 
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ausübt und nur eine Stellvertreterin hat, 
sind die fehlenden 30 Prozent ihres Entlas­
tungsumfangs der Entlastung der Stell­
vertreterin gutzuschreiben. Beträgt der 
Entlastungsumfang der Stellvertreterin 
normalerweise zum Beispiel 20 Prozent, 
würde sich ihr Entlastungsumfang somit 
auf 50 Prozent erhöhen. Hat die Gleichstel­
lungsbeauftragte mehrere Stellvertreterin­
nen, kann zwar der Entlastungsumfang 
aller Stellvertreterinnen erhöht werden,  
in der Summe darf die zusätzliche Entlas­
tung der betreffenden Stellvertreterinnen 
jedoch nicht höher sein als der fehlende 
Entlastungsumfang der Gleichstellungs­
beauftragten. Im obigen Beispiel darf  
der fehlende Entlastungsumfang der 
Gleichstellungsbeauftragten in Höhe von 
30 Prozent in einer Dienststelle mit bei­
spielsweise drei Stellvertreterinnen nur zu 
jeweils 10 Prozent dem Entlastungsum­
fang aller drei Stellvertreterinnen gut­
schrieben werden. 

Absatz 3 beinhaltet die Pflicht für die 
Dienststelle, die berufliche Entwicklung 
der Gleichstellungsbeauftragten von Amts 
wegen fiktiv nachzuzeichnen. Diese aus 
dem früheren Recht übernommene Pflicht 
resultiert daraus, dass die Gleichstellungs­
beauftragte – wie ein Personalratsmitglied –  
in ihrer amtlichen Tätigkeit als Gleichstel­
lungsbeauftragte nicht dienstlich beurteilt 
werden darf. Stattdessen ist ihre beruf­
liche Tätigkeit „fiktiv“ fortzuschreiben. 
Anknüpfungspunkt der fiktiven Lauf­
bahnnachzeichnung ist der Leistungsstand 
vor Amtsübernahme. Der in Satz 1 ver­
wendete Begriff der „Entwicklung“ ersetzt 
im neuen Bundesgleichstellungsgesetz den 
früheren Begriff des „Werdegangs“, meint 
inhaltlich jedoch das Gleiche. Die Wörter 

„von Amts wegen“ sollen verdeutlichen, 
dass die Dienststelle bei einer konkret 
anstehenden Personalmaßnahme von sich 
aus aktiv werden muss und nicht erst auf 
Bitten oder Antrag der Gleichstellungsbe­
auftragten. Für die Feststellung der indivi­
duellen fiktiven Entwicklungsperspekti­
ven der Gleichstellungsbeauftragten ist  
die tatsächliche berufliche Entwicklung 
vergleichbarer Beschäftigter zugrunde zu 
legen. Die Auswahl der zu vergleichenden 
Beschäftigten sollte zum Zeitpunkt der 
Bestellung der Gleichstellungsbeauftrag­
ten gemäß § 20 Absatz 1 erfolgen und 
aktenkundig gemacht werden. Die Beschäf­
tigten der Vergleichsgruppe sollten sich 
zum Zeitpunkt der Amtsübernahme in 
einer ähnlichen beruflichen Situation 
befunden haben wie die Gleichstellungs­
beauftragte.

Die Pflicht zur fiktiven Nachzeichnung 
besteht unabhängig davon, in welchem 
Umfang die Gleichstellungsbeauftragte 
gemäß § 28 Absatz 2 entlastet ist. Sie dient 
als Grundlage für konkrete Personalent­
scheidungen, die die Gleichstellungsbeauf­
tragte betreffen.

Absatz 5 regelt die Entlastungsansprüche 
der Stellvertreterin. Satz 1 beinhaltet die 
Grundsatzregelung, wonach die Stellver­
treterin nur im Vertretungsfall zu entlasten 
ist. Mit der Formulierung „mit Beginn der 
Vertretungstätigkeit in dem Ausmaß ihrer 
Tätigkeit als“ wird klarstellend ergänzt, 
dass die Entlastung der Stellvertreterin sich 
zum einen nach dem Ausmaß ihrer Aufga­
benwahrnehmung richtet und zum ande­
ren von Beginn der Vertretungstätigkeit an 
zu erfolgen hat. Wie nach früherer Rechts­
lage wird die Stellvertreterin anstelle der 
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Gleichstellungsbeauftragten, nicht aber 
parallel zur Gleichstellungsbeauftragten 
entlastet, da sie nach wie vor eine reine 
Abwesenheitsvertretung wahrnimmt. Dies 
wird mit der Formulierung „anstelle der 
Gleichstellungsbeauftragten“ zum Aus­
druck gebracht. 

Bei der Entscheidung über die Anzahl der 
zu bestellenden Stellvertreterinnen und 
deren Entlastungsumfang sollten die 
Dienststellen berücksichtigen, ob die 
Beschäftigten alle am gleichen Standort 
beschäftigt sind oder sich über mehrere, 
gegebenenfalls räumlich weit entfernte 
Zweigstellen verteilen. Die Entscheidung 
über die Anzahl der zu bestellenden Gleich­
stellungsbeauftragten in Abhängigkeit von 
deren Entlastung muss in jedem Fall recht­
zeitig vor der Wahl der Gleichstellungsbeauf­
tragten und der Stellvertreterinnen bekannt 
gegeben werden, damit einerseits den passiv 
wahlberechtigten weiblichen Beschäftigten 
bekannt ist, für welches Amt sie kandidieren 
können, und zum anderen auch alle aktiv 
wahlberechtigten weiblichen Beschäftigten 
Kenntnis darüber haben, wie viele Ämter zu 
wählen sind. 

In Absatz 6 ist erstmalig die Entlastung  
der Vertrauensfrau verankert. Eine ver­
gleichbare Regelung gab es im früheren 
Bundesgleichstellungsgesetz nicht. Satz 1 
verpflichtet die Dienststellen dazu, auch 
die Vertrauensfrauen von anderweitigen 
Tätigkeiten in dem Ausmaß zu entlasten, 
wie dies zur ordnungsgemäßen Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben als Vermittlerin 
zwischen den Beschäftigten und der 
zuständigen Gleichstellungsbeauftragten 
erforderlich ist. 

Satz 2 stellt klar, dass die Entlastungshöhe 
mindestens ein Zehntel und bis zu einem 
Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit einer 
Vollzeitkraft zu betragen hat. Die gesetzli­
che Regelung der Entlastung der Vertrau­
ensfrauen soll Überlastungen auf Grund 
ihrer Doppelpflicht als Beschäftigte der 
Dienststelle vermeiden und zugleich die 
Stellung der Vertrauensfrauen als Vermitt­
lerin stärken. 

Zu § 29 (Ausstattung)
§ 29 regelt und stärkt die Ausstattungs­
rechte der Gleichstellungsbeauftragten. 
Hierzu zählen zum einen das Recht auf 
Erhalt der notwendigen personellen, 
räumlichen und sachlichen Ausstattung 
und zum anderen das Recht auf Erhalt 
eines Verfügungsfonds. 

In Dienststellen mit in der Regel mindes­
tens 1 000 Beschäftigten ist der Gleichstel­
lungsbeauftragten gemäß Absatz 2 Satz 2 
künftig zwingend eine Mitarbeiterin oder 
ein Mitarbeiter zuzuordnen. Eine Zuord­
nung von weiteren Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeitern ist nicht ausgeschlossen. 

Die Aufgabe der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ist auf die Unterstützung der 
Gleichstellungsbeauftragten beschränkt. 
Es liegt grundsätzlich im Ermessen der 
Dienststelle, ob die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die Gleichstellungsbeauftragte 
lediglich im administrativen Bereich oder 
auch im sachbearbeitenden Bereich unter­
stützen sollen. Der Gleichstellungsbeauf­
tragten steht das Recht zu, entsprechende 
Vorschläge zu unterbreiten, jedoch hat die 
Dienststelle zu entscheiden, ob dem Büro 
Bürosachbearbeiterinnen und -sachbear­
beiter oder beziehungsweise zusätzlich 
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Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
angehören sollen. Unabhängig von dieser 
Frage muss jedoch sichergestellt werden, 
dass das Büropersonal mangels entspre­
chender Legitimation keine amtlichen 
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten 
wahrnimmt. Dieses Recht steht allein der 
Gleichstellungsbeauftragten zu.

Im Falle der gleichzeitigen Verhinderung 
der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer 
Stellvertreterin (beziehungsweise ihrer 
Stellvertreterinnen) können in begründe­
ten Ausnahmefällen die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Auftrag der Gleichstel­
lungsbeauftragten an Vorstellungsgesprä­
chen, besonderen Auswahlverfahren oder 
Sitzungen von Auswahlkommissionen 
teilnehmen. Wie bei den Vertrauensfrauen 
handelt es sich hierbei um ein bloßes 
Teilnahmerecht.  
 
Für die Stellvertreterin (beziehungsweise 
die Stellvertreterinnen) findet § 29 grund­
sätzlich keine Anwendung.

Zu § 30 (Zusammenarbeit und Information)
Im Vergleich zum früheren Bundesgleich­
stellungsgesetz ist in Absatz 1 erstmals 
gesetzlich die beiderseitige Pflicht für die 
Dienststelle einerseits sowie für die Gleich­
stellungsbeauftragte andererseits veran­
kert, eng zum Wohle der Beschäftigten 
und zur Erfüllung der in § 1 genannten 
Gesetzesziele zusammenzuarbeiten. Diese 
Pflicht wird gesetzlich verankert, da der 
Zweite Erfahrungsbericht zum Bundes­
gleichstellungsgesetz vom 16. Dezember 
2010 (Bundestagsdrucksache 17/4307, S. 73) 
zeigte, dass die Kooperation zwischen den 
genannten Gesetzesakteuren in der Praxis 
oftmals von Schwierigkeiten und Miss­

trauen geprägt ist. Eine sich gegenseitig 
behindernde Zusammenarbeit bleibt nicht 
ohne Folgen für die Beschäftigten, weshalb 
sowohl die Dienststellen als auch die 
Gleichstellungsbeauftragten ausdrücklich 
zu einer engen Zusammenarbeit verpflich­
tet werden. Mit der Regelung soll nicht nur 
ein „Einzelkämpfertum“ – vor allem auf­
seiten der Gleichstellungsbeauftragten – 
vermieden, sondern auch die Umsetzung 
der Ziele des Gesetzes erleichtert werden.

Absatz 2 geht auf die Regelung des frü­
heren § 20 Absatz 1 Satz 1 bis 3 BGleiG 
zurück. Ein neu eingefügter Satz 1 ver­
pflichtet die Dienststelle künftig, die 
Gleichstellungsbeauftragte bei der  
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und  
der Ausübung ihrer Mitwirkungsrechte 
zu unterstützen, indem sie die Gleich­
stellungsbeauftragte insbesondere 
unverzüglich und umfassend informiert.

Satz 2 stellt eine inhaltliche Erweiterung 
im Vergleich zu § 20 Absatz 1 Satz 2 BGleiG 
alt dar, da sich die Vorschrift fortan auch 
auf Auswahlvermerke bezieht. In einem 
Auswahlvermerk, dessen Erstellung bereits 
nach jetziger Rechtslage in jeder Dienst­
stelle verpflichtend ist, sind die maßgeb­
lichen Überlegungen für eine Auswahl­
entscheidung schriftlich niederzulegen. 
Anderenfalls ist die Auswahlentscheidung 
rechtswidrig. Auswahlvermerke können 
daher ein wichtiges Indiz für eventuelle 
Diskriminierungen von weiblichen und 
männlichen Beschäftigten sein. Zudem 
stellt die Neuregelung eine wichtige 
Arbeitserleichterung für die Gleichstel­
lungsbeauftragte dar, da diese Sachver­
halte – insbesondere in dringenden Fäl­
len nach § 32 Absatz 2 Satz 3 – schneller 
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bewerten kann. Für die Dienststelle ist mit 
dieser Vorschrift kein zusätzlicher Auf­
wand verbunden, da Auswahllisten im 
Rahmen von Bewerbungsverfahren ohne­
hin erstellt werden müssen.

Satz 3 Halbsatz 2 regelt, dass die Dienststel­
len den Informations- und Erfahrungsaus­
tausch ihrer Gleichstellungsbeauftragten 
mit anderen Gleichstellungsbeauftragten 
unterstützen sollen. Die Neuregelung soll 
zu mehr Vernetzungsarbeit beitragen und 
die Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten 
erleichtern, die in der Vergangenheit mit­
unter dadurch gekennzeichnet war, dass 
ein regelmäßiger Austausch mit anderen 
Gleichstellungsbeauftragten unterbunden 
wurde.

Das Einsichtsrecht der Gleichstellungsbe­
auftragten in entscheidungsrelevante Teile 
von Personalakten ist im neuen Bundes­
gleichstellungsgesetz nunmehr in einem 
eigenen Absatz geregelt. Absatz 3 geht auf 
den früheren § 20 Absatz 1 Satz 4 BGleiG 
zurück. Es liegt im Ermessen jeder einzel­
nen Dienststelle, ob die Gleichstellungsbe­
auftragte zwecks allgemeiner Einsicht in 
eine Vielzahl von Personalakten (beispiels­
weise auf Grund des Verdachts einer 
systemischen Benachteiligung) von der 
Dienststelle eine anonymisierte Auswer­
tung ausgehändigt bekommt. Eine solche 
Auswertung kann beispielsweise in Form 
anonymisierter Personallisten (zum 
Beispiel mit den Merkmalen Dienstalter, 
Beschäftigungs- und Dienstzeit, Alters­
struktur, Organisationszugehörigkeit, Teil­
zeitbeschäftigung oder Beurlaubung) 
sowie in Form von Stellenbesetzungslisten 
ausgehändigt werden. Einen gesetzlichen 
Anspruch auf derart umfassende Listen 

hat die Gleichstellungsbeauftragte aller­
dings nicht.

Zu § 31 (Verschwiegenheitspflicht)
Die Vorschrift betrifft die Verschwiegen­
heitspflicht der Gleichstellungsbeauftrag­
ten und ihrer Stellvertreterinnen, ihrer 
Mitarbeitenden sowie der Vertrauensfrau­
en, die ab dem Zeitpunkt der Bestellung gilt 
und auch über die Zeit der Bestellung 
hinausgeht.

Zu § 32 (Form der Mitwirkung und  
Stufenbeteiligung)
Absatz 1 Satz 1 stellt klar, dass das Recht 
der Gleichstellungsbeauftragten, unmit­
telbar bei der Dienststellenleitung vorzu­
tragen, zugleich auch eine Pflicht ist. 

Satz 3 enthält erstmals eine Frist für die 
Dienststelle zur Entscheidung über einen 
Initiativantrag der Gleichstellungsbeauf­
tragten: Spätestens nach einem Monat hat 
sie über den Antrag zu entscheiden, nur in 
Ausnahmefällen gilt eine Dreimonatsfrist. 
Die Entscheidung ist in Textform mitzutei­
len. Eine Übermittlung per E-Mail oder 
Computerfax ist daher ausreichend. Eben­
so erfüllen Erklärungen in Schriftform 
oder elektronischer Form nach §§ 126, 
126a BGB die Anforderungen an die Text­
form nach § 126b BGB. 

Die Entscheidung darüber, ob ein Ausnah­
mefall vorliegt, liegt im pflichtgemäßen 
Ermessen der Dienststelle. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Gleichstellungs­
beauftragte nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in 
ihrer Aufgabenwahrnehmung nicht 
behindert werden darf und ihr im Falle 
einer Rechtsverletzung ein Einspruchs­
recht nach § 33 und im weiteren  
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Verfahren sogar ein Klagerecht nach § 34 
zusteht.

Absatz 2 legt gesetzliche Fristen zur Abga­
be des Votums der Gleichstellungsbeauf­
tragten fest. Nach Satz 2 Halbsatz 1 ist das 
Votum – in Anlehnung an § 69 Absatz 2 
Satz 3 BPersVG – innerhalb von zehn 
Arbeitstagen ab Zugang der Mitteilung 
über die beabsichtigte Maßnahme oder 
Entscheidung in Textform abzugeben. 
Maßgeblich ist der Zeitpunkt des Zugangs 
der Mitteilung der Dienststelle bei der 
Gleichstellungsbeauftragten. Halbsatz 2 
ermöglicht, dass von der 10-Arbeitstage-
Frist im Einvernehmen mit der Gleichstel­
lungsbeauftragten abgewichen werden 
kann. Sofern Dienststelle und Gleichstel­
lungsbeauftragte sich einig sind, kann  
also generell oder im Einzelfall auch  
eine kürzere oder eine längere Frist zur 
Votumsabgabe vereinbart werden, um der 
Dienststelle und der Gleichstellungsbeauf­
tragten einen gewissen Handlungsspiel­
raum zu ermöglichen. Hinsichtlich des in 
Satz 2 geregelten Textformerfordernisses 
wird auf die Ausführungen zu Absatz 1 
Satz 3 verwiesen.

Nur in besonders dringenden Fällen darf die 
in Satz 2 genannte Frist von zehn Arbeitsta­
gen gemäß Satz 3 ausnahmsweise auf drei 
Arbeitstage verkürzt werden. Auch diese 
Frist orientiert sich am Bundespersonalver­
tretungsrecht (§ 69 Absatz 2 Satz 4 BPersVG). 
Die Fristverkürzung setzt im Gegensatz 
zu Satz 2 nicht das Einvernehmen mit der 
Gleichstellungsbeauftragten voraus, um der 
Dienststelle in besonders eiligen Angelegen­
heiten einen gewissen Handlungsspielraum 
zu ermöglichen. Eine Fristverkürzung kann 

zum Beispiel dann sinnvoll sein, wenn nach 
Abwägung der Umstände des Einzelfalls 
ansonsten eine erhebliche Beeinträchtigung 
des Verwaltungsablaufs nicht unwahr­
scheinlich ist. Die Vorschrift darf jedoch 
nicht dazu führen, dass die Frist zur Abgabe 
des Votums seitens der Dienststelle gekürzt 
wird, ohne dass ein besonders dringender 
Grund vorliegt, und die Aufgabenwahr­
nehmung der Gleichstellungsbeauftragten 
hierdurch unnötigerweise erschwert oder 
gar behindert wird. 

Für den Fall, dass die Gleichstellungsbe­
auftragte innerhalb von zehn Arbeitstagen 
oder im Falle des Satzes 3 innerhalb von 
drei Arbeitstagen kein Votum abgegeben 
hat, ohne dass diese Frist vorher einver­
nehmlich verlängert worden wäre, gilt die 
beabsichtigte Maßnahme oder Entschei­
dung gemäß Satz 5 als gebilligt. Auch diese 
Vorschrift sah das frühere Bundesgleich­
stellungsgesetz nicht vor. Sie ist jedoch 
notwendige Konsequenz der neuen Fris­
tenregelungen in den Sätzen 2 und 3 und 
führt aufseiten der Dienststelle zu einem 
höheren Maß an Rechtssicherheit.

Absatz 3 regelt, dass die Dienststelle dem 
Votum der Gleichstellungsbeauftragten 
nicht folgt. Satz 1 stellt klar, dass die Dienst­
stelle der Gleichstellungsbeauftragten die 
Gründe für die Nichtbefolgung des Votums 
mitzuteilen hat, wenn die Gleichstellungsbe­
auftragte eine Begründung bei der Abgabe 
ihres Votums verlangt hat. Im Unterschied 
zu § 20 Absatz 2 Satz 4 BGleiG alt muss die 
Gleichstellungsbeauftragte künftig bereits 
im Rahmen ihrer Votumsabgabe zur Mittei­
lung der Gründe für die Nichtbefolgung des 
Votums auffordern.
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Ein neu eingefügter Satz 2 stellt klar, dass 
die Mitteilung der Dienststelle an die 
Gleichstellungsbeauftragte innerhalb von 
15 Arbeitstagen ab Zugang des Votums in 
Textform zu erfolgen hat. 

Absatz 4 regelt das Stufenverfahren. Für 
den Fall, dass in Dienststellen Entschei­
dungen für nachgeordnete Dienststellen 
getroffen werden, hat jede beteiligte 
Dienststelle die für sie zuständige Gleich­
stellungsbeauftragte nach Maßgabe der 
§§ 25, 27 und 30 sowie nach den Absätzen 1  
und 2 an dem bei ihr anhängigen Teilver­
fahren zu beteiligen. 

Die Grundsätze der Stufenbeteiligung bei 
personellen Angelegenheiten gelten ent­
sprechend, wenn die Personal bearbeiten­
de Dienststelle und die Beschäftigungs­
dienststelle nicht identisch sind. Dieser 
Zusatz berücksichtigt, dass in Dienststellen 
mit einem großen Geschäftsbereich die 
Personal bearbeitende Dienststelle und die 
Beschäftigungsdienststelle zum Beispiel 
dann nicht identisch sind, wenn die Perso­
nalbearbeitung zentralisiert wurde.  

Geregelt ist auch der Fall, dass bestimm­
te Entscheidungen oder Maßnahmen, die 
eine Dienststelle betreffen, teilweise oder 
vollständig durch eine andere Dienststelle 
geregelt werden, die nicht nachgeordnete 
Dienststelle ist. Satz 1 gilt auch dann, wenn 
Vorgänge, die Aufgaben der Gleichstel­
lungsbeauftragten nach Absatz 1 betreffen, 
mit Wirkung für eine andere Dienststelle 
bearbeitet werden, die nicht nachgeordnete 
Dienststelle nach § 25 Absatz 4 ist. So soll 
sichergestellt werden, dass jede Gleichstel­
lungsbeauftragte beteiligt wird, deren Auf­

gabenbereiche durch die jeweilige Entschei­
dung oder Maßnahme berührt sind.

Zu § 33 (Einspruchsrecht und Einspruchs­
verfahren)
Die Gleichstellungsbeauftragte hat das 
Recht, Einspruch einzulegen, wenn die 
Dienststelle entgegen den Vorgaben des 
§ 12 Absatz 1 keinen Gleichstellungsplan 
erstellt hat oder eine erhebliche Fristver­
letzung von § 12 Absatz 2 vorliegt (Num­
mer 1). Eine solche erhebliche Fristverlet­
zung ist zum Beispiel dann anzunehmen, 
wenn die Dienststelle die Vorlage des 
Gleichstellungsplans um mindestens sechs 
Monate verzögert. Beruht die unterlassene 
oder verzögerte Erstellung des Gleichstel­
lungsplanes dagegen auf Umständen, die 
die Dienststelle nicht zu vertreten hat, steht 
der Gleichstellungsbeauftragten kein 
Einspruchs- und infolgedessen auch kein 
Klagerecht nach § 34 zu. Sichergestellt wird 
dies mit der Regelung in § 12 Absatz 2 Satz 
2, wonach im Falle umfassender organisa­
torischer Änderungen in der Dienststelle 
abweichend von § 12 Satz 1 im Einverneh­
men mit der Gleichstellungsbeauftragten 
andere Stichtage festgelegt werden können. 
Da in diesem Fall bereits das Einverneh­
men mit der Gleichstellungsbeauftragten 
im Vorfeld der Gleichstellungsplanerstel­
lung erzielt wurde, steht ihr kein nachträg­
liches Einspruchs- und Klagerecht hierge­
gen mehr zu (siehe unter § 12 Absatz 2).

Die Gleichstellungsbeauftragte hat ferner 
ein Einspruchsrecht, wenn die Dienststelle 
einen Gleichstellungsplan erstellt hat, der 
nicht den Vorgaben des § 13 entspricht 
(Nummer 2), oder entgegen § 27 Absatz 1 
Nummer 5 die Gleichstellungsbeauftragte 
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bei der Erstellung des Gleichstellungsplans 
nicht beteiligt hat (Nummer 3), entgegen 
§ 14 den Gleichstellungsplan nicht bekannt 
geben hat (Nummer 4), Rechte der Gleich­
stellungsbeauftragten verletzt hat (Num­
mer 5) oder gegen weitere Vorschriften 
dieses Gesetzes oder gegen andere Vor­
schriften über die Gleichstellung von 
Frauen und Männern verstoßen hat  
(Nummer 6). 

Das Einspruchsverfahren ist in Absätzen  
2 bis 5 geregelt. 

Zu § 34 (Gerichtliches Verfahren)
Das Klagerecht der Gleichstellungsbeauf­
tragten ergibt sich im Wesentlichen aus 
den Einspruchsmöglichkeiten nach § 33. 

Nach erfolglosem Einspruch gemäß § 33 
haben die Gleichstellungsbeauftragte oder 
die Dienststelle einen weiteren Versuch zu 
unternehmen, außergerichtlich zu einer 
einvernehmlichen Lösung zu gelangen. 
Die Einbeziehung der Dienststelle verdeut­
licht, dass nicht nur die Gleichstellungsbe­
auftragte verpflichtet ist, Klageverfahren 
zu vermeiden und einen nochmaligen 
außergerichtlichen Einigungsversuch 
unternehmen muss, sondern künftig auch 
die Dienststelle, das heißt in der Regel die 
Personalverwaltung. 

Das Gericht ist innerhalb eines Monats 
anzurufen, nachdem die Gleichstellungs­
beauftragte oder die Dienststelle das 
Scheitern des außergerichtlichen Eini­
gungsversuchs schriftlich festgestellt hat. 
Die Anrufung des Gerichts hat keine 
aufschiebende Wirkung (Satz 4).

Die Klage der Gleichstellungsbeauftragten 
darf sich nur darauf stützen, dass die 
Dienststelle Rechte der Gleichstellungsbe­
auftragten verletzt hat (Nummer 1) oder 
einen Gleichstellungsplan erstellt hat, der 
nicht den Vorgaben der §§ 12 bis 14 ent­
spricht. Mit der Bezugnahme auf die §§ 12 
bis 14 wird der Gleichstellungsbeauftragten 
künftig auch ein Klagerecht für den Fall 
eingeräumt, dass der Gleichstellungsplan 
entgegen § 12 nicht fristgerecht erstellt 
wurde. Ein solches Recht steht ihr jedoch 
(entsprechend § 33 Absatz 1) nur bei groben 
Fristverletzungen zu. Die Anrufung des 
Verwaltungsgerichts muss sich nicht nur 
auf Nummer 1 oder 2, sondern kann sich 
auch auf beide Nummern stützen. Wie 
nach früherer Rechtslage räumt Absatz 3 
der Gleichstellungsbeauftragten kein 
Verbandsklagerecht ein.

Gemäß Absatz 4 Satz 1 trägt die Dienststelle 
die Kosten, die der Gleichstellungsbeauftrag­
ten auf Grund von Rechtsbehelfen nach den 
Absätzen 1 oder 2 entstehen. Die Vorschrift 
entspricht hinsichtlich der Kostentragungs­
pflicht § 44 BPersVG. Die Erstattung von 
Kosten für Gerichtsverfahren, die „mutwillig 
oder aus haltlosen Gründen“ in Gang gesetzt 
worden sind, kann die Dienststelle entspre­
chend der Rechtsprechung des Bundes­
verwaltungsgerichts zu § 44 BPersVG jedoch 
verweigern. Zu den Kosten gehören nicht 
nur die Gerichtskosten, sondern auch die 
Kosten einer anwaltlichen Vertretung. 
Absatz 4 schließt auch Rechtsanwaltskosten 
im Vorfeld eines Einspruchs- und Klagever­
fahrens ein. Eine Kostenerstattung von im 
Vorfeld in Anspruch genommener Rechtsbe­
ratung ist in Anlehnung an § 44 BPersVG nur 
im Ausnahmefall unter ganz besonderen 
Umständen und nach eingehender Überle­
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gung und sachgerechter Würdigung aller 
Umstände des Einzelfalls für ganz bestimm­
te Fragen möglich. Die Dienststellen sind 
daher – in Anlehnung an die Regelung  
aus § 44 Absatz 1 Satz 1 BPersVG (BVerwG, 
Beschluss vom 29.04.2011 – 6 PB 21.10) – 
nicht verpflichtet, jegliche Inanspruch­
nahme einer Rechtsberatung zu erstatten.

Zu § 35 (Fragerecht)
Der Gleichstellungsbeauftragten und  
der Stellvertreterin beziehungsweise den 
Stellvertreterinnen steht ein Fragerecht zu. 
Es besteht nur in Bezug auf grundsätzliche 
Fragen zum Bundesgleichstellungsgesetz. 
Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend ist weder 
befugt noch verpflichtet, Rechtsberatung 
durchzuführen.

Personenbezogene Daten von Beschäftig­
ten dürfen dem Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend nur 
mit Einwilligung der betroffenen Beschäf­
tigten übermittelt werden. Hinsichtlich 
des Begriffs der „Einwilligung“ ist § 4a des 
Bundesdatenschutzgesetzes maßgebend.

Die Regelungen in Absatz 2 wurden neu 
eingefügt und betreffen die Antwort­
pflicht des Bundesministeriums für Fami­
lie, Senioren, Frauen und Jugend. Satz 1 
bestimmt erstmals, dass Anfragen nach 
Absatz 1 – nach Möglichkeit – innerhalb 
eines Monats beantwortet werden sollen, 
da sie in vielen Fällen dringend sind und es 
wichtig ist, dass die Beantwortung durch 
das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend noch recht­
zeitig in den Klärungsprozess einfließen 
kann. Auf diese Weise können Einspruchs- 
und Klageverfahren vermieden werden. 

Ein neu eingefügter Satz 2 regelt zudem, 
dass das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend seine Ant­
wort der jeweils zuständigen obersten 
Bundesbehörde nachrichtlich zuzuleiten 
hat. Die Vorschrift soll zu einer einheitli­
chen Rechtsauslegung und -anwendung 
beitragen. Zugleich soll die jeweils feder­
führende oberste Bundesbehörde darüber 
in Kenntnis gesetzt werden, welche kon­
kreten Fragestellungen oder Problematiken 
in der eigenen Dienststelle oder in den 
Dienststellen des Geschäftsbereichs beste­
hen, und so zugleich die Möglichkeit 
schaffen, auch im Rahmen der Fachauf­
sicht zur Lösung des Problems beizutragen. 

Zu § 36 (Interministerieller Arbeitskreis 
der Gleichstellungsbeauftragten)
In § 36 wird die Tätigkeit des 1991 einge­
richteten Interministeriellen Arbeitskrei­
ses der Gleichstellungsbeauftragten der 
obersten Bundesbehörden (IMA) gesetz­
lich verankert. Der IMA wird von der 
Gleichstellungsbeauftragten der obersten 
Bundesbehörden gebildet. Er informiert 
die Gleichstellungsbeauftragten aus den 
Geschäftsbereichen regelmäßig über seine 
Tätigkeit, koordiniert jedoch nicht die 
Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten  
im gesamten Bundesdienst. 

Die Vernetzungsarbeit anderer Gleichstel­
lungsbeauftragter auf Bundesebene bleibt 
von § 36 unberührt. Absprachen und 
Empfehlungen des IMA gelten ausschließ­
lich für die Mitglieder des IMA, nicht für 
andere Gleichstellungsbeauftragte. Klar­
gestellt wird dies durch Satz 3, wonach  
die Möglichkeit, im Geltungsbereich des 
neuen Bundesgleichstellungsgesetzes 
weitere Arbeitskreise zur Koordinierung 
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der Arbeit von Gleichstellungsbeauftrag­
ten einzurichten, von den Sätzen 1 und 2 
unbenommen bleibt. Satz 3 stellt keine 
Ermächtigungsgrundlage oder Verpflich­
tung zur Einrichtung weiterer Arbeitskrei­
se im Geltungsbereich des Gesetzes dar, 
sondern dient lediglich der Klar- bezie­
hungsweise Sicherstellung, dass andere 
Arbeitskreise nicht durch den IMA ver­
drängt werden.

Die gesetzliche Verankerung des IMA 
spiegelt die Bedeutung des IMA als wichti­
ger Dach- und Vernetzungsverband der 
Gleichstellungsbeauftragten der obersten 
Bundesbehörden wider. 

Zu § 37 (Sonderregelungen für den Bun­
desnachrichtendienst)
§ 37 beinhaltet die Sonderbestimmun­
gen für den Bundesnachrichtendienst. 
Die Vorschrift entspricht inhaltlich im 
Wesentlichen dem früheren § 23 BGleiG. 
Lediglich die Nummern 4 und 5 wurden 
neu eingefügt. 

Zu § 38 (Statistik, Verordnungsermächti­
gung)
§ 38 regelt die statistischen Pflichten der 
Dienststellen und geht im Wesentlichen 
auf die früheren Regelungen aus § 24 
BGleiG zurück.

Absatz 1 betrifft die Datenerfassung für 
den Bericht an den Deutschen Bundestag 
nach § 39. Im Unterschied zum früheren 
Bundesgleichstellungsgesetz sind diese 
Daten künftig nicht mehr jährlich zu 
erfassen, sondern im Zwei-Jahres-Rhyth­
mus. Die Vorschrift gilt für sämtliche 
Dienststellen im Sinne von § 3 Nummer 5.

Zu den zu erhebenden Indikatoren zählt 
gemäß Satz 1 Halbsatz 1 die Zahl aller 
Frauen und Männer sowie nach Halbsatz 2 
die Zahl der Frauen und Männer in den 
einzelnen Bereichen nach § 3 Nummer 2 
(Nummer 1), nach Voll- und Teilzeitbe­
schäftigung (Nummer 2), nach der Inan­
spruchnahme einer Beurlaubung auf Grund 
von Familien- oder Pflegeaufgaben (Num­
mer 3) sowie nach Bewerbung, Einstellung 
und beruflichem Aufstieg (Nummer 4).  
In Nummer 5 wird erstmals geregelt, dass 
auch die Zahl der Beschäftigten (getrennt 
nach Frauen und Männern) erfasst werden 
soll, die sich in einem beruflichen Aufstieg 
befinden und die – im Unterschied zu 
Nummer 4 – eine Beurlaubung auf Grund 
von Familien- oder Pflegeaufgaben in 
Anspruch genommen haben, und solcher 
Beschäftigten, die solche Maßnahmen 
nicht in Anspruch genommen haben. 
Zudem wird in einer neuen Nummer 6 
klargestellt, dass die Erhebung der Zahl  
der Frauen und Männer getrennt nach 
Voll- und Teilzeitbeschäftigung gesondert 
auch für die Beschäftigten mit Vorgesetz­
ten- oder Leitungsfunktion zu erfolgen hat.

Anders als früher werden die Daten über 
Noten bei dienstlichen Beurteilungen 
sowie die Daten zur Fortbildung – § 24 
Absatz 1 Nummer 2 und 3 BGleiG (alt) – 
nicht mehr erfasst.

Satz 2 entspricht der früheren Regelung 
in § 2 der Verordnung über statistische 
Erhebungen zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern in Dienststellen des Bundes 
(Gleichstellungsstatistik-Verordnung – 
GleiStatV). Die Sätze 3 und 4 gehen auf § 3 
GleiStatV (alt) zurück.
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Die in Absatz 2 geregelte Pflicht betrifft 
lediglich die obersten Bundesbehörden. 
Vorgeschrieben ist, dass jede oberste Bun­
desbehörde jährlich bestimmte Gleichstel­
lungsindikatoren erfasst. Hierbei handelt 
es sich um besonders aussagekräftige und 
wichtige Indikatoren.

Die zu erfassenden Indikatoren sind in 
Satz 1 Halbsatz 1 sowie in den Nummern 1 
bis 5 in Halbsatz 2 aufgelistet. Dazu zählen 
die Zahl aller Frauen und Männer sowie 
die Zahl der Frauen und Männer gegliedert 
nach folgenden weiteren Kriterien: der 
Laufbahngruppe des höheren Dienstes 
(Nummer 1), den einzelnen Ebenen mit 
Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben 
einschließlich der politischen Leitungs­
ämter (Nummer 2), Voll- und Teilzeitbe­
schäftigung, auch für Beschäftigte mit 
Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben 
(Nummer 3), der Inanspruchnahme von 
Beurlaubungen auf Grund von Familien- 
oder Pflegeaufgaben einschließlich Eltern­
zeit, Pflegezeit und Familienpflegezeit 
(Nummer 4) sowie dem beruflichen Auf­
stieg nach § 4 Absatz 3 (Nummer 5).

Satz 2 stellt – in Anlehnung an Absatz 1 
Satz 2 – klar, dass die Daten nach Satz 1 
Nummer 1 bis 4 jeweils zum 30. Juni des 
Berichtsjahres und die Daten nach Satz 1 
Nummer 5 für den Zeitraum vom 1. Juli 
des Vorjahres bis zum 30. Juni des Berichts­
jahres zu erfassen sind. Gemäß Satz 3 hat 
die Meldung an das Statistische Bundes­
amt bis zum 30. September zu erfolgen.

Absatz 3 wurde neu eingefügt und basiert 
zum Teil auf dem früheren § 4 GleiStatV. 
Gemäß Satz 1 Nummer 1 erstellt das 
Statistische Bundesamt im Auftrag des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend künftig nicht mehr 
jährlich, sondern nur noch alle zwei Jahre 
eine Gleichstellungsstatistik zu den nach 
Absatz 1 erhobenen Daten der Dienststellen 
und leitet diese auch nur noch alle zwei 
Jahre den obersten Bundesbehörden als 
internen Dienstbericht zu.

Eine neu eingefügte Nummer 2 regelt 
zudem, dass das Statistische Bundesamt 
jährlich einen Gleichstellungsindex aus  
den nach Absatz 2 und 3 erhobenen Daten 
für die obersten Behörden zu erstellen hat. 
Dieser ist jeweils bis zum 31. Dezember zu 
veröffentlichen.

Absatz 4 enthält die Ermächtigungsgrund­
lage für die neue Gleichstellungsstatistik­
verordnung und entspricht im Wesentli­
chen dem früheren § 24 Absatz 2 BGleiG.

Zu § 39 (Bericht)
Die Bundesregierung legt dem Deutschen 
Bundestag alle vier Jahre einen Bericht 
über die Situation der Frauen und Männer 
in den Dienststellen vor.

Die obersten Bundesbehörden haben die 
für die Erstellung des Berichts erforderli­
chen Angaben zu machen.

Der Bericht legt dar, inwieweit die in § 1 
genannten Ziele erreicht und das Gesetz 
angewandt worden ist. Dazu gehört ins­
besondere die Untersuchung, wie die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
realisiert wurde, Benachteiligungen von 
Frauen beseitigt beziehungsweise verhin­
dert wurden und die Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Berufstätigkeit verbes­
sert wurde. Der Bericht hat zudem vorbild­
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hafte Gleichstellungsmaßnahmen ein­
zelner Dienststellen auszuweisen. Er darf 
keine personenbezogenen Daten enthalten.

Der Interministerielle Arbeitskreis der 
Gleichstellungsbeauftragten der obersten 
Bundesbehörden ist an der Erstellung des 
Berichts zu beteiligen. Die Vorschrift 
beinhaltet keine Abstimmungspflicht  
der Bundesregierung mit dem IMA, soll 
jedoch die Einbindung des IMA auf Grund 
seiner langjährigen Erfahrungen sicher­
stellen.

Zu § 40 (Übergangsbestimmungen)
Absatz 1 betrifft die Pflicht zur Erstellung 
des Gleichstellungsplans. Der Gleichstel­
lungsplan ist nach Satz 1 erstmals zum  
31. Dezember 2015 zu erstellen. 

Alle Gleichstellungspläne, die zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens des Bundesgleich­
stellungsgesetzes, also am 1. Mai 2015 noch 
mindestens zwei Jahre Bestand haben, 
gelten allerdings bis zu ihrem regulären 
Ende fort. Nur diejenigen Gleichstellungs­
pläne, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens des Gesetzes keine zwei Jahre mehr 
gelten, sind durch einen neuen Gleichstel­
lungsplan zu ersetzen, der den Vorgaben 
aus Abschnitt 3 des novellierten Bundes­
gleichstellungsgesetzes entspricht.

Satz 2 stellt unter anderem klar, dass die  
für den Gleichstellungsindex erstmalig zu 
erhebenden Daten nach § 38 Absatz 2 Satz 1  
Nummer 1 bis 4 den Stichtag 30. Juni 2015 
haben und sich nach § 38 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 5 auf den Zeitraum vom 1. Juli 
2014 bis zum 30. Juni 2015 beziehen.

Gemäß Absatz 3 bleiben Gleichstellungs­
beauftragten, Stellvertreterinnen und 
Vertrauensfrauen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits bestellt sind, weiter­
hin im Amt.

In Dienststellen mit großen Zuständig­
keits- oder komplexen Aufgabenbereichen 
sind unverzüglich Neuwahlen für die nicht 
besetzten Ämter der Stellvertreterinnen 
gemäß § 19 Absatz 4 einzuleiten.



Gesetz über die Mitwirkung des Bundes an der Besetzung von Gremien 71

BG
re

m
BG

III. 
Gesetz über die Mitwirkung des Bundes 
an der Besetzung von Gremien (Bundes­
gremienbesetzungsgesetz – BGremBG)

Vom 24. April 2015 (BGBl. I S. 642)

Das Bundesgleichstellungsgesetz ist vom Deutschen Bundestag als Artikel 1  
des Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst vom  
24. April 2015 (BGBl. I S. 642) beschlossen worden und am 1. Mai 2015 in Kraft 
getreten.
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Inhaltsübersicht

§ 1		 Ziel des Gesetzes
§ 2		 Geltungsbereich
§ 3		 Begriffsbestimmungen
§ 4		 Vorgaben für Aufsichtsgremien
§ 5		 Vorgaben für wesentliche Gremien
§ 6		 Statistik, Verordnungsermächtigung
§ 7		 Bericht

§ 1

Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist die paritätische Ver­
tretung von Frauen und Männern in 
Gremien, soweit der Bund Mitglieder für 
diese bestimmen kann.

§ 2

Geltungsbereich
Dieses Gesetz gilt für alle Gremien nach § 3 
Nummer 1 und 2, für die der Bund Mitglie­
der bestimmen kann. Es gilt nicht für die 
Ernennung der Mitglieder der Bundesre­
gierung, nicht für die Gerichtsbarkeit und 
nicht für Gremienmitglieder, die in Aus­
übung gesetzlich verbürgter Unabhängig­
keit bestimmt werden.

§ 3

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes sind:
1.	� Aufsichtsgremien: Aufsichts- und 

Verwaltungsräte sowie vergleichbare 
Aufsicht führende Organe ungeachtet 
ihrer Bezeichnung und Rechtsgrundla­
ge, auch wenn deren Mitglieder durch 
Wahl bestimmt werden;

2.	� wesentliche Gremien: Gremien, bei 
denen die Mitgliedschaft von mindes­
tens einem seiner Mitglieder durch die 
Bundesregierung zu beschließen oder 
zur Kenntnis zu nehmen ist, oder 
Gremien, die als wesentlich bestimmt 
worden sind;

3.	�� Bund:  
a) die Bundesregierung als Gesamtheit,  
b) das Bundeskanzleramt,  
c) �die Bundesministerien sowie die oder 

der Beauftragte der Bundesregierung 
für Kultur und Medien einschließlich 
der Behörden des jeweiligen 
Geschäftsbereichs, 

	 d) �die weiteren Beauftragten der Bun­
desregierung und die Bundesbeauf­
tragten sowie 

	 e) �die bundesunmittelbaren juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts 
ohne Recht auf Selbstverwaltung;

4.	� durch den Bund zu bestimmende 
Mitglieder: Mitglieder, die der Bund in 
ein Aufsichts- oder wesentliches Gremi­
um unmittelbar und rechtsverbindlich 
wählen, berufen, entsenden oder für  
ein solches Gremium vorschlagen kann;  
ein Mitglied ist nicht durch den Bund 
bestimmt, wenn ein Dritter gegenüber 
dem Bund ein Vorschlagsrecht für die 
Mitgliedschaft hat und von diesem 
Recht Gebrauch macht.

§ 4

Vorgaben für Aufsichtsgremien
(1) In einem Aufsichtsgremium müssen ab 
dem 1. Januar 2016 mindestens 30 Prozent 
der durch den Bund zu bestimmenden 
Mitglieder Frauen und mindestens 30 Pro­
zent Männer sein. Der Mindestanteil ist bei 
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erforderlich werdenden Neuwahlen, Beru­
fungen und Entsendungen zur Besetzung 
einzelner oder mehrerer Sitze zu beachten 
und sukzessive zu steigern. Bestehende 
Mandate können bis zu ihrem vorgesehe­
nen Ende wahrgenommen werden. Ste­
hen dem Bund insgesamt höchstens zwei 
Gremiensitze zu, sind die Sätze 1 bis 3 nicht 
anzuwenden. Bestimmen mehrere Institu­
tionen des Bundes nach § 3 Nummer 3 Mit­
glieder eines Gremiums, ist die Gesamtzahl 
der zu bestimmenden Mitglieder maßgeb­
lich. Bei den Berechnungen ist zur nächs­
ten vollen Personenzahl aufzurunden.

(2) Es ist das Ziel, ab dem 1. Januar 2018  
die in Absatz 1 genannten Anteile auf  
50 Prozent zu erhöhen. Steht dem Bund 
insgesamt eine ungerade Anzahl an Gre­
miensitzen zu, darf das Ungleichgewicht 
zwischen Frauen und Männern nur einen 
Sitz betragen.

(3) Bei einer Unterschreitung der Vorgaben 
nach den Absätzen 1 und 2 ist das Bundes­
ministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend unverzüglich zu unterrichten; 
die Unterschreitung ist zu begründen.

§ 5

Vorgaben für wesentliche Gremien
(1) Die Institutionen des Bundes nach § 3 
Nummer 3 haben ein Gremium als wesent­
lich zu bestimmen, wenn es besondere 
tatsächliche, wissenschaftliche oder 
zukunftsrelevante Bedeutung hat.

(2) Bei wesentlichen Gremien haben die 
Institutionen des Bundes darauf hinzuwir­
ken, dass eine paritätische Vertretung von 

Frauen und Männern geschaffen oder 
erhalten wird. Dieses Ziel kann stufenweise 
entsprechend den Vorgaben in § 4 Absatz 1 
und 2 erreicht werden.

(3) § 4 Absatz 1 Satz 3 bis 6 und Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 6

Statistik, Verordnungsermächtigung
(1) Die Institutionen des Bundes nach § 3 
Nummer 3 veröffentlichen auf ihrer Inter­
netseite eine Aufstellung über ihre Auf­
sichts- und wesentlichen Gremien sowie 
über die Anzahl der in diesen jeweils durch 
den Bund zu bestimmenden Mitglieder. 
Die Veröffentlichung erfolgt erstmals bis 
zum 30. Juni 2015. Die Aufstellung nach 
Satz 1 ist regelmäßig zu aktualisieren.

(2) Die Institutionen des Bundes erfassen 
jährlich zum 31. Dezember unter Beach­
tung des Datenschutzes die Besetzung 
ihrer Gremien mit Frauen und Männern. 
Grundlage ist die Aufstellung nach 
Absatz 1 einschließlich der im Vergleich 
zum Vorjahr neu aufgenommenen und 
entfernten Gremien. Die Daten werden 
jeweils bis zum 31. März des Folgejahres 
auf den Internetseiten der Institutionen 
des Bundes nach § 3 Nummer 3 veröffent­
licht und zeitgleich dem Statistischen 
Bundesamt gemeldet. Veröffentlichung 
und Meldung erfolgen erstmals bis zum 
31. März 2017.

(3) Das Statistische Bundesamt erstellt im 
Auftrag des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
alle zwei Jahre eine Statistik zu den nach 
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Absatz 2 Satz 3 gemeldeten Daten. Die 
Statistik ist Bestandteil der Gleichstel­
lungsstatistik nach § 38 Absatz 3 Num­
mer 1 des Bundesgleichstellungsgesetzes.

(4) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die einzelnen Vorgaben für 
die Mitteilung der statistischen Daten nach 
Absatz 2 Satz 3.

§ 7

Bericht
(1) Die Bundesregierung legt dem Deut­
schen Bundestag alle vier Jahre eine 
Zusammenstellung und Auswertung der 
Gremienbesetzungen durch den Bund vor.

(2) Grundlage der Zusammenstellung und 
Auswertung sind die nach § 6 Absatz 2  
Satz 3 gemeldeten Daten. Die obersten 
Bundesbehörden haben die für die Erstel­
lung des Berichts erforderlichen Angaben 
zu machen.

Wesentliche Erläuterungen:
(Die nachfolgenden Formulierungen sind 
der Amtlichen Begründung des Gesetzent­
wurfs der Bundesregierung – BT-Drs. 
18/3784 vom 20. Januar 2015 – entnom­
men.)

Zu § 1 (Ziel des Gesetzes)
§ 1 bestimmt als Ziel des Gesetzes die pari­
tätische Vertretung von Frauen und Män­
nern in Gremien, soweit der Bund für  
diese Mitglieder bestimmen kann. Dieses 
Ziel kann in den zwei in § 4 Absatz 1 und 2 
genannten Stufen erreicht werden.
 
Maßgeblich für die Berechnung der Antei­
le ist nicht das Gesamtgremium, sondern 
die vom Bund zu besetzenden Sitze in ihrer 
Gesamtheit.

Das Gesetzesziel bezieht sich auf sämtliche 
ordentliche Mitglieder eines Gremiums, an 
deren Besetzung der Bund mitwirkt. Nicht 
erfasst sind deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter.

Zu § 2 (Geltungsbereich)
§ 2 regelt den Geltungsbereich des Geset­
zes. 

Satz 1 bestimmt, dass das Gesetz für alle  
in § 3 Nummer 1 und 2 definierten Gre­
mien gilt, für die der Bund Mitglieder 
bestimmen kann. Der Geltungsbereich 
orientiert sich an dem früheren § 2 
Absatz 1. Er unterscheidet im Vergleich  
zur früheren Rechtslage nicht mehr zwi­
schen dem Vorschlagen, Benennen, Beru­
fen und Entsenden von Personen in ein 
Gremium, sondern stellt auf die Bestim­
mung von Mitgliedern ab.
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Satz 2 stellt wie der bisherige § 2 Absatz 2 
klar, dass das Gesetz nicht für die Ernen­
nung der Mitglieder der Bundesregierung 
(das heißt des Bundeskabinetts) und nicht 
für die Gerichtsbarkeit gilt. Eine weitere 
Ausnahme ist für solche Gremienmitglie­
der vorgesehen, die von Personen bestimmt 
werden, die in dem Verfahren zur Bestim­
mung der Mitglieder gesetzlich verbürgte 
Unabhängigkeit genießen. Diese Regelung 
betrifft insbesondere die Gremien des 
Bundesrechnungshofes. Auf Grund der ver­
fassungsrechtlich garantierten Unabhän­
gigkeit seiner Mitglieder verbietet sich eine 
Reglementierung der von ihnen zu bilden­
den Gremien. 

Zu § 3 (Begriffsbestimmungen)
Im Gegensatz zur alten Rechtslage enthält 
das Gesetz in Form von § 3 erstmals eine 
eigene Vorschrift mit Begriffsbestimmun­
gen. Die Nummern 1 und 2 unterscheiden 
zwei Arten von Gremien.

Aufsichtsgremien nach Nummer 1 sind 
Aufsichts- und Verwaltungsräte sowie 
vergleichbare Aufsicht führende Organe 
ungeachtet ihrer Bezeichnung und Rechts­
grundlage, deren Mitglieder auch durch 
Wahlen bestimmt werden können. Erfasst 
werden damit die Aufsichtsräte der juristi­
schen Personen des Privatrechts, und zwar 
unabhängig davon, ob sie gewählt oder 
von den Anteilseignern entsendet werden. 
Darüber hinaus erstreckt sich die Vor­
schrift auf solche Organe, die vergleichba­
re Funktionen wie Aufsichtsräte ausüben 
wie etwa der Verwaltungsrat der Bundes­
agentur für Arbeit.

Nummer 2 definiert den Begriff der 
„wesentlichen Gremien“. Hierbei handelt  
es sich um Gremien, bei denen die Mit­
gliedschaft von mindestens einem seiner 
Mitglieder durch die Bundesregierung zu 
beschließen oder zur Kenntnis zu nehmen 
ist, oder um Gremien, die als wesentlich 
bestimmt worden sind. Die Begriffsbe­
stimmung betrifft all jene Gremien, die  
auf Grund ihrer Vielfalt nicht einheitlich 
definiert werden können. In der ersten 
Alternative wird auf den formalen Aspekt 
der Kabinettrelevanz abgestellt. Diese ist 
Ausdruck der politischen Bedeutung des 
Gremiums und begründet damit seine 
Wesentlichkeit. In der zweiten Alternative 
ergibt sich die Wesentlichkeit des Gremi­
ums aus der dahin gehenden Bestimmung 
durch die für das Gremium zuständige 
Institution des Bundes. Näheres dazu  
wird zu § 5 Absatz 1 ausgeführt.

Nummer 3 definiert den Begriff des „Bun­
des“ und führt die einzelnen Institutionen 
des Bundes numerisch auf. Hierzu zählen 
nach Buchstabe a) die Bundesregierung 
als Gesamtheit, nach Buchstabe b) das 
Bundeskanzleramt, nach Buchstabe c) 
die Bundesministerien sowie die oder der 
Beauftragte der Bundesregierung für Kul­
tur und Medien einschließlich der Behör­
den des jeweiligen Geschäftsbereichs, nach 
Buchstabe d) die weiteren Beauftragten der 
Bundesregierung sowie die Bundesbeauf­
tragten und nach Buchstabe e) die bun­
desunmittelbaren juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts ohne Recht auf 
Selbstverwaltung. Die Begriffsdefinition 
erfasst im Wesentlichen die früher in § 4 
Absatz 1 und § 6 BGremBG alt aufgeführ­
ten Institutionen.
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Zu den Behörden des jeweiligen Geschäfts­
bereichs (Buchstabe c)) zählen die Bundes­
oberbehörden, die Bundesmittel- und die 
Bundesunterbehörden. Bundesbeauftragte 
(Buchstabe d)) werden auf gesetzlicher 
Grundlage eingerichtet und mit Kompe­
tenzen ausgestattet. Hierzu zählen bei­
spielsweise der Bundesbeauftragte für den 
Zivildienst oder der Bundesbeauftragte  
für den Datenschutz und die Informa­
tionsfreiheit. Die Beauftragten der Bun­
desregierung werden auf Grund der Orga­
nisationsgewalt der Bundesregierung 
durch Kabinettsbeschluss beziehungsweise 
Organisationserlass des Bundeskanzlers 
oder durch Erlass eines Bundesministeri­
ums eingesetzt. Sie sind organisatorisch 
dem Bundeskanzleramt oder einzelnen 
Bundesministerien zugeordnet. Ein Bei­
spiel hierfür ist die Beauftragte der Bun­
desregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration. Keine Beauftragten im 
Sinne des Absatzes 2 sind Beauftragte,  
die das Grundgesetz nennt (beispielsweise  
der Wehrbeauftragte des Bundestages 
gemäß Artikel 45b GG, der Beauftragte bei 
Bundeszwang gemäß Artikel 37 Absatz 2 
GG oder der Beauftragte bei Anklage 
gemäß Artikel 61 Absatz 1 GG), Beauftrag­
te, die in jedem Bundesministerium in die 
Verwaltungshierarchie eingegliedert sind 
(beispielsweise Gleichstellungs- oder 
Korruptionsbeauftragte), Beauftragte, die 
dem Parlament im weiteren Sinne zuge­
ordnet werden können (beispielsweise der 
Ermittlungsbeauftragte), sowie solche 
Einrichtungen, deren Leitungsebenen 
statusrechtliche und funktionale Ähnlich­
keiten mit Beauftragten haben, aber keine 
Beauftragten im engeren Sinne sind 
(beispielsweise die Antidiskriminierungs­
stelle des Bundes). Zu den bundesunmittel­

baren juristischen Personen des öffent­
lichen Rechts (Buchstabe e)) gehören 
insbesondere die in Artikel 86 GG genann­
ten Körperschaften und Anstalten der 
mittelbaren Staatsverwaltung des Bundes. 
Aus dem Zusatz „ohne das Recht auf 
Selbstverwaltung“ ergibt sich, dass die 
genannten juristischen Personen vom 
Gesetz nicht erfasst werden, wenn ihnen 
das Recht auf Selbstverwaltung zusteht. 
Dies ist beispielsweise bei den bundesun­
mittelbaren Krankenkassen, der Akademie 
der Künste und der Deutschen Welle der 
Fall. 

Die Aufführung der einzelnen Institu­
tionen in Nummer 3 ist nicht im kumulati­
ven Sinne zu verstehen, sondern soll zum 
Ausdruck bringen, dass das Gesetz auch 
dann gilt, wenn nur eine der genannten 
Behörden beziehungsweise bundesunmit­
telbaren juristischen Personen des öffent­
lichen Rechts an der Besetzung eines 
Gremiums nach Absatz 1 mitwirkt.

Nummer 4 erläutert, in welcher Form  
der Bund ein Mitglied für ein Gremium 
bestimmen kann. Definiert wird die 
Formulierung „durch den Bund zu bestim­
mende Mitglieder“. Hierbei handelt es sich 
gemäß Halbsatz 1 um Mitglieder, die der 
Bund in ein Aufsichts- oder wesentliches 
Gremium unmittelbar und rechtsverbind­
lich wählen, berufen, entsenden oder für 
ein solches Gremium vorschlagen kann. 
Halbsatz 2 stellt klar, dass ein Mitglied 
nicht durch den Bund bestimmt ist, wenn 
ein Dritter gegenüber dem Bund ein 
Vorschlagsrecht für die Mitgliedschaft hat 
und von diesem Recht Gebrauch macht.
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Das frühere Bundesgremienbesetzungs­
gesetz wurde mit der neuen Begriffsbe­
stimmung in Nummer 4 insoweit durch 
die Möglichkeit der Wahl ergänzt. Wenn 
der Bund Mitglieder wählen kann, so  
hat er seine Wahl an den Vorgaben des 
Gesetzes auszurichten. Dies hat insbeson­
dere Bedeutung, wenn der Bund Allein­
aktionär ist. 

Die Berufung und Entsendung von Mit­
gliedern erfolgt, wenn dem Bund die 
entsprechende Befugnis zusteht, etwa  
auf Grund einer Satzung.

Das Vorschlagsrecht ist weit auszulegen. 
Gleichzusetzen sind insbesondere Anhö­
rungsrechte, die in der Praxis wie ein 
Vorschlagsrecht gehandhabt werden.

Zu § 4 (Vorgaben für Aufsichtsgremien)
§ 4 regelt die Vorgaben für Aufsichtsgremi­
en.

Absatz 1 Satz 1 regelt, dass in einem Auf­
sichtsgremium ab dem 1. Januar 2016 
mindestens 30 Prozent der durch den 
Bund zu bestimmenden Mitglieder Frauen 
und mindestens 30 Prozent Männer sein 
müssen. Die Vorschrift legt eine fixe 
Mindestquote für den Anteil von Frauen 
und Männern in Höhe von 30 Prozent für 
Aufsichtsgremien fest. Die Mindestquote 
von 30 Prozent sichert eine Teilhabe des 
unterrepräsentierten Geschlechts, die 
geeignet ist, maßgeblich auf die Arbeit und 
Entscheidungen der Aufsichtsgremien 
Einfluss zu nehmen. Diese Regelung ist 
den entsprechenden Bestimmungen  
im Gesellschaftsrecht nachgebildet. Die 
30-Prozent-Quote ist nicht auf das gesamte 
Aufsichtsgremium bezogen, sondern 

bezieht sich nur auf die Mitglieder, die  
der Bund bestimmen kann. 

Die Sätze 2 und 3 entsprechen inhaltlich 
der Regelung des Gesetzes für die gleich­
berechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern an Führungspositionen in der 
Privatwirtschaft und im öffentlichen 
Dienst zu § 25 Absatz 2 Satz 2 und 3 des 
Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 
für börsennotierte Gesellschaften, für die  
das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbe­
stimmungsergänzungsgesetz gilt.

Satz 4 regelt, dass die Sätze 1 bis 3 nicht 
anzuwenden sind, wenn der Bund für ein 
Gremium nur insgesamt höchstens zwei 
Mitglieder bestimmen kann. Denn bei nur 
einem Sitz kann nicht beiden Geschlech­
tern entsprochen werden. Bei zwei Sitzen 
bedeutet die Berücksichtigung beider 
Geschlechter eine Quote von 50 Prozent, 
die weit über Mindestanteile des Satzes 1 
hinausginge. Durch die Formulierung wird 
deutlich gemacht, dass auch die Gremien 
mit ein oder zwei vom Bund zu bestim­
menden Mitgliedern abgesehen von den 
Sätzen 1 bis 3 den Vorschriften des 
Gesetzes unterfallen.

Nach Satz 5 sind die vom Bund für ein 
Gremium zu bestimmenden Mitglieder 
auch dann als Gesamtheit zu betrachten, 
wenn verschiedene Institutionen des 
Bundes jeweils einzelne Mitglieder allein 
bestimmen können. In diesem Fall hat die 
federführende Institution die Einhaltung 
der Vorgabe sicherzustellen. 

Satz 6 bestimmt, dass bei der Berechnung 
stets zur nächsten vollen Personenzahl 
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aufzurunden ist. Beispielsweise werden  
bei vier und fünf zu bestimmenden Mit­
gliedern die Rechenwerte von 1,2 und  
1,5 jeweils auf zwei Personen aufgerundet.

Absatz 2 Satz 1 legt das Ziel fest, den Anteil 
von Frauen und Männern ab dem 1. Januar 
2018 auf 50 Prozent zu erhöhen. 

Kann der Bund eine ungerade Anzahl von 
Mitgliedern bestimmen, darf nach Satz 2 ein 
Geschlecht nur mit einer Person mehrheit­
lich vertreten sein. Die Regelung trägt der 
Tatsache Rechnung, dass bei einer ungera­
den Anzahl von Mitgliedern des Bundes  
der prozentuale Anteil eines Geschlechts 
stets niedriger als 50 Prozent ist, da eine 
Geschlechterquote von 50 Prozent aus 
tatsächlichen Gründen unmöglich ist. In 
diesem Fall genügt es, wenn mit Ausnahme 
eines Gremiensitzes weibliche und männli­
che Bundesvertreter paritätisch vertreten 
sind. Mit welchem Geschlecht der Gremien­
sitz besetzt wird, der zu einer ungeraden 
Anzahl an Vertreterinnen und Vertretern 
führt, bleibt der jeweiligen Institution des 
Bundes überlassen. Besteht ein Gremium 
beispielsweise aus fünf Mitgliedern, müssten 
hiervon entweder zwei Mitglieder männlich 
und drei weiblich sein oder umgekehrt.

Kann die Vorgabe aus Absatz 1 und 2 aus 
besonderen Gründen nicht erfüllt werden, 
ist das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend gemäß 
Absatz 3 unverzüglich über die Unter­
schreitung zu unterrichten. Außerdem ist 
die Unterschreitung zu begründen. Dabei 
sind die Gründe sachlich und nachvoll­
ziehbar darzulegen. Die Unterschreitung 
der Vorgaben nach Absatz 1 und 2 ist nicht 
rechtswidrig.

Zu § 5 (Vorgaben für wesentliche Gremien)
Nach Absatz 1 haben die in § 3 Nummer 3 
genannten Institutionen des Bundes ein 
Gremium in ihrem Zuständigkeitsbereich 
als wesentlich zu bestimmen, wenn es 
besondere tatsächliche, wissenschaftliche 
oder zukunftsrelevante Bedeutung hat. 

Durch diese Kriterien wird der unbe­
stimmte Begriff „wesentlich“ zum einen 
inhaltlich eingegrenzt. Tatsächliche 
Bedeutung hat ein Gremium insbesondere 
dann, wenn seine Entscheidungen und 
Empfehlungen Auswirkungen auf die 
Lebenswirklichkeit einer großen Zahl  
von Personen haben. Zukunftsrelevante 
Bedeutung kommt einem Gremium zu, 
dessen Entscheidungen und Empfehlungen 
Einfluss auf politische oder gesellschaftli­
che Entwicklungen haben. Gremien, die 
rein verwaltende Aufgaben wahrnehmen, 
werden die inhaltlichen Kriterien dagegen 
regelmäßig nicht erfüllen.

Zum anderen beschränkt das Erfordernis 
der besonderen Bedeutung die Anzahl  
der dem Gesetz unterfallenden Gremien. 
Kriterien für die besondere Bedeutung 
können die Qualität der Rechtsgrundlage, 
auf der ein Gremium beruht, seine Dauer­
haftigkeit, seine politischen oder wirt­
schaftlichen Gestaltungs- und Einfluss­
möglichkeiten und der politische oder 
gesellschaftliche Rang seiner Mitglieder 
sein.

Die Art und Weise der Bestimmung der 
wesentlichen Gremien wird nicht geregelt. 
Die Institutionen des Bundes können das 
diesbezügliche Verfahren daher autonom 
festlegen.
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Absatz 2 Satz 1 hebt hervor, dass die Insti­
tutionen des Bundes auf die paritätische 
Vertretung von Frauen und Männern 
hinzuwirken haben. 

Gemäß Satz 2 können zur Erreichung 
dieses Ziels die beiden Stufen aus § 4 
Absatz 1 und 2 übernommen werden. 

Absatz 3 bestimmt, dass § 4 Absatz 1 Satz 3 
bis 6 und Absatz 2 Satz 2 für wesentliche 
Gremien entsprechend gilt.

Zu § 6 (Statistik, Verordnungsermäch­
tigung)
§ 6 regelt die Pflichten der in § 3 Nummer 3 
genannten Institutionen des Bundes zur 
Veröffentlichung und Meldung ihrer 
Gremien und deren Besetzung und die 
Erstellung einer Statistik und beinhaltet 
die Ermächtigungsgrundlage für die 
Bundesregierung, Einzelheiten per Rechts­
verordnung zu regeln. Eine vergleichbare 
Vorschrift gab es im früheren Bundesgre­
mienbesetzungsgesetz nicht.

Absatz 1 beinhaltet die Pflicht der Institu­
tionen des Bundes zur Veröffentlichung 
einer Aufstellung der dem Geltungsbereich 
unterfallenden Gremien. Satz 1 regelt,  
dass die Institutionen des Bundes nach § 3 
Nummer 3 auf ihrer Internetseite eine 
Aufstellung über ihre Aufsichts- und 
wesentlichen Gremien nach § 3 Nummer 1 
und 2 sowie über die Anzahl der in ihnen 
jeweils durch den Bund zu bestimmenden 
Mitglieder zu veröffentlichen haben. Die 
Aufstellung beinhaltet auch diejenigen 
Aufsichts- und wesentliche Gremien, bei 
denen der Bund lediglich ein oder zwei 
Mitglieder bestimmen kann.

Satz 2 stellt klar, dass die Veröffentlichung 
erstmals bis zum 30. Juni 2015 erfolgt. Die 
Frist räumt den Verpflichteten ausreichend 
Zeit zur technischen Umsetzung ein. 

Nach Satz 3 ist die Aufstellung regelmäßig 
zu aktualisieren, um zum einen Gremien­
besetzungen nachhalten zu können und 
zum anderen ermitteln zu können, ob und 
welche Gremien sich aufgelöst haben oder 
neu gegründet wurden.

Absatz 2 schreibt den Institutionen eine 
jährliche Veröffentlichung der tatsächli­
chen Besetzung ihrer Gremien mit Frauen 
und Männern vor. Nach Satz 1 haben die 
Institutionen des Bundes jährlich zum 31. 
Dezember unter Beachtung des Daten­
schutzes die Besetzung ihrer Gremien mit 
Frauen und Männern zu erfassen. 

Satz 2 stellt klar, dass Grundlage der 
Erfassung die Aufstellung nach Absatz 1 
einschließlich der im Vergleich zum Vor­
jahr neu aufgenommenen und entfernten 
Gremien ist. Aus der Aufstellung muss 
demnach hervorgehen, welche Gremien 
durch die jeweilige Institution nach § 3 
Nummer 3 besetzt werden, ob die einzel­
nen Gremiensitze mit Frauen oder mit 
Männern besetzt wurden und ob und 
welche Gremien aufgelöst oder neu 
gegründet wurden.

Nach Satz 3 werden die Daten jeweils bis 
zum 31. März des Folgejahres auf den 
Internetseiten der Institutionen des Bun­
des nach § 3 Nummer 3 veröffentlicht und 
zeitgleich dem Statistischen Bundesamt 
gemeldet. Dies kann zusammengefasst für 
den gesamten Geschäftsbereich erfolgen. 
Dadurch wird zum einen ein Überblick 
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zum jeweils aktuellen Stand der Beteili­
gung von Frauen und Männern gegeben. 
Zum anderen lässt sich aus dem Vergleich 
der Veröffentlichungen aus den voran­
gegangenen Jahren die Entwicklung der 
Gremienbesetzung ableiten. Damit dies 
einheitlich für den Bund erfolgen kann, 
werden die jährlichen Aufstellungen an 
das Statistische Bundesamt gemeldet. 

Satz 4 regelt, dass Veröffentlichung und 
Meldung erstmals bis zum 31. März 2017 
erfolgen. Die Frist trägt der Regelung in § 4 
Absatz 1 Rechnung, wonach die Veröffent­
lichung für sämtliche vom Gesetz erfass­
ten Gremien auf Grund der Inkrafttretens­
regelung in Artikel 24 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe 
von Frauen und Männern an Führungspo­
sitionen in der Privatwirtschaft und im 
öffentlichen Dienst erstmals zum Stichtag 
31. Dezember 2016 erfolgen kann.

Absatz 3 stellt eine Neuerung im Vergleich 
zur früheren Rechtslage dar. Satz 1 ver­
pflichtet das Statistische Bundesamt 
künftig, im Auftrag des Bundesministeri­
ums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend alle zwei Jahre eine Statistik zu den 
nach Absatz 2 Satz 3 erhobenen Daten zu 
erstellen. Satz 2 regelt, dass die Statistik zur 
Gremienbesetzung nach dem novellierten 
Bundesgremienbesetzungsgesetz Bestand­
teil der Gleichstellungsstatistik nach § 38 
Absatz 3 Nummer 1 des Bundesgleichstel­
lungsgesetzes ist.

Absatz 4 enthält die Ermächtigungsgrund­
lage für eine Rechtsverordnung der Bundes­
regierung. Danach wird die Bundesregie­
rung ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates die 

einzelnen Vorgaben für die Mitteilung 
der Daten nach Absatz 2 Satz 3 zu regeln. 
Ermächtigt wird die Bundesregierung als 
Gesamtheit, um sicherzustellen, dass den 
unterschiedlichen Gremienstrukturen in 
den Bundesministerien bei der Ausgestal­
tung des Verfahrens Rechnung getragen 
wird. Die Vorschrift geht auf den früheren 
§ 8 BGremBG zurück, zu dem während der 
Geltungsdauer des früheren Bundesgremi­
enbesetzungsgesetzes keine Rechtsverord­
nung erlassen wurde.

Zu § 7 (Bericht)
Absatz 1 bestimmt, dass die Bundesregie­
rung dem Deutschen Bundestag alle vier 
Jahre eine Zusammenstellung und Aus­
wertung der Gremienbesetzungen vorlegt. 
Im Unterschied zur früheren Rechtslage 
verpflichtet die Norm die Bundesregierung 
nicht mehr, einen Bericht im Umfang der 
bisherigen Gremienberichte zum Bundes­
gremienbesetzungsgesetz zu erstellen.  
Mit der Neuregelung soll zum Bürokratie­
abbau beigetragen werden. 

Absatz 2 konkretisiert die Vorschrift aus 
Absatz 1. Satz 1 stellt klar, dass Grundlage 
der Zusammenstellung und Auswertung 
die nach § 6 Absatz 2 Satz 3 gemeldeten 
Daten sind, während Satz 2 – in Anleh­
nung an § 39 Absatz 1 Satz 3 BGleiG – 
regelt, dass die obersten Bundesbehörden 
die für die Erstellung des Berichts erfor­
derlichen Angaben zu machen haben.



Auszüge aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 81

IV. 
Auszüge aus dem Allgemeinen  
Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG)

 
 
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ist vom Deutschen Bundestag als 
Artikel 1 des Gesetzes zur Umsetzung europäischer Richtlinien zur Verwirk­
lichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung vom 14. August 2006 (BGBl. I  
S. 1897) beschlossen worden und am 18. August 2006 in Kraft getreten.

AG
G



Auszüge aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz82

Inhaltsverzeichnis

Abschnitt 1
Allgemeiner Teil
§ 1 	 Ziel des Gesetzes 
§ 2 	 Anwendungsbereich 
§ 3 	 Begriffsbestimmungen 
§ 4		� Unterschiedliche Behandlung  

wegen mehrerer Gründe 
§ 5 	 Positive Maßnahmen
 
Abschnitt 2
Schutz der Beschäftigten vor  
Benachteiligung
Unterabschnitt 1
Verbot der Benachteiligung

§ 6 	 Persönlicher Anwendungsbereich 
§ 7 	 Benachteiligungsverbot 
§ 8 	� Zulässige unterschiedliche Behand­

lung wegen beruflicher Anforderun­
gen 

§ 9 	� Zulässige unterschiedliche Behand­
lung wegen der Religion oder Welt­
anschauung 

§ 10	� Zulässige unterschiedliche Behand­
lung wegen des Alters 

Unterabschnitt 2
Organisationspflichten des  
Arbeitgebers
§ 11 	Ausschreibung 
§ 12 	�Maßnahmen und Pflichten  

des Arbeitgebers

Unterabschnitt 3
Rechte der Beschäftigten
§ 13 	Beschwerderecht 
§ 14 	Leistungsverweigerungsrecht 
§ 15 	Entschädigung und Schadensersatz 
§ 16 	Maßregelungsverbot

Unterabschnitt 4
Ergänzende Vorschriften
§ 17 	� Soziale Verantwortung der  

Beteiligten 
§ 18 	Mitgliedschaft in Vereinigungen

[…]

Abschnitt 4
Rechtsschutz
§ 22 	Beweislast 
§ 23 	�Unterstützung durch Antidiskrimi­

nierungsverbände

Abschnitt 5
Sonderregelungen für öffentlich- 
rechtliche Dienstverhältnisse
§ 24 	�Sonderregelung für öffentlich- 

rechtliche Dienstverhältnisse

Abschnitt 6
Antidiskriminierungsstelle
§ 25 	�Antidiskriminierungsstelle des 

Bundes 
§ 26 	�Rechtsstellung der Leitung der Anti­

diskriminierungsstelle des Bundes 
§ 27 	� Aufgaben 
§ 28 	Befugnisse 
§ 29 	�Zusammenarbeit mit Nichtregie­

rungsorganisationen und anderen 
Einrichtungen 

§ 30 	Beirat

Abschnitt 7
Schlussvorschriften
§ 31 	Unabdingbarkeit 

[…]



Auszüge aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 83

AG
G

Abschnitt 1
Allgemeiner Teil

§ 1

Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen 
aus Gründen der Rasse oder wegen der  
ethnischen Herkunft, des Geschlechts,  
der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

§ 2

Anwendungsbereich
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 
genannten Grund sind nach Maßgabe 
dieses Gesetzes unzulässig in Bezug auf: 
1.  �die Bedingungen, einschließlich Aus­

wahlkriterien und Einstellungsbedin­
gungen, für den Zugang zu unselbst­
ständiger und selbstständiger 
Erwerbstätigkeit, unabhängig von 
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, 
sowie für den beruflichen Aufstieg,

2.  �die Beschäftigungs- und Arbeitsbedin­
gungen einschließlich Arbeitsentgelt 
und Entlassungsbedingungen, insbe­
sondere in individual- und kollektiv­
rechtlichen Vereinbarungen und Maß­
nahmen bei der Durchführung und 
Beendigung eines Beschäftigungsver­
hältnisses sowie beim beruflichen 
Aufstieg,

3.  �den Zugang zu allen Formen und allen 
Ebenen der Berufsberatung, der Berufs­
bildung einschließlich der Berufsausbil­
dung, der beruflichen Weiterbildung 
und der Umschulung sowie der prakti­
schen Berufserfahrung,

4.  �die Mitgliedschaft und Mitwirkung in 
einer Beschäftigten- oder Arbeitgeber­
vereinigung oder einer Vereinigung, 
deren Mitglieder einer bestimmten 
Berufsgruppe angehören, einschließlich 
der Inanspruchnahme der Leistungen 
solcher Vereinigungen,

5.  �den Sozialschutz, einschließlich der 
sozialen Sicherheit und der Gesund­
heitsdienste, 

6.  die sozialen Vergünstigungen,
7.  die Bildung, 
8.  �den Zugang zu und die Versorgung mit 

Gütern und Dienstleistungen, die der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, 
einschließlich von Wohnraum.

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetz­
buch gelten § 33c des Ersten Buches Sozial­
gesetzbuch und § 19a des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch. Für die betriebliche 
Altersvorsorge gilt das Betriebsrenten­
gesetz.

(3) Die Geltung sonstiger Benachteili­
gungsverbote oder Gebote der Gleichbe­
handlung wird durch dieses Gesetz nicht 
berührt. Dies gilt auch für öffentlich-
rechtliche Vorschriften, die dem Schutz 
bestimmter Personengruppen dienen.

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich 
die Bestimmungen zum allgemeinen und 
besonderen Kündigungsschutz.

§ 3

Begriffsbestimmungen
(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt 
vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 
genannten Grundes eine weniger günstige 
Behandlung erfährt, als eine andere 
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Person in einer vergleichbaren Situation 
erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 
Eine unmittelbare Benachteiligung wegen 
des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1  
Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer ungünsti­
geren Behandlung einer Frau wegen 
Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt 
vor, wenn dem Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren 
Personen wegen eines in § 1 genannten 
Grundes gegenüber anderen Personen in 
besonderer Weise benachteiligen können, 
es sei denn, die betreffenden Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt 
und die Mittel sind zur Erreichung dieses 
Ziels angemessen und erforderlich. 

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteili­
gung, wenn unerwünschte Verhaltens­
weisen, die mit einem in § 1 genannten 
Grund in Zusammenhang stehen, bezwe­
cken oder bewirken, dass die Würde der 
betreffenden Person verletzt und ein von 
Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 
Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld 
geschaffen wird.

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine 
Benachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1  
Nr. 1 bis 4, wenn ein unerwünschtes, sexu­
ell bestimmtes Verhalten, wozu auch uner­
wünschte sexuelle Handlungen und Auf­
forderungen zu diesen, sexuell bestimmte 
körperliche Berührungen, Bemerkungen 
sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes 
Zeigen und sichtbares Anbringen von 
pornographischen Darstellungen gehören, 
bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der 

betreffenden Person verletzt wird, insbe­
sondere wenn ein von Einschüchterungen, 
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwür­
digungen oder Beleidigungen gekenn­
zeichnetes Umfeld geschaffen wird.

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung 
einer Person aus einem in § 1 genannten 
Grund gilt als Benachteiligung. Eine solche 
Anweisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1  
bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine 
Person zu einem Verhalten bestimmt, das 
einen Beschäftigten oder eine Beschäftigte 
wegen eines in § 1 genannten Grundes 
benachteiligt oder benachteiligen kann.

§ 4

Unterschiedliche Behandlung wegen 
mehrerer Gründe 
Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung 
wegen mehrerer der in § 1 genannten 
Gründe, so kann diese unterschiedliche 
Behandlung nach den §§ 8 bis 10 und 20 
nur gerechtfertigt werden, wenn sich die 
Rechtfertigung auf alle diese Gründe 
erstreckt, derentwegen die unterschiedli­
che Behandlung erfolgt.

§ 5

Positive Maßnahmen
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie  
in § 20 benannten Gründe ist eine unter­
schiedliche Behandlung auch zulässig, 
wenn durch geeignete und angemessene 
Maßnahmen bestehende Nachteile wegen 
eines in § 1 genannten Grundes verhindert 
oder ausgeglichen werden sollen.
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Abschnitt 2
Schutz der Beschäftigten vor  
Benachteiligung

Unterabschnitt 1
Verbot der Benachteiligung

§ 6

Persönlicher Anwendungsbereich
(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

1. 	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
2.  �die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, 
3.  �Personen, die wegen ihrer wirtschaft­

lichen Unselbstständigkeit als arbeit­
nehmerähnliche Personen anzusehen 
sind; zu diesen gehören auch die in 
Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 
Gleichgestellten. Als Beschäftigte gelten 
auch die Bewerberinnen und Bewerber 
für ein Beschäftigungsverhältnis sowie 
die Personen, deren Beschäftigungsver­
hältnis beendet ist.

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitge­
berinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind 
natürliche und juristische Personen sowie 
rechtsfähige Personengesellschaften,  
die Personen nach Absatz 1 beschäftigen. 
Werden Beschäftigte einem Dritten zur 
Arbeitsleistung überlassen, so gilt auch 
dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses 
Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäf­
tigten und die ihnen Gleichgestellten tritt 
an die Stelle des Arbeitgebers der Auftrag­
geber oder Zwischenmeister.

(3) Soweit es die Bedingungen für den 
Zugang zur Erwerbstätigkeit sowie den 
beruflichen Aufstieg betrifft, gelten die 

Vorschriften dieses Abschnitts für Selbst­
ständige und Organmitglieder, insbe­
sondere Geschäftsführer oder Geschäfts­
führerinnen und Vorstände, entsprechend.

§ 7

Benachteiligungsverbot
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines 
in § 1 genannten Grundes benachteiligt 
werden; dies gilt auch, wenn die Person, 
die die Benachteiligung begeht, das Vor­
liegen eines in § 1 genannten Grundes bei 
der Benachteiligung nur annimmt. 

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen,  
die gegen das Benachteiligungsverbot des 
Absatzes 1 verstoßen, sind unwirksam. 

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 
durch Arbeitgeber oder Beschäftigte  
ist eine Verletzung vertraglicher Pflichten.

§ 8

Zulässige unterschiedliche Behandlung 
wegen beruflicher Anforderungen
(1) Eine unterschiedliche Behandlung 
wegen eines in § 1 genannten Grundes ist 
zulässig, wenn dieser Grund wegen der  
Art der auszuübenden Tätigkeit oder der 
Bedingungen ihrer Ausübung eine wesent­
liche und entscheidende berufliche Anfor­
derung darstellt, sofern der Zweck recht­
mäßig und die Anforderung angemessen 
ist.

(2) Die Vereinbarung einer geringeren 
Vergütung für gleiche oder gleichwertige 
Arbeit wegen eines in § 1 genannten 
Grundes wird nicht dadurch gerechtfer­
tigt, dass wegen eines in § 1 genannten 
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Grundes besondere Schutzvorschriften 
gelten. (2)	

§ 9

Zulässige unterschiedliche Behandlung 
wegen der Religion oder Weltanschauung
(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschied­
liche Behandlung wegen der Religion oder 
der Weltanschauung bei der Beschäftigung 
durch Religionsgemeinschaften, die ihnen 
zugeordneten Einrichtungen ohne Rück­
sicht auf ihre Rechtsform oder durch Ver­
einigungen, die sich die gemeinschaftliche 
Pflege einer Religion oder Weltanschau­
ung zur Aufgabe machen, auch zulässig, 
wenn eine bestimmte Religion oder Welt­
anschauung unter Beachtung des Selbst­
verständnisses der jeweiligen Religionsge­
meinschaft oder Vereinigung im Hinblick 
auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach 
der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte 
berufliche Anforderung darstellt.

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behand­
lung wegen der Religion oder der Welt­
anschauung berührt nicht das Recht der  
in Absatz 1 genannten Religionsgemein­
schaften, der ihnen zugeordneten Einrich­
tungen ohne Rücksicht auf ihre Rechts­
form oder der Vereinigungen, die sich die 
gemeinschaftliche Pflege einer Religion 
oder Weltanschauung zur Aufgabe 
machen, von ihren Beschäftigten ein 
loyales und aufrichtiges Verhalten im 
Sinne ihres jeweiligen Selbstverständ­
nisses verlangen zu können.

§ 10

Zulässige unterschiedliche Behandlung 
wegen des Alters
Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedli­
che Behandlung wegen des Alters auch 
zulässig, wenn sie objektiv und angemes­
sen und durch ein legitimes Ziel gerecht­
fertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses 
Ziels müssen angemessen und erforderlich 
sein. Derartige unterschiedliche Behand­
lungen können insbesondere Folgendes 
einschließen: 
1.	� die Festlegung besonderer Bedingungen 

für den Zugang zur Beschäftigung und 
zur beruflichen Bildung sowie besonde­
rer Beschäftigungs- und Arbeitsbedin­
gungen, einschließlich der Bedingun­
gen für Entlohnung und Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses, um 
die berufliche Eingliederung von 
Jugendlichen, älteren Beschäftigten  
und Personen mit Fürsorgepflichten  
zu fördern oder ihren Schutz sicherzu­
stellen, 

2.   �die Festlegung von Mindestanforde­
rungen an das Alter, die Berufserfah­
rung oder das Dienstalter für den 
Zugang zur Beschäftigung oder für 
bestimmte mit der Beschäftigung 
verbundene Vorteile, 

3.  �die Festsetzung eines Höchstalters für 
die Einstellung auf Grund der spezifi­
schen Ausbildungsanforderungen eines 
bestimmten Arbeitsplatzes oder auf 
Grund der Notwendigkeit einer ange­
messenen Beschäftigungszeit vor dem 
Eintritt in den Ruhestand,

4.  �die Festsetzung von Altersgrenzen bei 
den betrieblichen Systemen der sozialen 
Sicherheit als Voraussetzung für die 
Mitgliedschaft oder den Bezug von 



Auszüge aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 87

AG
G

Altersrente oder von Leistungen bei 
Invalidität einschließlich der Festset­
zung unterschiedlicher Altersgrenzen 
im Rahmen dieser Systeme für bestimm­
te Beschäftigte oder Gruppen von 
Beschäftigten und die Verwendung  
von Alterskriterien im Rahmen dieser 
Systeme für versicherungsmathema­
tische Berechnungen,

5.  �eine Vereinbarung, die die Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses ohne 
Kündigung zu einem Zeitpunkt vor­
sieht, zu dem der oder die Beschäftigte 
eine Rente wegen Alters beantragen 
kann; § 41 des Sechsten Buches Sozial­
gesetzbuch bleibt unberührt,

6.  �Differenzierungen von Leistungen in 
Sozialplänen im Sinne des Betriebsver­
fassungsgesetzes, wenn die Parteien 
eine nach Alter oder Betriebszuge­
hörigkeit gestaffelte Abfindungsrege­
lung geschaffen haben, in der die 
wesentlich vom Alter abhängenden 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch 
eine verhältnismäßig starke Betonung 
des Lebensalters erkennbar berücksich­
tigt worden sind, oder Beschäftigte von 
den Leistungen des Sozialplans ausge­
schlossen haben, die wirtschaftlich 
abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls 
nach Bezug von Arbeitslosengeld, 
rentenberechtigt sind.

Unterabschnitt 2
Organisationspflichten des  
Arbeitgebers

§ 11

Ausschreibung
Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß 
gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden.

§ 12

Maßnahmen und Pflichten des Arbeit­
gebers
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die 
erforderlichen Maßnahmen zum Schutz 
vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 
genannten Grundes zu treffen. Dieser 
Schutz umfasst auch vorbeugende Maß­
nahmen.

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art 
und Weise, insbesondere im Rahmen der 
beruflichen Aus- und Fortbildung, auf die 
Unzulässigkeit solcher Benachteiligungen 
hinweisen und darauf hinwirken, dass die­
se unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine 
Beschäftigten in geeigneter Weise zum 
Zwecke der Verhinderung von Benachtei­
ligung geschult, gilt dies als Erfüllung 
seiner Pflichten nach Absatz 1.

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das 
Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1,  
so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall 
geeigneten, erforderlichen und angemesse­
nen Maßnahmen zur Unterbindung der 
Benachteiligung wie Abmahnung, Umset­
zung, Versetzung oder Kündigung zu 
ergreifen.
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(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung 
ihrer Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 
benachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im 
Einzelfall geeigneten, erforderlichen und 
angemessenen Maßnahmen zum Schutz 
der Beschäftigten zu ergreifen.

(5) Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsge­
richtsgesetzes sowie Informationen über 
die für die Behandlung von Beschwerden 
nach § 13 zuständigen Stellen sind im 
Betrieb oder in der Dienststelle bekannt  
zu machen. Die Bekanntmachung kann 
durch Aushang oder Auslegung an geeig­
neter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb 
oder der Dienststelle üblichen Informa­
tions- und Kommunikationstechnik 
erfolgen.

Unterabschnitt 3
Rechte der Beschäftigten

§ 13

Beschwerderecht
(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich 
bei den zuständigen Stellen des Betriebs, 
des Unternehmens oder der Dienststelle zu 
beschweren, wenn sie sich im Zusammen­
hang mit ihrem Beschäftigungsverhältnis 
vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, ande­
ren Beschäftigten oder Dritten wegen 
eines in § 1 genannten Grundes benachtei­
ligt fühlen. Die Beschwerde ist zu prüfen 
und das Ergebnis der oder dem beschwer­
deführenden Beschäftigten mitzuteilen. 

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretun­
gen bleiben unberührt.

§ 14
 
Leistungsverweigerungsrecht
Ergreift der Arbeitgeber keine oder offen­
sichtlich ungeeignete Maßnahmen zur 
Unterbindung einer Belästigung oder 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, sind 
die betroffenen Beschäftigten berechtigt, 
ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsent­
gelts einzustellen, soweit dies zu ihrem 
Schutz erforderlich ist. § 273 des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

§ 15

Entschädigung und Schadensersatz
(1) Bei einem Verstoß gegen das Benach­
teiligungsverbot ist der Arbeitgeber ver­
pflichtet, den hierdurch entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn 
der Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten hat. 

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Ver­
mögensschaden ist, kann der oder die 
Beschäftigte eine angemessene Entschädi­
gung in Geld verlangen. Die Entschädi­
gung darf bei einer Nichteinstellung drei 
Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn 
der oder die Beschäftigte auch bei benach­
teiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt 
worden wäre.

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung 
kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur 
dann zur Entschädigung verpflichtet, 
wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig 
handelt.

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 
muss innerhalb einer Frist von zwei Mona­
ten schriftlich geltend gemacht werden,  



Auszüge aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 89

AG
G

es sei denn, die Tarifvertragsparteien 
haben etwas anderes vereinbart. Die Frist 
beginnt im Falle einer Bewerbung oder 
eines beruflichen Aufstiegs mit dem 
Zugang der Ablehnung und in den sonsti­
gen Fällen einer Benachteiligung zu dem 
Zeitpunkt, in dem der oder die Beschäftig­
te von der Benachteiligung Kenntnis 
erlangt.

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen 
den Arbeitgeber, die sich aus anderen 
Rechtsvorschriften ergeben, unberührt.

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen  
das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 
begründet keinen Anspruch auf Begrün­
dung eines Beschäftigungsverhältnisses, 
Berufsausbildungsverhältnisses oder einen 
beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein 
solcher ergibt sich aus einem anderen 
Rechtsgrund.

§ 16

Maßregelungsverbot
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht 
wegen der Inanspruchnahme von Rechten 
nach diesem Abschnitt oder wegen der 
Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt 
verstoßende Anweisung auszuführen, 
benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, 
die den Beschäftigten hierbei unterstützen 
oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen. 

(2) Die Zurückweisung oder Duldung 
benachteiligender Verhaltensweisen durch 
betroffene Beschäftigte darf nicht als 
Grundlage für eine Entscheidung herange­
zogen werden, die diese Beschäftigten 
berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(3) § 22 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 4
Ergänzende Vorschriften

§ 17

Soziale Verantwortung der Beteiligten
(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, 
Beschäftigte und deren Vertretungen sind 
aufgefordert, im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Handlungsmöglichkeiten an der 
Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels 
mitzuwirken.

(2) In Betrieben, in denen die Voraus­
setzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes vorliegen, 
können bei einem groben Verstoß des 
Arbeitgebers gegen Vorschriften aus  
diesem Abschnitt der Betriebsrat oder  
eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
unter der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes  
die dort genannten Rechte gerichtlich  
geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5  
des Betriebsverfassungsgesetzes gilt ent­
sprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht 
Ansprüche des Benachteiligten geltend 
gemacht werden.

§ 18

Mitgliedschaft in Vereinigungen
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts 
gelten entsprechend für die Mitgliedschaft 
oder die Mitwirkung in einer 
1.	 Tarifvertragspartei,
2.  �Vereinigung, deren Mitglieder einer 

bestimmten Berufsgruppe angehören 
oder die eine überragende Machtstel­
lung im wirtschaftlichen oder sozialen 
Bereich innehat, wenn ein grundlegen­
des Interesse am Erwerb der Mitglied­
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schaft besteht, sowie deren jeweiligen 
Zusammenschlüssen.

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß 
gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 
Abs. 1 darstellt, besteht ein Anspruch auf 
Mitgliedschaft oder Mitwirkung in den in 
Absatz 1 genannten Vereinigungen.

[…]

Abschnitt 4
Rechtsschutz

§ 22

Beweislast
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien 
beweist, die eine Benachteiligung wegen 
eines in § 1 genannten Grundes vermuten 
lassen, trägt die andere Partei die Beweis­
last dafür, dass kein Verstoß gegen die 
Bestimmungen zum Schutz vor Benach­
teiligung vorgelegen hat.

§ 23
 
Unterstützung durch Antidiskriminie­
rungsverbände
(1) Antidiskriminierungsverbände sind 
Personenzusammenschlüsse, die nicht 
gewerbsmäßig und nicht nur vorüberge­
hend entsprechend ihrer Satzung die 
besonderen Interessen von benachteiligten 
Personen oder Personengruppen nach 
Maßgabe von § 1 wahrnehmen. 

Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 ste­
hen ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mit­
glieder haben oder einen Zusammenschluss 
aus mindestens sieben Verbänden bilden. 

(2) Antidiskriminierungsverbände sind 
befugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks 
in gerichtlichen Verfahren als Beistände 
Benachteiligter in der Verhandlung aufzu­
treten. Im Übrigen bleiben die Vorschrif­
ten der Verfahrensordnungen, insbesonde­
re diejenigen, nach denen Beiständen 
weiterer Vortrag untersagt werden kann, 
unberührt.

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im 
Rahmen ihres Satzungszwecks die Besor­
gung von Rechtsangelegenheiten Benach­
teiligter gestattet. 

(4) Besondere Klagerechte und Vertre­
tungsbefugnisse von Verbänden zu Guns­
ten von behinderten Menschen bleiben 
unberührt.

Abschnitt 5
Sonderregelungen für öffentlich- 
rechtliche Dienstverhältnisse

§ 24
 
Sonderregelung für öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse
Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Rechtsstellung entsprechend für 

1.	� Beamtinnen und Beamte des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden, der Gemein­
deverbände sowie der sonstigen der 
Aufsicht des Bundes oder eines Landes 
unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts, 

2.  �Richterinnen und Richter des Bundes 
und der Länder, 
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3.  �Zivildienstleistende sowie anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer, soweit ihre 
Heranziehung zum Zivildienst betrof­
fen ist. 

Abschnitt 6
Antidiskriminierungsstelle

§ 25

Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(1) Beim Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend wird unbe­
schadet der Zuständigkeit der Beauftrag­
ten des Deutschen Bundestages oder der 
Bundesregierung die Stelle des Bundes 
zum Schutz vor Benachteiligungen wegen 
eines in § 1 genannten Grundes (Antidis­
kriminierungsstelle des Bundes) errichtet. 
 
(2) Der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes ist die für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendige Personal- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 
Sie ist im Einzelplan des Bundesministeri­
ums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend in einem eigenen Kapitel auszuwei­
sen.

§ 26

Rechtsstellung der Leitung der Antidis­
kriminierungsstelle des Bundes
(1) Die Bundesministerin oder der Bundes­
minister für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend ernennt auf Vorschlag der Bundes­
regierung eine Person zur Leitung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Sie 
steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in 
einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhält­
nis zum Bund. Sie ist in Ausübung ihres 

Amtes unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen.

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der 
Aushändigung der Urkunde über die 
Ernennung durch die Bundesministerin 
oder den Bundesminister für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend.

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch 
Tod
1.	� mit dem Zusammentreten eines neuen 

Bundestages, 
2.	� durch Ablauf der Amtszeit mit Errei­

chen der Altersgrenze nach § 51 Abs. 1 
und 2 des Bundesbeamtengesetzes,

3.  mit der Entlassung.

Die Bundesministerin oder der Bundesmi­
nister für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend entlässt die Leiterin oder den Leiter 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
auf deren Verlangen oder wenn Gründe 
vorliegen, die bei einer Richterin oder 
einem Richter auf Lebenszeit die Entlas­
sung aus dem Dienst rechtfertigen. Im 
Falle der Beendigung des Amtsverhältnis­
ses erhält die Leiterin oder der Leiter der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
eine von der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend vollzogene Urkunde. 
Die Entlassung wird mit der Aushändi­
gung der Urkunde wirksam. 

(4) Das Rechtsverhältnis der Leitung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
gegenüber dem Bund wird durch Vertrag 
mit dem Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend geregelt. Der 
Vertrag bedarf der Zustimmung der Bun­
desregierung.
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(5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein 
Bundesbeamter zur Leitung der Antidis­
kriminierungsstelle des Bundes bestellt, 
scheidet er oder sie mit Beginn des Amts­
verhältnisses aus dem bisherigen Amt 
aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses 
ruhen die aus dem Beamtenverhältnis 
begründeten Rechte und Pflichten mit 
Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwie­
genheit und des Verbots der Annahme von 
Belohnungen oder Geschenken. Bei unfall­
verletzten Beamtinnen oder Beamten 
bleiben die gesetzlichen Ansprüche auf das 
Heilverfahren und einen Unfallausgleich 
unberührt.

§ 27

Aufgaben
(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 
genannten Grundes benachteiligt worden 
zu sein, kann sich an die Antidiskriminie­
rungsstelle des Bundes wenden.

(2) Die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes unterstützt auf unabhängige Weise 
Personen, die sich nach Absatz 1 an sie 
wenden, bei der Durchsetzung ihrer Rechte 
zum Schutz vor Benachteiligungen. Hier­
bei kann sie insbesondere
1.	� über Ansprüche und die Möglichkeiten 

des rechtlichen Vorgehens im Rahmen 
gesetzlicher Regelungen zum Schutz vor 
Benachteiligungen informieren, 

2.	� Beratung durch andere Stellen vermit­
teln, 

3.	� eine gütliche Beilegung zwischen den 
Beteiligten anstreben. 

Soweit Beauftragte des Deutschen Bundes­
tages oder der Bundesregierung zuständig 
sind, leitet die Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes die Anliegen der in Absatz 1 

genannten Personen mit deren Einver­
ständnis unverzüglich an diese weiter.

(3) Die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes nimmt auf unabhängige Weise 
folgende Aufgaben wahr, soweit nicht die 
Zuständigkeit der Beauftragten der Bun­
desregierung oder des Deutschen Bundes­
tages berührt ist:
1.	 Öffentlichkeitsarbeit, 
2. 	� Maßnahmen zur Verhinderung von 

Benachteiligungen aus den in § 1 
genannten Gründen, 

3. 	� Durchführung wissenschaftlicher 
Untersuchungen zu diesen Benachtei­
ligungen.

(4) Die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes und die in ihrem Zuständigkeits­
bereich betroffenen Beauftragten der 
Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages legen gemeinsam dem Deut­
schen Bundestag alle vier Jahre Berichte 
über Benachteiligungen aus den in § 1 
genannten Gründen vor und geben Emp­
fehlungen zur Beseitigung und Vermei­
dung dieser Benachteiligungen. Sie können 
gemeinsam wissenschaftliche Untersu­
chungen zu Benachteiligungen durchfüh­
ren.

(5) Die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes und die in ihrem Zuständigkeits­
bereich betroffenen Beauftragten der 
Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages sollen bei Benachteiligungen 
aus mehreren der in § 1 genannten Gründe 
zusammenarbeiten. 
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§ 28

Befugnisse
(1) Die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes kann in Fällen des § 27 Abs. 2 Satz 2  
Nr. 3 Beteiligte um Stellungnahmen 
ersuchen, soweit die Person, die sich nach 
§ 27 Abs. 1 an sie gewandt hat, hierzu ihr 
Einverständnis erklärt.

(2) Alle Bundesbehörden und sonstigen 
öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes 
sind verpflichtet, die Antidiskriminierungs­
stelle des Bundes bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die 
Bestimmungen zum Schutz personenbezo­
gener Daten bleiben unberührt.

§ 29

Zusammenarbeit mit Nichtregierungs­
organisationen und anderen Einrichtungen
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
soll bei ihrer Tätigkeit Nichtregierungsor­
ganisationen sowie Einrichtungen, die  
auf europäischer, Bundes-, Landes- oder 
regionaler Ebene zum Schutz vor Benach­
teiligungen wegen eines in § 1 genannten 
Grundes tätig sind, in geeigneter Form 
einbeziehen.

§ 30

Beirat
(1) Zur Förderung des Dialogs mit gesell­
schaftlichen Gruppen und Organisationen, 
die sich den Schutz vor Benachteiligungen 
wegen eines in § 1 genannten Grundes 
zum Ziel gesetzt haben, wird der Antidis­
kriminierungsstelle des Bundes ein Beirat 
beigeordnet. Der Beirat berät die Antidis­

kriminierungsstelle des Bundes bei der 
Vorlage von Berichten und Empfehlungen 
an den Deutschen Bundestag nach § 27 
Abs. 4 und kann hierzu sowie zu wissen­
schaftlichen Untersuchungen nach § 27 
Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschläge unterbreiten.

(2) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend beruft im 
Einvernehmen mit der Leitung der Anti­
diskriminierungsstelle des Bundes sowie 
den entsprechend zuständigen Beauftrag­
ten der Bundesregierung oder des Deut­
schen Bundestages die Mitglieder dieses 
Beirats und für jedes Mitglied eine Stell­
vertretung. In den Beirat sollen Vertrete­
rinnen und Vertreter gesellschaftlicher 
Gruppen und Organisationen sowie Exper­
tinnen und Experten in Benachteiligungs­
fragen berufen werden. 

Die Gesamtzahl der Mitglieder des Beirats 
soll 16 Personen nicht überschreiten. Der 
Beirat soll zu gleichen Teilen mit Frauen 
und Männern besetzt sein. 

(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsord­
nung, die der Zustimmung des Bundes­
ministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend bedarf.

(4) Die Mitglieder des Beirats üben die 
Tätigkeit nach diesem Gesetz ehren­
amtlich aus. Sie haben Anspruch auf 
Aufwandsentschädigung sowie Reise­
kostenvergütung, Tagegelder und Über­
nachtungsgelder. Näheres regelt die 
Geschäftsordnung.
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Abschnitt 7
Schlussvorschriften

§ 31

Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann 
nicht zu Ungunsten der geschützten 
Personen abgewichen werden.

 […]

V. 
Verordnung über statistische Erhebungen 
zur Gleichstellung von Frauen und Män­
nern in den Dienststellen und Gremien 
des Bundes (Gleichstellungsstatistik- 
verordnung – GleiStatV)

vom 17.12.2015 (BGBl. I S. 2274, 2280)

Die Verordnung wurde als Artikel 2 der Verordnung vom 17.12.2015 durch die 
Bundesregierung verordnet und ist am 23.12.2015 in Kraft getreten.
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Inhaltsübersicht

§ 1 	� Erhebungsmerkmale für die Gleich­
stellungsstatistik

§ 2 	� Erhebungsmerkmale für den Gleich­
stellungsindex

§ 3 	� Berichtszeitpunkt, Berichtszeitraum
§ 4 	� Meldung und Aufbereitung der Daten 

für die Gleichstellungsstatistik
§ 5 	� Meldung und Aufbereitung der Daten 

für den Gleichstellungsindex
§ 6 	� Elektronische Erfassung und Mel­

dung
§ 7 	 Datenschutz
§ 8 	� Sonderregelung für den Bundesnach­

richtendienst

§ 1 ��

Erhebungsmerkmale für die 
Gleichstellungsstatistik
(1) 	Jede Dienststelle nach § 3 Nummer 5 des 
Bundesgleichstellungsgesetzes erfasst alle 
zwei Jahre die Zahl der in der Dienststelle 
beschäftigten Frauen und Männer nach
1. 	� Art des Dienst- oder Arbeitsverhältnis­

ses, getrennt nach
	 a) Beamtinnen und Beamten,
	 b) �Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­

mern,
	 c) 	Auszubildenden,
	 d) Richterinnen und Richtern,
	 e) �Inhaberinnen und Inhabern öffent­

lich-rechtlicher Ämter,
2. �	� Vollzeitbeschäftigung und Teilzeitbe­

schäftigung,
3. 	� Form des Dienst- oder Arbeitsverhält­

nisses, getrennt nach
	 a) unbefristeter Beschäftigung,
	 b) befristeter Beschäftigung,
4. 	Bereichen, getrennt nach
	 a) Besoldungs- und Entgeltgruppen,

	 b) Laufbahnen,
	 c) �Berufsausbildungen einschließlich 

des Vorbereitungsdienstes,
	 d) �Ebenen mit Vorgesetzten- oder 

Leitungsaufgaben einschließlich der 
Stellen und Planstellen Vorsitzender 
Richterinnen und Vorsitzender 
Richter,

	� jeweils getrennt nach Vollzeitbeschäfti­
gung und Teilzeitbeschäftigung,

	 5. 	�Inanspruchnahme einer Beurlaubung 
oder vollständigen Freistellung auf 
Grund von Familien- oder Pflegeauf­
gaben nach § 3 Nummer 6 und 7 des 
Bundesgleichstellungsgesetzes.

(2) 	Neben den Erhebungsmerkmalen nach 
Absatz 1 ist alle zwei Jahre die Zahl der 
Frauen und Männer zu erfassen nach
1.	� Bewerbungen im Vergleich zu entspre­

chenden Einstellungen,
2. 	� Vollzeitbeschäftigung und Teilzeitbe­

schäftigung nach Absatz 1 Nummer 2, 
bezogen auf die Übertragung von in der 
Dienststelle ausgeschriebenen Funktio­
nen mit Vorgesetzten- oder Leitungs­
aufgaben,

3. 	 beruflicher Aufstieg, getrennt nach
	 a) Beförderungen,
	 b) Höhergruppierungen,
	 c) �Übertragung von Vorgesetzten- oder 

Leitungsaufgaben,
jeweils getrennt nach Beschäftigten, die 
eine Maßnahme nach Absatz 1 Nummer 5 
in Anspruch genommen haben, und 
Beschäftigten, die eine solche Maßnahme 
nicht in Anspruch genommen haben.
Satz 1 Nummer 1 gilt auch für Frauen und 
Männer, die für eine Wahl zur Bundesrich­
terin oder zum Bundesrichter vorgeschla­
gen worden sind.
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(3) 	Die Institutionen des Bundes nach § 3 
Nummer 3 des Bundesgremienbesetzungs­
gesetzes erfassen jährlich
1. 	� Zahl und Bezeichnung der Gremien, für 

die sie Mitglieder bestimmen können,
2. 	� die Zahl der durch den Bund bestimm­

ten weiblichen und männlichen Mit­
glieder in jedem Gremium,

3. 	� Veränderungen der Zahl nach Nummer 2,
4. 	� Veränderungen der Zahl oder der 

Bezeichnung der Gremien nach Num­
mer 1 durchEntfernen oder Hinzufügen 
von Gremien in der Aufstellung nach  
§ 6 Absatz 1 Satz 1 des Bundesgremien­
besetzungsgesetzes.

Die Daten sind getrennt nach Aufsichts- 
und wesentlichen Gremien zu erfassen.

§ 2 �

Erhebungsmerkmale für den  
Gleichstellungsindex
Jede oberste Bundesbehörde erfasst jähr­
lich die Zahl aller in der obersten Bundes­
behörde beschäftigten Frauen und Män­
ner. Die Erhebung erfasst auch die Zahl der 
Frauen und Männer nach
1. 	� der Laufbahngruppe des höheren 

Dienstes,
2. 	� den einzelnen Ebenen mit Vorgesetz­

ten- oder Leitungsaufgaben einschließ­
lich der politischen Leitungsämter,

3. 	� Vollzeitbeschäftigung und Teilzeitbe­
schäftigung, auch für Beschäftigte mit 
Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben,

4. 	� der Inanspruchnahme einer Beurlau­
bung oder vollständigen Freistellung 
auf Grund von Familien- oder Pflege­
aufgaben nach § 1 Absatz 1 Nummer 5,

5. 	 beruflichem Aufstieg.

§ 3

Berichtszeitpunkt, Berichtszeitraum
(1) 	Die Daten nach § 1 Absatz 1 sind zum 
30. Juni des Berichtsjahres zu erfassen.  
Die Daten nach § 1 Absatz 2 sind für den 
Zeitraum vom 1. Juli des vorletzten Jahres 
bis zum 30. Juni des Berichtsjahres zu 
erfassen.

(2) 	Die Daten nach § 1 Absatz 3 sind zum 
31. Dezember des Berichtsjahres zu erfas­
sen.

(3) 	Die Daten nach § 2 Satz 1 und 2 Num­
mer 1 bis 4 sind zum 30. Juni des Berichts­
jahres zu erfassen. Die Daten nach § 2 Satz 
2 Nummer 5 sind für den Zeitraum vom  
1. Juli des Vorjahres bis zum 30. Juni des 
Berichtsjahres zu erfassen.

§ 4 

Meldung und Aufbereitung der Daten  
für die Gleichstellungsstatistik
(1) Die nach § 1 Absatz 1 und 2 erfassten 
Daten der nachgeordneten Bundesbehör­
den mit regelmäßig mindestens 15 Be­
schäftigten sind der obersten Bundesbe­
hörde zu melden. Die Dienststellen der 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts melden ihre Daten 
an ihre jeweilige Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung. Diese leitet die zusammen­
gefassten Daten an die oberste Bundesbe­
hörde oder die oberste Aufsichtsbehörde 
weiter.

(2) Die obersten Bundesbehörden melden 
dem Statistischen Bundesamt ihre eigenen 
Daten, die zusammengefassten Daten des 
jeweiligen Geschäftsbereichs sowie die 
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zusammengefassten Daten der ihrer 
Rechtsaufsicht unterstehenden Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. Ist die oberste Auf­
sichtsbehörde nicht zugleich oberste 
Bundesbehörde, meldet sie die nach Absatz 
1 Satz 2 erhaltenen Daten direkt dem 
Statistischen Bundesamt.

(3) 	Die Institutionen des Bundes melden 
dem Statistischen Bundesamt die nach  
§ 1 Absatz 3 erfassten Daten zu ihren 
Aufsichts- und wesentlichen Gremien bis 
zum 31. März des dem Berichtsjahr folgen­
den Jahres.

(4) 	Die Dienststellen und Institutionen des 
Bundes haben bei ihrer Meldung nach den 
Absätzen 1 bis 3 folgende Hilfsmerkmale 
anzugeben:
1. 	� Bezeichnung, Anschrift und Berichts­

stellennummer der Dienststelle,
2. 	� bei obersten Bundesbehörden zusätz­

lich die Angabe des Einzelplans des 
Haushaltsplans.

(5) 	Das Statistische Bundesamt leitet die 
Statistik nach § 38 Absatz 3 Nummer 1 des
Bundesgleichstellungsgesetzes den obers­
ten Bundesbehörden bis zum 30. Septem­
ber des dem Berichtsjahr folgenden Jahres 
für den internen Dienstgebrauch zu.

§ 5 

den Gleichstellungsindex
(1) 	Für die Meldung und Aufbereitung der 
Daten gilt § 4 Absatz 4 entsprechend.

(2) 	Der Gleichstellungsindex nach § 38 
Absatz 3 Nummer 2 des Bundesgleichstel­
lungsgesetzes enthält insbesondere

1. 	 eine tabellarische Gesamtübersicht,
2. 	� eine zusammenfassende Beschreibung 

zu den einzelnen Erhebungsmerkma­
len,

3.	� eine nach den einzelnen Erhebungs­
merkmalen aufgeschlüsselte verglei­
chende Darstellung der Erhebungser­
gebnisse der obersten Bundesbehörden,

4. 	� eine nach den einzelnen Erhebungs­
merkmalen aufgeschlüsselte Darstel­
lung der Erhebungsergebnisse im 
Vergleich zu denen des vorherigen 
Berichtszeitraumes,

5. 	 grafische Darstellungen.

(3) 	Das Statistische Bundesamt veröffent­
licht den Gleichstellungsindex bis zum  
31. Dezember des Berichtsjahres auf seiner 
Internetseite.

§ 6 
 
Elektronische Erfassung und Meldung
(1)	Die Erfassung und Meldung der Daten 
hat elektronisch zu erfolgen. Die Dienststel­
len oder Institutionen des Bundes haben 
hierfür die elektronischen Erhebungsfor­
mulare des Statistischen Bundesamtes zu 
verwenden. Die Erhebungsformulare 
müssen automatisiert verarbeitbar sein und 
inhaltlich den Anlagen entsprechen.

(2)	Das Statistische Bundesamt kann die 
redaktionelle Gestaltung der elektroni­
schen Erhebungsformulare mit Zustim­
mung des Bundesministeriums für Fami­
lie, Senioren, Frauen und Jugend und des 
Bundesministeriums des Innern ändern. 
Art und Umfang der nach den §§ 1 und 2 
zu erfassenden Daten dürfen nicht geän­
dert werden.
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§ 7 

Datenschutz
Die Dienststellen und Institutionen des 
Bundes haben sicherzustellen, dass nur die 
mit der Erfassung, Zusammenstellung und 
Weiterleitung der Daten betrauten Perso­
nen Kenntnis von den zu erfassenden und 
zu meldenden Daten erlangen.

§ 8 

Sonderregelung für den Bundesnachrich­
tendienst
Der Bundesnachrichtendienst ist von der 
Meldung der Daten nach § 1 Absatz 1 und 2 
ausgenommen.

Wesentliche Erläuterungen:
(Die nachfolgenden Formulierungen sind 
im Wesentlichen der Begründung des 
Verordnungsentwurfs der Bundesregie­
rung entnommen.)

Zu § 1 (Erhebungsmerkmale für die  
Gleichstellungsstatistik)
§ 1 beinhaltet die Erhebungsmerkmale für 
die Gleichstellungsstatistik. Die Vorschrift 
geht auf den früheren § 1 zurück, ist jedoch 
sprachlich, redaktionell und inhaltlich 
umfassend überarbeitet worden. Sie ist 
nunmehr in drei Absätze gegliedert und 
fasst die Erhebungsmerkmale zusammen, 
die sich sowohl aus § 38 Absatz 3 Nummer 
1 BGleiG als auch aus § 6 Absatz 3 Satz 1 
BGremBG ergeben.

Die Absätze 1 und 2 regeln, welche Erhe­
bungsmerkmale aus dem BGleiG in die 
Gleichstellungsstatistik einfließen, wäh­
rend Absatz 3 bestimmt, welche Daten 
nach dem BGremBG für die Gleichstel­
lungsstatistik zu erfassen sind.

Absatz 1 enthält alle Erhebungsmerkmale, 
die zu einem bestimmten Stichtag zu 
erfassen sind. Im Unterschied zur früheren 
Rechtslage sind alle hier aufgeführten 
Angaben nicht mehr jährlich, sondern nur 
noch alle zwei Jahre zu erfassen.

Absatz 1 verpflichtet alle Dienststellen  
des Bundes im Sinne von § 3 Nummer 5 
BGleiG, wie nach früherer Rechtslage  
(§ 1 Absatz 1 Nummer 1 GleiStatV [alt]),  
die Gesamtzahl der in der Dienststelle 
beschäftigten Frauen und die der Männer 
zu erfassen. Die Vorschrift basiert auf § 38 
Absatz 1 Satz 1 BGleiG. Maßgeblich für die 
Erfassung ist der in § 3 Nummer 4 BGleiG 
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definierte Beschäftigtenbegriff. Hierzu 
zählen Beamtinnen und Beamte, Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer ein­
schließlich Auszubildender, Richterinnen 
und Richter sowie Inhaberinnen und 
Inhaber öffentlicher Ämter. In Umsetzung 
von § 38 Absatz 1 Satz 1 BGleiG werden die 
Dienststellen verpflichtet, bestimmte 
weitere Daten getrennt nach Geschlecht zu 
erfassen, die früher in § 1 Absatz 1 Num­
mer 2 GleiStatV (alt) geregelt waren. Hierzu 
zählen die Art des Dienst- oder Arbeitsver­
hältnisses (Nummer 1), Vollzeitbeschäfti­
gung und Teilzeitbeschäftigung (Nummer 
2) sowie die Form des Dienst- oder Arbeits­
verhältnisses (Nummer 3). 

Nach Nummer 1 ist danach zu unterschei­
den, ob es sich um Beamtinnen und Beam­
te (Buchstabe a), Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer (Buchstabe b), Auszubilden­
de (Buchstabe c), Richterinnen und Richter 
(Buchstabe d) oder Inhaberinnen und 
Inhaber öffentlich-rechtlicher Ämter 
– gemeint sind Inhaberinnen und Inhaber 
öffentlicher Ämter – (Buchstabe e) handelt. 
Nummer 2 differenziert nach Vollzeitbe­
schäftigung und Teilzeitbeschäftigung, 
wobei unter Teilzeit alle Formen der 
Teilzeitbeschäftigung gemeint sind. 
Anders als nach früherem Recht soll auch 
die Altersteilzeit berücksichtigt werden, 
um Diskriminierungen auch in diesem 
Bereich aufzudecken.

Nach Nummer 3 ist getrennt nach unbe­
fristeter Beschäftigung (Buchstabe a) und 
befristeter Beschäftigung (Buchstabe b) zu 
differenzieren. Die Nummern 1 bis 3 
wurden im Vergleich zur vorher geltenden 
Regelung sprachlich angepasst. Nummer 1 
basiert nunmehr auf der neuen Begriffs­

bestimmung in § 3 Nummer 4 BGleiG. 
Nach Absatz 1 Nummer 4 ist außerdem die 
Zahl der Frauen und Männer nach den 
einzelnen Bereichen im Sinne von § 3 
Nummer 2 BGleiG zu erfassen. Hierzu 
zählen die Besoldungs- und Entgeltgrup­
pen (Buchstabe a), die Laufbahnen (Buch­
stabe b), die Berufsausbildungen ein­
schließlich des Vorbereitungsdienstes 
(Buchstabe c) sowie die Ebenen mit Vor­
gesetzten- oder Leitungsaufgaben ein­
schließlich der Stellen und Planstellen 
Vorsitzender Richterinnen und Vorsitzen­
der Richter (Buchstabe d). Auf Grund der 
Erfassung der Besoldungs- und Entgelt­
gruppen wird – wie bereits nach früherer 
Rechtslage – eine Einschätzung darüber 
ermöglicht, inwiefern geschlechtsspezifi­
sche Unterschiede in den Dienststellen in 
Bezug auf die einzelne Besoldungs- und 
Entgeltgruppen (zum Beispiel Unterschie­
de zwischen der ersten Entgeltgruppe einer 
Laufbahngruppe und der letzten Entgelt­
gruppe) bestehen. Der Begriff „Laufbah­
nen“ in Buchstabe b legt das Berufsbild von 
Beamtinnen und Beamten im Hinblick auf 
ihre Tätigkeit und die dazu notwendige 
Ausbildung fest. Hiernach ist zum Beispiel 
zu erfassen, wie viele Frauen und wie viele 
Männer in der Laufbahn des gehobenen 
nicht-technischen Verwaltungsdienstes 
tätig sind beziehungsweise waren.

Die abschließende Formulierung „jeweils 
getrennt nach Vollzeitbeschäftigung und 
Teilzeitbeschäftigung nach § 1 Absatz 1 
Nummer 2“ in Absatz 1 Nummer 4 stellt 
klar, dass die einzelnen Bereichsarten 
jeweils getrennt nach Vollzeit- und Teil­
zeitbeschäftigung zu erfassen sind. Zu 
erfassen ist lediglich, wie viele Frauen und 
wie viele Männer vollzeit- und wie viele 



Verordnung über statistische Erhebungen zur Gleichstellung von Frauen und  
Männern in den Dienststellen und Gremien des Bundes

101

G
le

iS
ta

tV

teilzeitbeschäftigt sind. Nicht relevant ist, 
wie hoch ihr Teilzeitanteil im Einzelnen 
ist. Die Pflicht zur Erfassung gilt nach § 38 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 BGleiG insbe­
sondere auch in Bezug auf alle Funktionen 
mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben.

Nach Absatz 1 Nummer 5 ist die Inan­
spruchnahme einer Beurlaubung oder 
vollständigen Freistellung auf Grund von 
Familien- oder Pflegeaufgaben nach § 3 
Nummer 6 und 7 BGleiG zu erfassen. Die 
Inanspruchnahme beispielsweise einer 
Elternzeit als Teilzeitmodell oder einer 
Familienpflegezeit ist daher nach Absatz 1 
Nummer 2 zu erfassen und nicht nach 
Absatz 1 Nummer 5.

Maßgeblich für die nach Absatz 1 Nummer 
5 zu erfassenden Daten sind die Begriffs­
bestimmungen aus dem neuen BGleiG. 
Nach § 3 Nummer 6 BGleiG gehört zu dem 
Begriff „Familienaufgaben“ die tatsäch­
liche Betreuung von mindestens einem 
Kind unter 18 Jahren durch Beschäftigte. 
Dies schließt nach der Definition des 
BGleiG auch die Inanspruchnahme einer 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz ein. Maßgeblich ist 
allein die vollständige Freistellung (Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
Auszubildende) sowie vollständige Beur­
laubung (Beamtinnen und Beamte).

Als „Pflegeaufgaben“ wird nach § 3 Nummer 
7 BGleiG die tatsächliche, nicht erwerbs­
mäßige häusliche Pflege oder Betreuung 
einer im Sinne von § 61 Absatz 1 des Zwölf­
ten Buches Sozialgesetzbuch pflegebedürf­
tigen Person durch Beschäftigte definiert. 
Dies schließt auch die Inanspruchnahme 
einer Pflegezeit und einer Familienpflege­

zeit ein. Erfasst werden nur vollständige 
Freistellungen (Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sowie Auszubildende) sowie 
vollständige Beurlaubungen (Beamtinnen 
und Beamte).

Absatz 2 beinhaltet alle Erhebungsmerk­
male, die für die Gleichstellungsstatistik 
zeitraumbezogen erfasst werden müssen. 
Im Unterschied zur früheren Rechtslage 
sind auch diese Erhebungsmerkmale nicht 
mehr in einem Jahr, sondern nur noch alle 
zwei Jahre zu erfassen. Das heißt, dass 
beispielsweise zu erfassen ist, wie viele 
Frauen und wie viele Männer in der Zeit 
(beziehungsweise im Zeitraum) vom 1. Juli 
2015 bis zum 30. Juni 2017 beruflich aufge­
stiegen sind. Die entsprechenden Daten 
sind demnach alle zwei Jahre neu zu 
erfassen und werden dann jeweils zwei 
Jahre aufbewahrt.

Nach Absatz 2 Satz 1 müssen die Dienst­
stellen die Zahl der Frauen und Männer 
erfassen, die sich innerhalb eines Zeit­
raums von zwei Jahren auf Dienstposten 
oder Arbeitsplätze beworben haben. 
Zudem ist zu erfassen, wie viele Einstel­
lungen von Frauen und Männern tatsäch­
lich vorgenommen wurden. Bei dem 
Begriff „Einstellungen“ handelt es sich um 
all jene Stellenbesetzungen, die mit exter­
nen, der Dienststelle nicht angehörenden 
Personen vorgenommen werden. Diese 
Personen sind noch keine Beschäftigten 
der Dienststelle im Sinne von § 3 Nummer 
4 BGleiG. 

Satz 1 Nummer 2 verpflichtet die Dienst­
stellen, jeweils getrennt nach Geschlecht 
die Zahl der Vollzeitbeschäftigten und die 
Zahl der Teilzeitbeschäftigten zu erfassen, 
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denen in der Dienststelle ausgeschriebene 
Funktionen mit Vorgesetzten- oder Lei­
tungsaufgaben übertragen worden sind. 
Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten bezieht 
sich entgegen früherer Praxis auf alle 
Beschäftigte in Teilzeit und damit ins­
besondere auch auf Teilzeitbeschäftigte  
im Rahmen einer Elternzeit nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 
Teilzeitbeschäftigte im Rahmen einer 
Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz, 
Beschäftigte mit einer familienbedingten 
Teilzeit sowie auf Beschäftigte mit einer 
Freistellung nach dem Familienpflegezeit­
gesetz und nach § 92a BBG. Für nähere 
Erläuterungen zu Elternzeit, Pflegezeit, 
familienbedingte Teilzeit und Familien­
pflegezeit wird auf die Ausführungen zu 
Absatz 1 Nummer 2 verwiesen. Die Erfas­
sung der in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
genannten Daten dient dazu, gegebenen­
falls vorhandene geschlechtsspezifische 
Benachteiligungen auf Grund der Inan­
spruchnahme eines bestimmten Arbeits­
zeitmodells aufzuzeigen. Sie gilt nicht in 
Bezug auf Einstellungen, sondern bezieht 
sich nur auf die Übertragung von in der 
Dienststelle ausgeschriebenen Funktionen 
mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben. 
Nicht zu erfassen ist der Umfang der 
Teilzeitbeschäftigung, sondern lediglich, 
ob die betreffenden Frauen und Männern 
teilzeitbeschäftigt waren beziehungsweise 
sind. 

Nach Satz 1 Nummer 3 sind die Dienststel­
len verpflichtet, alle zwei Jahre (also für 
den Zeitraum von zwei Jahren) – jeweils 
getrennt nach Geschlecht – die Daten zu 
dem in § 3 Nummer 3 BGleiG definierten 
Bereich des beruflichen Aufstiegs zu erfas­
sen. Der Begriff des beruflichen Aufstiegs 

umfasst sowohl Beförderungen (Buchstabe 
a), Höhergruppierungen (Buchstabe b) als 
auch die Übertragung von Vorgesetzten- 
oder Leitungsfunktionen (Buchstabe c).

Die Formulierung in Nummer 3 „jeweils 
getrennt nach Beschäftigten, die eine 
Maßnahme nach Absatz 1 Nummer 5 in 
Anspruch genommen haben, und Beschäf­
tigten, die eine solche Maßnahme nicht in 
Anspruch genommen haben“ geht auf das 
neue Erhebungsmerkmal in § 38 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 5 BGleiG zurück. Die 
hiernach zu erfassenden Daten dienen 
dazu, gegebenenfalls vorhandene 
geschlechtsspezifische Benachteiligungen 
beim beruflichen Aufstieg auf Grund von 
familien- oder pflegebedingten Beurlau­
bungen oder vollständigen Freistellungen 
aufzudecken. Dazu ist künftig die Zahl 
derjenigen Frauen und derjenigen Männer 
zu erfassen, die sich im Erhebungszeit­
raum in einem beruflichen Aufstieg befan­
den und die vor dem beruflichen Aufstieg, 
aber im gleichen Erhebungszeitraum, eine 
Beurlaubung oder vollständige Freistel­
lung auf Grund von Familien- oder Pfle­
geaufgaben in Anspruch genommen 
haben. Hierunter sind auch Beschäftigte 
zu erfassen, die während einer Beurlau­
bung oder vollständigen Freistellung auf 
Grund von Familien- oder Pflegeaufgaben 
einen beruflichen Aufstieg im Sinne von § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 durchgeführt 
haben. Für einen späteren Vergleich ist 
zusätzlich die Gruppe derjenigen Beschäf­
tigten zu erfassen, die sich in einem beruf­
lichen Aufstieg befinden, aber keine 
Beurlaubung oder vollständige Freistel­
lung auf Grund von Familien- oder Pfle­
geaufgaben in Anspruch genommen 
haben. Die Erfassung der Daten nach § 1 
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Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ist ebenfalls auf 
einen Zeitraum von jeweils zwei Jahren 
bezogen.

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, dass die Erfas­
sung der Daten nach Satz 1 Nummer 1 
– wie nach früherer Rechtslage – auch für 
diejenigen Frauen und Männer gilt, die für 
eine Wahl zur Bundesrichterin oder zum 
Bundesrichter vorgeschlagen worden sind.

Absatz 3 ist neu und regelt, welche Erhe­
bungsmerkmale zu den Gremien des Bun­
des für die Gleichstellungsstatistik zu 
erfassen sind und setzt die Vorgaben aus § 6 
Absatz 3 Satz 1 BGremBG um. Im Unter­
schied zu den nach § 1 Absatz 1 und 2 zu 
erfassenden Daten sind die Daten nach § 1 
Absatz 3 jährlich zu erfassen.

Absatz 3 Satz 1 stellt klar, dass die Daten 
durch die Institutionen des Bundes im 
Sinne von § 3 Nummer 3 BGremBG zu 
erfassen sind. Zu den Verpflichteten  
gehörten demnach die Bundesregierung  
als Gesamtheit, das Bundeskanzleramt,  
die Bundesministerien einschließlich der 
Behörden ihrer nachgeordneten Geschäfts­
bereiche, die oder der Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien 
einschließlich der Behörden ihres oder 
seines nachgeordneten Geschäftsbereichs, 
die weiteren Beauftragten der Bundesregie­
rung sowie die Bundesbeauftragten und 
die bundesunmittelbaren juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts ohne 
Recht auf Selbstverwaltung. Die Erfassung 
der Daten des nachgeordneten Geschäfts­
bereichs erfolgt demnach durch das jeweils 
federführende Bundesministerium. Zu den 
„Behörden des jeweiligen Geschäftsbe­
reichs“ zählen die Bundesoberbehörden, 

die Bundesmittel- und die Bundesunterbe­
hörden. Die durch die Institutionen des 
Bundes zu erfassenden Daten sind in den 
Nummern 1 bis 4 festgelegt.

Nummer 1 legt fest, dass die Institutionen 
des Bundes jährlich zu erfassen haben, für 
wie viele Gremien sie Mitglieder bestim­
men können (oder hieran mitwirken) und 
welche Bezeichnung ihre Gremien tragen. 
Nach Nummer 2 ist die Zahl der Frauen 
und die Zahl der Männer zu erfassen, die 
von der jeweiligen Institution des Bundes 
als Gremienmitglied bestimmt, also 
gewählt, berufen, entsendet oder vorge­
schlagen worden sind. Beispiel: In Gremi­
um X hat der Bund drei weibliche und zwei 
männliche Vertreter berufen. Ihm stehen 
insgesamt fünf Sitze in diesem Gremium 
zu. Nach Nummer 3 hat jede Institution 
des Bundes Veränderungen der Zahl der 
weiblichen und männlichen Mitglieder in 
„ihren“ Gremien zu erfassen. Die Pflicht 
bezieht sich allein auf diejenigen Mitglie­
der, an deren Besetzung die jeweilige 
Institution des Bundes mitwirkt, nicht 
aber auf Veränderungen im gesamten 
Gremium (es sei denn, es handelt sich um 
ein Gremium, dessen sämtliche Mitglieder 
der Bund bestimmen darf). Nach Nummer 
4 sind zudem Veränderungen der Zahl 
oder Bezeichnung der Gremien nach 
Nummer 1 zu erfassen, die auf dem Entfer­
nen oder dem Hinzufügen von Gremien in 
der Aufstellung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 
BGremBG beruhen. Erfasst werden muss 
folglich, ob und wenn ja, welche Gremien  
in der Gremienaufstellung nach § 6 Absatz 1 
Satz 1 BGremBG im Vergleich zum Vorjah­
resstichtag nicht mehr enthalten sind und 
welche neu hinzugekommen sind. Anzu­
geben sind diejenigen Gremien, die erst­
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malig erfasst oder erstmalig nicht mehr 
erfasst werden.

Absatz 3 Satz 2 stellt klar, dass die Daten 
nach Satz 1 jeweils getrennt nach Auf­
sichts- oder wesentlichen Gremien zu 
erfassen sind. Die Begriffe „Aufsichtsgre­
mien“ und „wesentliche Gremien“ sind in  
§ 3 Nummer 1 und 2 BGremBG legal 
definiert. Danach sind „Aufsichtsgremien“ 
Aufsichts- und Verwaltungsräte sowie 
vergleichbare Aufsicht führende Organe 
ungeachtet ihrer Bezeichnung und Rechts­
grundlage, deren Mitglieder auch durch 
Wahlen bestimmt werden können. Erfasst 
werden damit die Aufsichtsräte der juristi­
schen Personen des Privatrechts und zwar 
unabhängig davon, ob sie gewählt oder 
von den Anteilseignern entsendet werden. 
Darüber hinaus erstreckt sich die Vor­
schrift auf solche Organe, die vergleichba­
re Funktionen wie Aufsichtsräte ausüben 
wie etwa der Verwaltungsrat der Bundes­
agentur für Arbeit. Bei „wesentlichen 
Gremien“ handelt es sich um Gremien, bei 
denen die Mitgliedschaft von mindestens 
einem seiner Mitglieder durch die Bundes­
regierung zu beschließen oder zur Kennt­
nis zu nehmen ist, oder um Gremien, die 
als wesentlich bestimmt worden sind. 
Weitere Informationen zu beiden Gremi­
enarten enthält die Gesetzesbegründung 
zum Bundesgremienbesetzungsgesetz 
(Bundestagsdrucksache 18/3784, S. 69ff.). 
Alle sonstigen Gremien unterliegen keiner 
Statistikpflicht.

Zu § 2 (Erhebungsmerkmale für den 
Gleichstellungsindex)
§ 2 regelt, welche Erhebungsmerkmale in 
den Gleichstellungsindex nach § 38 Absatz 
3 Nummer 2 BGleiG einfließen.

Der Gleichstellungsindex bildet jährlich 
die Entwicklung des Frauen- und Männer­
anteils in den obersten Bundesbehörden 
ab, stellt jedoch keinen klassischen Index 
im Sinne eines Rankings der obersten 
Bundesbehörden dar. Vielmehr handelt es 
sich um eine Fortschreibung des Berichts 
zu den Kernindikatoren der obersten 
Bundesbehörden, den das Statistische 
Bundesamt im Auftrag des Bundesminis­
teriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend seit 2009 erstellt. Durch die im 
neuen BGleiG vorgesehene Pflicht zur 
Veröffentlichung des Gleichstellungsinde­
xes soll mehr Transparenz geschaffen 
werden. Zugleich soll dies der Kontrolle der 
Anwendung und Umsetzung des Gesetzes 
durch die Öffentlichkeit dienen.

§ 2 setzt die Vorgaben aus § 38 Absatz 2 
Satz 1 BGleiG um. Danach müssen alle 
obersten Bundesbehörden die Gesamtzahl 
der bei ihnen beschäftigten Frauen und 
Männer erfassen, wobei maßgebend der 
Beschäftigtenbegriff nach § 3 Nummer 4 
BGleiG ist. Alle weiteren zu erfassenden 
Daten sind im Einzelnen in Satz 2 Nummer 
1 bis 5 aufgelistet. Sie entsprechen im 
Wesentlichen den Erhebungsmerkmalen 
des früheren Kurzberichtes zu den Kernin­
dikatoren der obersten Bundesbehörden.

Nach Satz 1 müssen die obersten Bundes­
behörden die Gesamtzahl der weiblichen 
und männlichen Beschäftigten erfassen.



Verordnung über statistische Erhebungen zur Gleichstellung von Frauen und  
Männern in den Dienststellen und Gremien des Bundes

105

G
le

iS
ta

tV

Nach Satz 2 Nummer 1 ist die Zahl der 
Frauen und Männer in der Laufbahn­
gruppe des höheren Dienstes zu erfassen, 
während nach Nummer 2 zu erfassen ist, 
wie viele Frauen und wie viele Männer auf 
den einzelnen Ebenen mit Vorgesetzten- 
oder Leitungsaufgaben einschließlich der 
politischen Leitungsämter beschäftigt 
sind. Nicht zu erfassen ist hierbei das 
jeweils höchste politische Leitungsamt  
wie beispielsweise das Amt als Bundes­
kanzlerin oder Bundeskanzler, das Amt als 
Chefin oder Chef des Bundeskanzleramtes, 
das Amt als Ministerin oder Minister, das 
Amt als Präsidentin oder Präsident, das 
Amt als Parlamentarische Staatssekretärin 
oder Parlamentarischer Staatssekretär.

Nach Satz 2 Nummer 3 ist – wie bereits für 
die Gleichstellungsstatistik – die Zahl der 
Vollzeitbeschäftigten und die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten nach § 1 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 jeweils getrennt nach 
Geschlecht zu erfassen. Hierzu ist anzuge­
ben, wie viele Frauen und wie viele Män­
ner vollzeit- und wie viele teilzeitbeschäf­
tigt sind. Diese Pflicht gilt auch in Bezug 
auf sämtliche Beschäftigte mit Vorgesetz­
ten- oder Leitungsaufgaben. Auch für diese 
ist zu erfassen, wie viele weibliche und wie 
viele männliche Führungskräfte vollzeit- 
und wie viele teilzeitbeschäftigt waren 
beziehungsweise sind. Das Erhebungs­
merkmal bezieht sich – ebenso wie § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ausschließlich 
auf die Differenzierung zwischen Voll- und 
Teilzeitbeschäftigung, nicht jedoch darauf, 
wie viele Frauen und wie viele Männer 
beispielsweise zu 70, 80 oder 90 Prozent 
teilzeitbeschäftigt sind.

Nach Satz 2 Nummer 4 haben die obersten 
Bundesbehörden – ebenso wie für die 
Gleichstellungsstatistik – zu erfassen, wie 
viele Frauen und wie viele Männer eine 
Beurlaubung oder vollständige Freistel­
lung auf Grund von Familien- oder Pfle­
geaufgaben in Anspruch genommen 
haben. Maßgeblich für die Erfassung nach 
Satz 2 Nummer 4 sind die Begriffsbestim­
mungen in § 3 Nummer 6 und 7 BGleiG.

Satz 2 Nummer 5 verpflichtet die obersten 
Bundesbehörden, die Zahl der Frauen und 
Männer zu erfassen, die erfolgreich einen 
beruflichen Aufstieg absolviert haben. Es 
wird auf die Ausführungen zu § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 verwiesen.

Zu § 3 (Berichtszeitpunkt, Berichtszeit­
raum)
§ 3 geht auf § 2 der früheren Verordnung 
zurück. Er wurde an die neue Rechtslage 
angepasst und setzt die Vorgaben aus § 38 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 BGleiG 
sowie aus § 6 Absatz 2 BGremBG um. Im 
Unterschied zur früheren Regelung besteht 
die Vorschrift nunmehr aus drei Absätzen.

Absatz 1 bestimmt den Berichtszeitpunkt 
beziehungsweise den Berichtszeitraum für 
die Daten, die in die Gleichstellungsstatis­
tik einfließen. Nach Satz 1 sind die Daten 
nach § 1 Absatz 1 zum Stichtag 30. Juni des 
Berichtsjahres zu erfassen, während Satz 2 
vorschreibt, dass die Daten nach § 1 Absatz 2 
für den Zeitraum vom 1. Juli des vorletzten 
Jahres bis zum 30. Juni des Berichtsjahres 
zu erfassen sind.
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Absatz 2 bestimmt, zu welchem Tag die 
Daten zu den Aufsichts- und wesentlichen 
Gremien des Bundes zu erfassen sind, die 
in die Gleichstellungsstatistik einfließen. 
Stichtag hierfür ist der 31. Dezember des 
Berichtsjahres.

Absatz 3 regelt den Berichtszeitpunkt 
beziehungsweise den Berichtszeitraum für 
die Daten, die in den Gleichstellungsindex 
einfließen. Nach Satz 1 haben die obersten 
Bundesbehörden die Daten nach § 2 Satz 1 
und Satz 2 Nummer 1 bis 4 zum Stichtag 
30. Juni des Berichtsjahres zu erfassen, 
während Satz 2 vorschreibt, dass die Daten 
nach § 2 Satz 2 Nummer 5 für den Zeit­
raum vom 1. Juli des Vorjahres bis zum  
30. Juni des Berichtsjahres zu erfassen sind.

Zu § 4 (Meldung und Aufbereitung der 
Daten für die Gleichstellungsstatistik)
§ 4 geht auf den früheren § 3 zurück und 
regelt die Meldung und Aufbereitung der 
Daten für die Gleichstellungsstatistik. Die 
Vorschrift wurde an die neue Rechtslage 
angepasst sowie sprachlich und redaktio­
nell überarbeitet und besteht nunmehr aus 
fünf Absätzen.

Absatz 1 regelt das Verfahren und den 
Zeitpunkt für die Meldung der Daten und 
basiert auf dem früheren Absatz 1. Wie 
nach früherer Rechtslage sind nach Satz 1 
nur die Dienststellen des nachgeordneten 
Bundesdienstes, denen regelmäßig min­
destens 15 Beschäftigte angehören, ver­
pflichtet, die Daten an die obersten Bun­
desbehörden zu melden. Die Pflicht zur 
Erhebung der Daten nach § 1 bleibt – wie 
früher – jedoch auch für diese Dienststel­
len weiterhin bestehen, da die zu erfassen­
den und zu meldenden Daten für die 

Erstellung des Gleichstellungsplans erfor­
derlich sind – unabhängig davon, wie viele 
Beschäftigte der Dienststelle angehören.

Absatz 1 Satz 2 regelt, dass die Dienststel­
len der Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts ihre 
Daten an die jeweilige Körperschaft, 
Anstalt und Stiftung des öffentlichen 
Rechts melden. Nach Satz 3 leitet diese 
wiederum die zusammengefassten Daten 
an die zuständige oberste Bundesbehörde 
oder die oberste Aufsichtsbehörde weiter. 
Im Gegensatz zur früheren Rechtslage (§ 3 
Absatz 1 Satz 2) ist nicht mehr die gesamte 
mittelbare Bundesverwaltung melde­
pflichtig. Vielmehr sind – entsprechend § 3 
Nummer 5 Buchstabe c BGleiG – nur noch 
die Körperschaften, Anstalten und Stif­
tungen des öffentlichen Rechts verpflich­
tet. Im Übrigen bleibt es bei der früheren 
Verfahrenspraxis.

Der Stichtag für die Meldung ergibt sich 
aus § 38 Absatz 1 Satz 3 BGleiG. Danach 
müssen die nach § 1 Absatz 1 und 2 erfass­
ten Daten weiterhin bis zum 30. September 
des Berichtsjahres an die oberste Bundes­
behörde beziehungsweise die oberste 
Aufsichtsbehörde gemeldet werden. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass den 
obersten Bundesbehörden und den obers­
ten Aufsichtsbehörden ausreichend Zeit 
zur Verfügung steht, um die Daten aufzu­
bereiten und rechtzeitig an das Statistische 
Bundesamt weiterzuleiten.

Absatz 2 regelt die Weiterleitung der Daten 
von den obersten Bundesbehörden bezie­
hungsweise den obersten Aufsichtsbehör­
den an das Statistische Bundesamt und 
geht auf den früheren Absatz 2 der Vor­
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schrift zurück. Nach Satz 1 melden die 
obersten Bundesbehörden dem Statisti­
schen Bundesamt ihre eigenen, nach § 1 
Absatz 1 und 2 erfassten Daten, die zusam­
mengefassten Daten ihres Geschäftsberei­
ches sowie die zusammengefassten Daten 
der ihrer Rechtsaufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts.

Absatz 2 Satz 2 enthält eine Regel für den 
Fall, dass die oberste Aufsichtsbehörde 
einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts nicht zugleich eine 
oberste Bundesbehörde ist. Die oberste 
Aufsichtsbehörde hat dann die Daten der 
betreffenden Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts direkt an 
das Statistische Bundesamt weiterzuleiten. 
Es erfolgt keine Vorab-Weiterleitung der 
Daten an die jeweils zuständige oberste 
Bundesbehörde.

Gemäß § 38 Absatz 1 Satz 4 BGleiG sind die 
Daten bis zum 31. Dezember des Berichts­
jahres an das Statistische Bundesamt 
weiterzuleiten.

Absatz 3 ist neu und regelt die Frist und 
das Verfahren für die Meldung der Daten 
zu den Aufsichts- und wesentlichen Gre­
mien des Bundes. Die Meldung erfolgt 
durch die Institutionen des Bundes im 
Sinne von § 3 Nummer 3 BGremBG. Diese 
haben die nach § 1 Absatz 3 erfassten 
Daten bis zum 31. März des dem Berichts­
jahr folgenden Jahres unmittelbar dem 
Statistischen Bundesamt zu melden. Die 
Daten der Behörden des Geschäftsbereichs 
werden dem Statistischen Bundesamt 
nicht durch die jeweilige Behörde des 
Geschäftsbereichs selbst gemeldet, son­

dern durch das jeweils federführende 
Bundesministerium, da die Behörden des 
Geschäftsbereichs nicht als „Bund“ im 
Sinne von § 3 Nummer 3 BGremBG gelten.

Absatz 4 geht auf den vorigen § 3 Absatz 3 
und 4 GleiStatV zurück und benennt 
Hilfsmerkmale für die notwendige Über­
prüfung und Zuordnung des Datenmate­
rials. Die Nummern 1 und 2 entsprechen 
inhaltlich der früheren Nummer 1. Die hier 
aufgeführten Hilfsmerkmale sind verbind­
lich und müssen daher von den Dienststel­
len und den Institutionen des Bundes 
zwingend angegeben werden. Die frühere 
Nummer 2 wurde gestrichen. Den Dienst­
stellen und Institutionen des Bundes steht 
es jedoch weiterhin frei, über Nummer 1 
hinausgehende Angaben zu machen wie 
zum Beispiel Name, Organisationseinheit 
sowie Kontaktdaten (E-Mail-Adresse und 
Rufnummer) der für die Aufbereitung der 
Daten jeweils zuständigen Personen anzu­
geben. Wegen der grundsätzlichen Identifi­
zierungsmöglichkeit dürfen die erfassten 
Hilfsmerkmale nur so lange wie nötig mit 
den Erhebungsmerkmalen verbunden 
bleiben. Das bedeutet, dass die Hilfsmerk­
male so schnell wie möglich getrennt 
beziehungsweise gelöscht werden müssen 
(vgl. §§ 10, 12 Bundesstatistikgesetz).

Absatz 5 präzisiert die gesetzlichen Vorga­
ben nach § 38 Absatz 3 Nummer 1 BGleiG 
und § 6 Absatz 3 Satz 1 BGremBG. Satz 1 
regelt, dass die Gleichstellungsstatistik – 
wie nach früherer Rechtslage – nicht 
veröffentlicht wird. Sie wird den obersten 
Bundesbehörden aus datenschutzrecht­
lichen Gründen weiterhin ausschließlich 
zum Zwecke des internen Dienstgebrauchs 
zugeleitet. Die Statistik darf demnach nur 
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als interne Arbeitsgrundlage verwendet 
werden.

Zudem wird erstmals ein Stichtag für die 
Zuleitung der Gleichstellungsstatistik an 
die obersten Bundesbehörden festgelegt. 
Das Statistische Bundesamt ist künftig 
verpflichtet, die Statistik so rechtzeitig zu 
erstellen, dass sie den obersten Bundesbe­
hörden bis zum 30. September des dem 
Berichtsjahres folgenden Jahres zugeleitet 
werden kann. Dadurch soll gewährleistet 
werden, dass die Gleichstellungsstatistik 
möglichst zeitnah an die Erhebung und 
Auswertung der Daten zur Verfügung 
gestellt werden kann. Das Statistische Bun­
desamt ist hierzu auf die rechtzeitige 
Meldung der Daten durch die obersten 
Bundesbehörden und obersten Aufsichts­
behörden angewiesen.

Zu § 5 (Meldung und Aufbereitung der 
Daten für den Gleichstellungsindex)
§ 5 ist neu und regelt das Melde- und 
Aufbereitungsverfahren für diejenigen 
Daten, die Eingang in den Gleichstellungs­
index finden. Die Vorschrift ist in Teilen an 
§ 4 angelehnt.

§ 38 Absatz 2 Satz 3 BGleiG verpflichtet die 
obersten Bundesbehörden, die nach § 2 
erfassten Daten dem Statistischen Bundes­
amt jeweils bis zum 30. September des 
Berichtsjahres zu melden. Absatz 1 Satz 1 
verweist auf § 4 Absatz 4 und stellt klar, dass 
auch im Rahmen der Meldung der Daten 
für den Gleichstellungsindex bestimmte 
Hilfsmerkmale (zum Beispiel Bezeichnung, 
Anschrift und Berichtsstellennummer der 
Dienststelle) anzugeben sind. Für nähere 
Erläuterungen hierzu wird auf die Ausfüh­
rungen zu § 4 Absatz 4 verwiesen.

Absatz 2 beinhaltet die Pflichten des 
Statistischen Bundesamtes in Bezug auf 
den Gleichstellungsindex. Gemäß § 38 
Absatz 3 Nummer 2 BGleiG erstellt das 
Statistische Bundesamt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senio­
ren, Frauen und Jugend jährlich einen 
Gleichstellungsindex zu den nach § 2 
erfassten Daten. 

Absatz 2 regelt Gestaltung und Aufbau des 
Gleichstellungsindexes. Nach Nummer 1 
hat der Index insbesondere eine tabellari­
sche Übersicht zu enthalten, der die in § 2 
erfassten Daten für alle obersten Bundes­
behörden in einer gemeinsamen Tabelle 
abbildet. Diese tabellarische Übersicht soll 
einen ersten Überblick über den Stand der 
Gleichstellung in den obersten Bundesbe­
hörden ermöglichen. Gemäß Nummer 2 
soll die tabellarische Gesamtübersicht,  
das heißt die hierin enthaltenen Daten, 
zusammenfassend beschrieben werden. 
Nummer 3 sieht des Weiteren vor, dass die 
Daten zu den obersten Bundesbehörden  
im Hinblick auf die einzelnen Erhebungs­
merkmale untereinander verglichen 
werden sollen.

Um ermitteln zu können, wie sich die 
einzelnen Daten zeitlich entwickelt haben, 
sieht Nummer 4 vor, die Daten des Berichts­
jahres mit denen des Vorjahres zu verglei­
chen und zu beschreiben. Es ist durchaus 
möglich und, sofern nach Datenlage sinn­
voll, auch gewünscht, dass die Daten über 
mehrere Jahre hinweg miteinander vergli­
chen werden. Insbesondere ein mehrjähri­
ger Vergleich ermöglicht, sowohl Fort- als 
auch Rückschritte bezogen auf die einzel­
nen Erhebungsmerkmale schneller zu 
erkennen und bei Rückschritten durch 
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entsprechende Maßnahmen gegebenen­
falls gegenzusteuern. Nummer 5 sieht vor, 
die in den Nummern 2 bis 4 vorgesehenen 
Inhalte des Index der besseren Übersicht­
lichkeit halber durch grafische Darstellun­
gen zu ergänzen. Die Auswahl der grafi­
schen Darstellungen kann sich – je nach 
statistisch interessanten Ergebnissen und 
politischen Schwerpunkten – von Index zu 
Index unterscheiden.

Absatz 3 schreibt in Umsetzung von § 38 
Absatz 3 Nummer 2 BGleiG vor, dass das 
Statistische Bundesamt den Gleichstel­
lungsindex bis zum 31. Dezember des 
Berichtsjahres auf seiner Internetseite zu 
veröffentlichen hat.

Zu § 6 (Elektronische Erfassung und  
Meldung)
§ 6 geht auf den vorigen § 4 zurück, ist aber 
inhaltlich und sprachlich umfassend 
überarbeitet worden.

Absatz 1 regelt die Technik der Erfassung 
und Meldung der Daten und basiert in 
Teilen auf dem früheren § 4 Absatz 1 und 2. 

Absatz 1 Satz 1 macht für alle nach dieser 
Verordnung meldepflichtigen Dienststel­
len und Institutionen des Bundes die 
elektronische Datenerfassung und -mel­
dung zur Pflicht. Eine Ausnahmemöglich­
keit hiervon ist – im Gegensatz zur frühe­
ren Rechtslage – nicht mehr vorgesehen, 
da davon ausgegangen werden kann, dass 
mittlerweile Dienststellen und Institutio­
nen des Bundes über die Möglichkeit der 
elektronischen Datenverarbeitung verfü­
gen. In der Folge ist eine Datenerfassung 
und -weiterleitung in Papierform nicht 
mehr erlaubt.

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass die Dienst­
stellen und Institutionen des Bundes für 
die Datenerfassung die elektronischen 
Erhebungsformulare verwenden müssen, 
die durch das Statistische Bundesamt 
bereitgestellt werden. Auf Grund der 
verbindlichen Verwendung der Erhe­
bungsformulare des Statistischen Bundes­
amtes wird eine einheitliche Datenerfas­
sung sichergestellt.

Absatz 1 Satz 3 regelt die inhaltlichen 
Vorgaben für die Erhebungsformulare. 
Diese müssen den Anlagen dieser Verord­
nung entsprechen und so gestaltet sein, 
dass sie automatisiert verarbeitet werden 
können. Durch die Übereinstimmung der 
Erhebungsformulare mit den Anlagen 
dieser Verordnung wird sichergestellt, dass 
von den Dienststellen und Institutionen 
des Bundes nur diejenigen Daten verlangt 
werden können, die auf Basis dieser Ver­
ordnung zu erfassen sind. Zugleich soll den 
Dienststellen und Institutionen des Bun­
des die Erfassung der notwendigen Daten 
erleichtert werden. Die automatische 
Verarbeitung der Daten soll schließlich 
eine schnellere Aufbereitung und Auswer­
tung ermöglichen. 

Absatz 2 Satz 1 ermächtigt das Statistische 
Bundesamt, die redatktionelle Gestaltung 
der elektronischen Erhebungsformulare 
mit Zustimmung des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
und des Bundesministeriums des Innern 
zu ändern. Das Statistische Bundesamt 
muss daher beide Ministerien über eine 
geplante Änderung der Erhebungsformu­
lare informieren. 
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Nach Satz 2 dieser Vorschrift ist eine 
Änderung nur erlaubt und möglich, wenn 
diese nicht zu einer inhaltlichen Änderung 
der nach den §§ 1 und 2 zu erfassenden 
Daten führt. Daraus folgt, dass die Ände­
rungen nicht zu einem Wegfall der nach 
dieser Verordnung zu erfassenden Daten 
oder aber zu einer zusätzlichen Datenerhe­
bung führen darf. Etwaige Anpassungen 
der Erhebungsformulare beziehen sich also 
auf rein redaktionelle Änderungen. Eine 
Änderung könnte zum Beispiel auf Grund 
des Wegfalls einer Entgeltgruppe notwen­
dig werden. Das Statistische Bundesamt ist 
in diesem Fall ermächtigt, nicht nur Fuß­
noten in den Erhebungsformularen anzu­
passen, sondern auch die tabellarischen 
Muster.

Zu § 7 (Datenschutz)
Der neu eingefügte § 7 enthält Vorgaben 
zum Datenschutz. Die Dienststellen im 
Sinne von § 3 Nummer 5 BGleiG sowie die 
Institutionen des Bundes im Sinne von § 3 
Nummer 3 BGremBG haben hiernach aus 
datenschutzrechtlichen Gründen sicherzu­
stellen, dass nur die jeweils mit der Erfas­
sung, Zusammenstellung und Weiterlei­
tung der Daten betrauten Personen 
Kenntnis von den nach dieser Verordnung 
mitteilungspflichtigen Daten erlangen, 
nicht aber andere Personen. 

Hintergrund dieser Regelung ist, dass die 
zu erfassenden zu meldenden Daten unter 
Umständen Rückschlüsse auf einzelne Per­
sonen zulassen, weswegen kein unbefugter 
Personenkreis Kenntnis von diesen zum 
Teil sensiblen statistischen Angaben 
erhalten soll.

Zu § 8 (Sonderregelung für den Bundes­
nachrichtendienst)
§ 8 geht auf den früheren § 5 zurück und 
stellt klar, dass der Bundesnachrichten­
dienst aus den für ihn geltenden besonde­
ren Geheimhaltungsgründen von Perso­
naldaten weiterhin von der Meldung der 
Daten nach § 1 Absatz 1 und 2 ausgenom­
men ist. Die Pflicht zur Erfassung der 
Daten bleibt weiterhin bestehen.

Die Formulare zu § 6 Abs. 1 GleiStatV 
können unter www.gesetze-im-internet.
de/gleistatv_2015/index.html herunter­
geladen werden.
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VI.  
Verordnung über die Wahl der Gleich­
stellungsbeauftragten und ihrer Stellver­
treterinnen in Dienststellen des Bundes  
(Gleichstellungsbeauftragtenwahl­
verordnung - GleibWV)

vom 17.12.2015 (BGBl. I S. 2274)

Die Verordnung wurde als Artikel 1 der Verordnung vom 17.12.2015 durch die 
Bundesregierung verordnet und ist am 23.12.2015 in Kraft getreten.
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Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 

Wahlrechtsgrundsätze
Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre 
Stellvertreterinnen werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und gehei­
mer Wahl gewählt.

§ 2 

Wahlberechtigung
(1) 	Wahlberechtigt sind auch teilzeitbe­
schäftigte Frauen und minderjährige 
weibliche Auszubildende sowie Frauen,  
die beurlaubt oder zu einer anderen 
Dienststelle abgeordnet sind.

(2) 	Wählen kann nur, wer in die Wählerin­
nenliste eingetragen ist.

§ 3 

Wählbarkeit
Wählbar für das Amt der Gleichstellungs­
beauftragten und das Amt einer Stellvertre­
terin sind alle weiblichen Beschäftigten der 
Dienststelle. Ausgenommen sind diejenigen 
Beschäftigten, die vom Wahltag an länger 
als drei Monate beurlaubt oder zu einer 
anderen Dienststelle abgeordnet sind.

§ 4 

Fristen für die Wahl
(1) 	Bei erstmaliger Bestellung einer Gleich­
stellungsbeauftragten und ihrer Stellver­
treterinnen muss die Wahl innerhalb von 
vier Monaten nach Vorliegen der Voraus­
setzungen nach § 19 Absatz 1 des

Bundesgleichstellungsgesetzes abgeschlos­
sen sein.

(2) 	Die Neuwahl muss spätestens eine 
Woche vor Ablauf der Amtszeit der Gleich­
stellungsbeauftragten und ihrer Stellver­
treterinnen abgeschlossen sein.

(3) 	Im Fall des § 22 Absatz 1 des Bundes­
gleichstellungsgesetzes muss die Wahl 
unverzüglich nach dem vorzeitigen Aus­
scheiden oder der Feststellung der nicht 
nur vorübergehenden Verhinderung der
Gleichstellungsbeauftragten durchgeführt 
und abgeschlossen werden, wenn die 
restliche Amtszeit mehr als zwei Jahre 
beträgt.

(4)	Im Fall des § 22 Absatz 2 des Bundes­
gleichstellungsgesetzes gilt Absatz 3 für die 
Wahl einer Stellvertreterin entsprechend.

(5)	Im Fall des § 22 Absatz 3 des Bundes­
gleichstellungsgesetzes muss die Wahl 
unverzüglich nach dem vorzeitigen Aus­
scheiden oder der Feststellung der nicht 
nur vorübergehenden Verhinderung 
sowohl der Gleichstellungsbeauftragten 
als auch ihrer Stellvertreterinnen durch­
geführt und abgeschlossen werden.

§ 5 

Formen der Stimmabgabe
(1)	Die Dienststelle kann anordnen, dass 
die Stimmabgabe ausschließlich durch 
eine einzige der nach den §§ 16, 17 und  
19 zulässigen Formen der Stimmabgabe 
erfolgt. Die Anordnung kann auf Dienst­
stellenteile oder nachgeordnete oder 
zugehörende Dienststellen beschränkt 
sein. Hat die Dienststelle ausschließlich die 
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Stimmabgabe im Wahlraum angeordnet, 
kann die Stimmabgabe im Fall der Verhin­
derung auf Antrag auch durch Briefwahl 
erfolgen.

(2)	Für alle Formen der Stimmabgabe ist 
dasselbe Fristende festzulegen.

Abschnitt 2
Vorbereitung der Wahl

§ 6 

Pflichten der Dienststelle
(1)	Die Dienststelle bestellt einen Wahl­
vorstand, der aus drei volljährigen Beschäf­
tigten der Dienststelle besteht, in der 
gewählt wird, und überträgt einer dieser 
Personen den Vorsitz. Dem Wahlvorstand 
sollen mindestens zwei Frauen angehören. 
Zugleich sind drei Ersatzmitglieder zu 
bestellen, davon sollen mindestens zwei 
Frauen sein. Ist ein Mitglied an der Mitwir­
kung im Wahlvorstand verhindert, rückt 
ein Ersatzmitglied nach. In welcher Rei­
henfolge die Ersatzmitglieder nachrücken, 
entscheidet der Wahlvorstand. Die Mit­
glieder des Wahlvorstandes sind, soweit 
erforderlich, für die Durchführung der 
Wahl von ihren dienstlichen Aufgaben 
freizustellen.

(2)	Die Dienststelle teilt dem Wahlvorstand 
Folgendes mit:
1.	� die Zahl der zu bestellenden Stellvertre­

terinnen und
2. 	� ob und, wenn ja, wie von der Möglich­

keit nach § 5 Absatz 1 Gebrauch 
gemacht wird.

(3)	Die Dienststelle erstellt eine Liste aller 
wahlberechtigten Beschäftigten und stellt 
sie dem Wahlvorstand zur Verfügung. Die 
Liste enthält jeweils den Familien- und 
Vornamen, bei Namensgleichheit auch 
Dienststelle, Dienstort, Organisationsein­
heit und Funktion. Die Dienststelle infor­
miert den Wahlvorstand bis zum Wahltag 
unverzüglich über Änderungen der Liste. 
Die Dienststelle hat sicherzustellen, dass 
bis zur Veröffentlichung nur der Wahlvor­
stand und vom ihm benannte Hilfsperso­
nen Einsicht in die Liste erlangen.

(4)	Die Dienststelle unterstützt die Arbeit 
des Wahlvorstandes. Insbesondere stellt  
sie dem Wahlvorstand notwendige Unter­
lagen zur Verfügung und erteilt erforderli­
che Auskünfte. Für die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl hat die Dienst­
stelle dem Wahlvorstand die notwendige 
personelle, räumliche und sachliche 
Ausstattung zur Verfügung zu stellen.

§ 7 

Wahlvorstand
Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor 
und führt sie durch. Er beschließt mit 
Stimmenmehrheit. Er führt über jede 
Sitzung eine Niederschrift, die den Wort­
laut der gefassten Beschlüsse enthält und 
von zwei Mitgliedern zu unterzeichnen ist. 
Für die Durchführung der Stimmabgabe 
und die Auszählung der Stimmen kann der 
Wahlvorstand Beschäftigte der Dienststel­
le zu Wahlhelferinnen oder Wahlhelfern 
bestellen. Die Wahlhelferinnen und Wahl­
helfer sind, soweit erforderlich, für die 
Durchführung der Wahl von ihren dienst­
lichen Aufgaben freizustellen. Die Bestel­
lung zur Wahlhelferin oder zum Wahlhel­
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fer erfolgt einvernehmlich mit den zu 
bestellenden Beschäftigten sowie in 
Abstimmung mit der oder dem zuständi­
gen Vorgesetzten.

§ 8 

Bekanntgabe der Wählerinnenliste
(1) 	Der Wahlvorstand überprüft die Rich­
tigkeit der Liste nach § 6 Absatz 3 und die 
Wahlberechtigung der eingetragenen 
Beschäftigten. Im Anschluss an die Prü­
fung stellt er die Liste als Wählerinnenliste 
fest und gibt sie in allen Dienststellen, in 
denen gewählt wird, schriftlich oder 
elektronisch bekannt. Die Bekanntgabe 
erfolgt an dem Tag, an dem das Wahlaus­
schreiben (§ 10) erlassen wird.

(2) 	Die Wählerinnenliste ist bis zum Ende 
der Stimmabgabe zu berichtigen bei
1. 	� Schreibfehlern oder anderen offenbaren 

Unrichtigkeiten,
2. 	� zulässigen und begründeten Ein­

sprüchen oder
3. 	� Eintritt oder Ausscheiden einer Wahl­

berechtigten.

§ 9 

Einspruch gegen die Wählerinnenliste
(1) 	Jede Wahlberechtigte kann innerhalb 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Wählerinnenliste beim Wahlvorstand 
Einspruch gegen die Richtigkeit der Wäh­
lerinnenliste einlegen. Der Einspruch ist 
schriftlich einzulegen und zu begründen.

(2)	Der Wahlvorstand entscheidet unver­
züglich über den Einspruch. Er teilt der 
Wahlberechtigten, die den Einspruch 
eingelegt hat, die Entscheidung unverzüg­

lich mit. Die Entscheidung muss ihr spä­
testens zwei Wochen vor dem Wahltag 
schriftlich oder elektronisch zugehen.

(3)	Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll  
der Wahlvorstand die Wählerinnenliste 
nochmals auf ihre Richtigkeit hin über­
prüfen.

§ 10 

Wahlausschreiben
(1)	Spätestens sechs Wochen vor dem 
Wahltag erlässt der Wahlvorstand ein 
Wahlausschreiben, das mindestens zwei 
Mitglieder des Wahlvorstandes unter­
schreiben. Der Wahlvorstand gibt das 
Wahlausschreiben am Tag seines Erlasses 
in allen Dienststellen, in denen gewählt 
wird, schriftlich oder elektronisch 
bekannt.

(2)	Das Wahlausschreiben enthält insbe­
sondere folgende Angaben:
1. 	 Ort und Tag seines Erlasses,
2. 	� Familien- und Vornamen, Dienststelle 

und Dienstort sowie Organisationsein­
heit und Kontaktdaten der Mitglieder 
des Wahlvorstandes einschließlich der 
Ersatzmitglieder,

3. 	� Ort der Bekanntgabe der Wählerinnen­
liste, wenn diese nicht zusammen mit 
dem Wahlausschreiben bekannt gege­
ben wird,

4. 	� Frist für die Einlegung von Einsprüchen 
gegen die Wählerinnenliste,

5. 	� Aufruf, sich für das Amt der Gleichstel­
lungsbeauftragten oder das Amt einer 
Stellvertreterin zu bewerben,

6. 	Frist für die Bewerbung,
7. 	� Zahl der zu bestellenden Stellvertrete­

rinnen,
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8. 	� Wahltag sowie Ort und Zeitraum der 
Stimmabgabe sowie

9. 	� Ort und Zeit der öffentlichen Sitzung 
des Wahlvorstandes für die Stimmen­
auszählung und die Feststellung des 
Wahlergebnisses.

(3) 	In dem Wahlausschreiben ist insbeson­
dere darauf hinzuweisen,
1. 	� welche Beschäftigten wahlberechtigt 

und wählbar sind,
2. 	� dass die Gleichstellungsbeauftragte und 

ihre Stellvertreterinnen in getrennten 
Wahlgängen gewählt werden,

3. 	� dass sich aus den Bewerbungen eindeu­
tig ergeben muss, ob für das Amt der 
Gleichstellungsbeauftragten oder das 
Amt einer Stellvertreterin kandidiert 
wird,

4. 	� dass Einsprüche gegen die Richtigkeit 
der Wählerinnenliste nur innerhalb 
von zwei Wochen seit Erlass des Wahl­
ausschreibens schriftlich beim Wahl­
vorstand eingelegt werden können und 
zu begründen sind,

5. 	� dass rechtzeitig die Informationen zu 
den gültigen Bewerbungen schriftlich 
oder elektronisch bekannt gegeben wer­
den,

6. 	� dass jede Wahlberechtigte in jedem 
Wahlgang nur eine Stimme hat,

7. 	� dass im Fall einer Behinderung für die 
Stimmabgabe eine Vertrauensperson 
hinzugezogen werden kann,

8. 	� dass die Stimmabgabe auf Antrag durch 
Briefwahl erfolgen kann und die Wahl­
unterlagen hierfür vollständig und 
noch vor Ablauf der Frist beim Wahl­
vorstand eingegangen sein müssen,

9. 	� ob die Dienststelle ausschließlich die 
Briefwahl oder die elektronische Wahl 
angeordnet hat und ob die Anordnung 

auf Dienststellenteile oder nachgeord­
nete oder zugehörende Dienststellen 
beschränkt ist.

§ 11 

Bewerbung
(1)	Jede Beschäftigte der Dienststelle, die 
wählbar ist, kann sich entweder für das 
Amt der Gleichstellungsbeauftragten oder 
für das Amt einer Stellvertreterin bewer­
ben.

(2)	Die Bewerbung muss schriftlich unter 
Angabe von Familien- und Vornamen, 
Dienststelle und Dienstort, Organisations­
einheit sowie Funktion erfolgen. Sie muss 
dem Wahlvorstand innerhalb von zwei 
Wochen nach Erlass des Wahlausschrei­
bens vorliegen. Aus der Bewerbung muss 
sich eindeutig ergeben, ob
1. 	� die Beschäftigte sich für das Amt der 

Gleichstellungsbeauftragten oder für 
das Amt einer Stellvertreterin bewirbt 
und

2. 	� die Beschäftigte Mitglied einer Perso­
nal- oder Schwerbehindertenvertretung 
ist oder in ihrem Arbeitsgebiet mit 
Personalangelegenheiten befasst ist.

Erfüllt die Bewerbung die Vorgaben des 
Satzes 1 oder des Satzes 3 nicht, hat der 
Wahlvorstand die Bewerberin unverzüg­
lich über die Ungültigkeit der Bewerbung 
zu informieren, sofern die Frist nach Satz 2 
noch nicht abgelaufen ist. Die Bewerberin 
kann die Bewerbung innerhalb der Frist 
nachbessern. Ist die Frist abgelaufen und 
erfüllt die Bewerbung die Vorgaben nach 
den Sätzen 1 bis 3 nicht, ist sie ungültig.
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§ 12 

Nachfrist für Bewerbungen
(1)	Ist nach Ablauf der Frist nach § 11 
Absatz 2 Satz 2 keine gültige Bewerbung 
für das Amt der Gleichstellungsbeauftrag­
ten eingegangen, muss der Wahlvorstand 
dies unverzüglich in allen Dienststellen, in 
denen gewählt wird, schriftlich oder 
elektronisch bekannt geben und eine 
Nachfrist von einer Woche für die Einrei­
chung von Bewerbungen setzen. In der 
Bekanntgabe ist darauf hinzuweisen, dass 
die Wahl der Gleichstellungsbeauftragten 
nur stattfinden kann, wenn innerhalb der 
Nachfrist mindestens eine gültige Bewer­
bung eingereicht wird.

(2)	Absatz 1 gilt für die Wahl der Stellver­
treterinnen entsprechend.

(3)	Geht für den jeweiligen Wahlgang 
innerhalb der Nachfrist keine gültige 
Bewerbung ein, hat der Wahlvorstand in 
allen Dienststellen, in denen gewählt wird, 
schriftlich oder elektronisch bekannt zu 
geben, dass
1.	 dieser Wahlgang nicht stattfindet und
2. 	� nach § 20 Absatz 2 oder Absatz 3 des 

Bundesgleichstellungsgesetzes eine 
Bestellung von Amts wegen durch die 
Dienststelle erfolgt.

§ 13 

Bekanntgabe der Bewerbungen
Der Wahlvorstand gibt unverzüglich nach 
Ablauf der Frist nach § 11 Absatz 2 Satz 2 
oder nach Ablauf der Nachfrist nach § 12 
Absatz 1 Satz 1 Folgendes bekannt:
1. 	� die Zahl der gültigen und ungültigen 

Bewerbungen und

2. 	� bei gültigen Bewerbungen die nach § 11 
Absatz 2 Satz 1 und 3 Nummer 1 gefor­
derten Angaben.

Die Bekanntgabe hat in allen Dienststellen, 
in denen gewählt wird, schriftlich oder 
elektronisch zu erfolgen.

§ 14 

Form und Inhalt der Stimmzettel
(1)	Für jeden Wahlgang ist ein eigener 
Stimmzettel vorzusehen. Die Stimmzettel 
eines Wahlgangs müssen in Größe, Farbe, 
Beschaffenheit und Beschriftung identisch 
sein und sich farblich von denen des 
anderen Wahlgangs deutlich unterschei­
den. Stimmzettel müssen so beschaffen 
sein, dass nach Kennzeichnung und Fal­
tung durch die Wählerin andere Personen 
vor der Auszählung der Stimmzettel nicht 
erkennen können, wie die Wählerin 
gewählt hat.

(2)	Auf dem Stimmzettel sind die gültigen 
Bewerbungen für das Amt der Gleichstel­
lungsbeauftragten in alphabetischer 
Reihenfolge unter Angabe von Familien- 
und Vornamen, Dienststelle und Dienstort, 
Organisationseinheit sowie Funktion 
aufzuführen.

(3)	Absatz 2 gilt für die Wahl der Stellver­
treterin oder der Stellvertreterinnen 
entsprechend.
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Abschnitt 3
Durchführung der Wahl

§ 15 

Ausübung des Wahlrechts
(1)	Jede Wählerin hat für jeden Wahlgang 
eine Stimme.
(2)	Die Wählerin kennzeichnet den Stimm­
zettel durch Ankreuzen eines dafür vorge­
sehenen Feldes.
(3)	Die Stimmabgabe für den Wahlgang ist 
ungültig, wenn
1. 	 mehr als ein Feld angekreuzt ist,
2. 	� sich aus anderen Gründen der Wille der 

Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt,
3. 	� der Stimmzettel mit einem besonderen 

Merkmal versehen ist oder einen Zusatz 
oder Vorbehalt enthält oder

4. 	� der Stimmzettel bei der Briefwahl nicht 
in einem Wahlumschlag abgegeben 
wurde.

§ 16 

Stimmabgabe im Wahlraum
(1) 	Der Wahlvorstand trifft Vorkehrungen, 
damit die Wählerin ihre Stimmen im 
Wahlraum unter Wahrung des Wahlge­
heimnisses abgeben kann.

(2) 	Für jeden Wahlgang ist eine oder sind 
mehrere verschlossene Wahlurnen zu 
verwenden. Die Wahlurnen für die Wahl 
der Gleichstellungsbeauftragten müssen 
sich von den Wahlurnen für die Wahl der 
Stellvertreterin oder der Stellvertreterin­
nen deutlich unterscheiden. Die Wahlur­
nen müssen so beschaffen sein, dass die 
Wahrung des Wahlgeheimnisses sicherge­
stellt ist und eingeworfene Stimmzettel 
nicht entnommen werden können, ohne 

die Wahlurne zu öffnen. Vor Beginn der 
Stimmabgabe überprüft der Wahlvor­
stand, dass die Wahlurnen leer sind und 
verschließt sie.

(3) 	Sobald ein Mitglied des Wahlvorstandes 
anhand der Wählerinnenliste geprüft hat, 
ob die Wählerin wahlberechtigt ist, kenn­
zeichnet die Wählerin unbeobachtet die 
Stimmzettel, faltet sie und wirft sie in die 
Wahlurne für den entsprechenden Wahl­
gang. Das Mitglied des Wahlvorstandes 
vermerkt die Stimmabgabe in der Wähle­
rinnenliste.

(4)	Ist eine Wählerin auf Grund einer Behin­
derung in ihrer Stimmabgabe beeinträch­
tigt, darf sie eine Vertrauensperson mit 
deren Einverständnis bestimmen, die die 
Wählerin bei der Stimmabgabe unter-
stützt. Die Wählerin informiert den Wahl­
vorstand hierüber und teilt ihm den Namen 
der Vertrauensperson mit. Die Unterstüt­
zung ist beschränkt auf die Erfüllung der 
Anweisungen der Wählerin zur Stimmab­
gabe. Die Vertrauensperson ist zur Geheim­
haltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie 
bei der Unterstützung erlangt hat. Nicht 
zur Vertrauensperson bestimmt werden 
dürfen
1. 	 Mitglieder des Wahlvorstandes,
2. 	Wahlhelferinnen und Wahlhelfer sowie
3. 	� Beschäftigte, die sich für das Amt der 

Gleichstellungsbeauftragten oder das 
Amt der Stellvertreterin oder einer 
Stellvertreterin bewerben.

(5) 	Solange der Wahlraum zur Stimmabga­
be geöffnet ist, müssen mindestens zwei 
Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahl­
raum anwesend sein. Sind Wahlhelferin­
nen oder Wahlhelfer bestellt, genügt die 
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Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahl­
vorstandes und einer Wahlhelferin oder 
eines Wahlhelfers.

(6) 	Die Wahlurnen sind zu versiegeln, wenn
1. 	 der Wahlvorgang unterbrochen wird 
oder
2. 	� die Stimmen nicht unverzüglich nach 

Ablauf der Frist für die Stimmabgabe, 
im Fall der Briefwahl nach Abschluss 
der Tätigkeiten nach § 18 Absatz 1, 
ausgezählt werden.

Sie dürfen erst bei der Wiedereröffnung 
oder für die Stimmauszählung entsiegelt 
werden.

§ 17 

Briefwahl
(1) 	Eine Wahlberechtigte, die an der per­
sönlichen Stimmabgabe verhindert ist, 
erhält auf Antrag vom Wahlvorstand 
folgende Unterlagen ausgehändigt oder 
übersandt:
1. 	 das Wahlausschreiben,
2. 	� die Wahlumschläge, für die § 14  

Absatz 1 entsprechend gilt, und die 
Stimmzettel,

3. 	� eine vorgedruckte, von der Wählerin 
gegenüber dem Wahlvorstand abzuge­
bende Erklärung, dass sie die Stimmzet­
tel persönlich gekennzeichnet hat oder 
im Fall des § 16 Absatz 4 durch eine 
Vertrauensperson hat kennzeichnen 
lassen,

4. 	� einen größeren Freiumschlag mit der 
Anschrift des Wahlvorstandes sowie 
dem Vermerk „Briefwahl“ und

5. 	� ein Merkblatt mit Hinweisen zur 
Stimmabgabe bei einer Briefwahl.

Der Wahlvorstand vermerkt die Aushändi­
gung oder Übersendung der Unterlagen in 
der Wählerinnenliste.

(2) 	In dem Merkblatt nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 ist darauf hinzuweisen, dass die 
Wählerin bei der Stimmabgabe
1. 	� den oder die Stimmzettel unbeobachtet 

persönlich kennzeichnet, faltet und in 
den entsprechenden Wahlumschlag 
einlegt,

2. 	� die vorgedruckte Erklärung unter 
Angabe ihres Vor- und Familiennamens 
in Druckbuchstaben, des Ortes sowie 
des Datums unterschreibt und

3. 	� den oder die Wahlumschläge und die 
unterschriebene Erklärung nach Num­
mer 2 in dem Freiumschlag verschließt 
und diesen so rechtzeitig an den Wahl­
vorstand absendet oder übergibt, dass er 
vor Fristablauf vorliegt.

(3) 	Hat die Dienststelle ausschließlich die 
Briefwahl angeordnet, übersendet der 
Wahlvorstand den Wahlberechtigten die 
Unterlagen nach Absatz 1 unaufgefordert 
spätestens drei Wochen vor dem Wahltag 
und vermerkt dies entsprechend in der 
Wählerinnenliste.

(4) 	§ 16 Absatz 4 gilt entsprechend.

(5) 	Die beim Wahlvorstand eingehenden 
Freiumschläge sind ungeöffnet und sicher 
vor dem Zugriff Dritter aufzubewahren.

§ 18 

Behandlung der Briefwahlstimmen
(1) Bis zum Ablauf der Frist für die Stimm­
abgabe öffnet der Wahlvorstand in öffent­
licher Sitzung die bis zu diesem Zeitpunkt 
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eingegangenen Freiumschläge und ent­
nimmt ihnen die Wahlumschläge sowie 
die vorgedruckten Erklärungen. Der 
Wahlvorstand vermerkt in der Wählerin­
nenliste, dass die Wählerin an der Brief­
wahl teilgenommen und die vorgedruckte 
Erklärung unterzeichnet hat. Anschlie­
ßend öffnet er die Wahlumschläge, ent­
nimmt ihnen die gefalteten Stimmzettel 
und legt diese ungeprüft in die für den 
jeweiligen Wahlgang vorgesehene Wahl­
urne.

(2) 	Freiumschläge, die nach Ablauf der Frist 
für die Stimmabgabe beim Wahlvorstand 
eingehen, gelten als verspätet. Verspätet 
eingehende Freiumschläge nimmt der 
Wahlvorstand mit einem Vermerk über 
den Zeitpunkt des Eingangs ungeöffnet zu 
den Wahlunterlagen. Die Dienststelle 
vernichtet die ungeöffneten Freiumschlä­
ge einen Monat nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses, wenn die Wahl bis dahin 
nicht angefochten worden ist.

§ 19 

Elektronische Wahl
Hat die Dienststelle eine elektronische 
Wahl angeordnet, hat sie die technischen 
und organisatorischen Abläufe so zu 
regeln, dass die Einhaltung der Wahl­
rechtsgrundsätze (§ 1) gewährleistet ist. 
Für die Wahl soll ein für elektronische 
Wahlen zugelassenes System eingesetzt 
werden.

§ 20 

Stimmenauszählung, Feststellung des 
Wahlergebnisses
(1) 	Unverzüglich nach Ablauf der Frist  
zur Stimmabgabe, im Fall der Briefwahl 
nach Abschluss der Tätigkeiten nach § 18 
Absatz 1, zählt der Wahlvorstand öffentlich 
die Stimmen aus. Dazu öffnet er die Wahl­
urnen, entnimmt ihnen die Stimmzettel 
und prüft deren Gültigkeit. Stimmzettel,  
die der Wahlvorstand durch Beschluss für 
ungültig erklärt hat, sind mit fortlaufenden 
Nummern zu versehen und von den übrigen 
Stimmzetteln gesondert bei den Wahlunter­
lagen aufzubewahren. Anschließend stellt 
der Wahlvorstand das Wahlergebnis fest.

(2) 	Über das Ergebnis jedes Wahlgangs ist 
eine Liste zu erstellen. Die Liste enthält die 
Familien- und Vornamen der Bewerberin­
nen sowie die Zahl der auf sie entfallenen 
Stimmen. Über den Listenplatz der Bewer­
berinnen entscheidet die Stimmenzahl; bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Der Wahlvorstand führt das Losverfahren 
durch.

(3) 	Als Gleichstellungsbeauftragte ist die 
Bewerberin auf dem ersten Listenplatz 
gewählt, wenn auf sie mindestens eine 
Stimme abgegeben wurde. Bei nur einer 
gültigen Bewerbung ist die Bewerberin 
gewählt, wenn sie mehr Ja- als Nein-Stim­
men erhalten hat.

(4) 	Für die Wahl der Stellvertreterinnen 
gilt Absatz 2 entsprechend. Sind zwei 
Stellvertreterinnen zu wählen, sind die 
Bewerberinnen auf den ersten beiden 
Listenplätzen gewählt. Bei drei zu wählen­
den Stellvertreterinnen sind die Bewerbe­
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rinnen auf den ersten drei Listenplätzen 
gewählt.

(5) 	Der Wahlvorstand fertigt über das 
Gesamtergebnis der Wahl eine Nieder­
schrift an, die von den Mitgliedern des 
Wahlvorstandes zu unterzeichnen ist. Die 
Niederschrift muss getrennt nach Wahl­
gang folgende Angaben enthalten:
1. 	 die Zahl der Wahlberechtigten,
2. 	� die Zahl der abgegebenen gültigen und 

ungültigen Stimmzettel,
3. 	� die Liste über das Ergebnis jedes Wahl­

gangs nach Absatz 2 Satz 1,
4. 	� den Familien- und Vornamen, die 

Dienststelle und den Dienstort, die 
Organisationseinheit, die Funktion  
der gewählten Gleichstellungsbeauf­
tragten und der gewählten Stellver­
treterinnen sowie

5.	� besondere Vorfälle bei der Wahl oder bei 
der Feststellung des Wahlergebnisses.

(6)	Der Wahlvorstand gibt das Wahlergeb­
nis in allen Dienststellen, in denen gewählt 
worden ist, schriftlich oder elektronisch 
bekannt und weist auf die Anfechtungs­
frist nach § 21 Absatz 3 des Bundesgleich-
stellungsgesetzes hin.

§ 21 

Benachrichtigung der Bewerberinnen
Der Wahlvorstand benachrichtigt unver­
züglich alle Bewerberinnen schriftlich 
oder elektronisch gegen Empfangsbestäti­
gung über das Wahlergebnis. Der Benach­
richtigung der Gewählten ist ein Hinweis 
auf das Verfahren zur Annahme der Wahl 
und die Folgen einer Nichtannahme (§ 22) 
beizufügen.

§ 22

Annahme der Wahl
(1)	Die Wahl gilt als angenommen, wenn 
die Gewählte dem Wahlvorstand nicht 
innerhalb von drei Arbeitstagen nach 
Zugang der Benachrichtigung über das 
Wahlergebnis erklärt, dass sie die Wahl 
ablehnt.

(2)	Absatz 1 gilt nicht, wenn die Gewählte 
Mitglied einer Personal- oder Schwerbe­
hindertenvertretung oder in ihrem Arbeits­
gebiet mit Personalangelegenheiten befasst 
ist. In diesem Fall ist die Wahl angenom­
men, wenn die Gewählte dem Wahlvor­
stand innerhalb von drei Arbeitstagen 
ausdrücklich erklärt, dass sie die Wahl 
annimmt. Die Erklärung ist nur wirksam, 
wenn ihr beigefügt ist:
1. 	� die Kopie einer Erklärung der Gewähl­

ten darüber, dass sie die Mitgliedschaft 
in einer Personal- oder Schwerbehin­
dertenvertretung mit Wirkung ihrer 
Bestellung niederlegt, oder

2. 	� die Kopie eines an die Dienststelle gerich­
teten Antrags der Gewählten, mit Wir­
kung ihrer Bestellung von der Befassung 
mit Personalangelegenheiten entbunden 
zu werden.

(3)	Lehnt die Gewählte die Wahl ab oder 
nimmt sie die Wahl in den Fällen des 
Absatzes 2 nicht frist- und formgerecht 
ausdrücklich an, tritt an ihre Stelle die 
Bewerberin auf dem folgenden Listenplatz. 
Die Absätze 1 und 2 gelten für die Nach­
rückerin entsprechend. Steht eine Nach­
rückerin nicht zur Verfügung, teilt der 
Wahlvorstand dies unverzüglich der 
Dienststelle mit und gibt es gleichzeitig in 
allen Dienststellen, in denen gewählt 
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worden ist, bekannt. Mitteilung und 
Bekanntgabe haben schriftlich oder 
elektronisch zu erfolgen.

§ 23 

Bekanntgabe der Gewählten und  
Bestellung
(1) 	Sobald die Wahl angenommen ist, teilt 
der Wahlvorstand der Dienststelle die 
Namen der Gewählten mit und gibt sie 
gleichzeitig in allen Dienststellen, in denen 
gewählt worden ist, schriftlich oder elekt­
ronisch bekannt. Nach der Bekanntgabe 
durch den Wahlvorstand und Ablauf der 
Amtszeit der Vorgängerin bestellt die 
Dienststelle unverzüglich die jeweils 
Gewählte zur Gleichstellungsbeauf­
tragten oder zur Stellvertreterin.

(2)	In den Fällen des § 19 Absatz 1 Satz 1 
und 2 und Absatz 4 des Bundesgleichstel­
lungsgesetzes bestellt die Dienststelle die 
Gleichstellungsbeauftragte oder die Stell­
vertreterinnen unverzüglich nach Ablauf 
der Amtszeit der Vorgängerin von Amts 
wegen, wenn
1. 	� innerhalb der Nachfrist nach § 12 

Absatz 1 Satz 1 keine gültige Bewerbung 
eingegangen ist oder

2. 	� keine Nachrückerin zur Verfügung 
steht.

Die Bestellung der Gleichstellungsbe­
auftragten und der Stellvertreterinnen 
bedarf der Zustimmung der zu bestellen­
den Beschäftigten. Der zuvor nach Absatz 1 
oder Absatz 2 Satz 1 bestellten Gleichstel­
lungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, 
einen namentlichen Vorschlag für das Amt 
der Stellvertreterin zu unterbreiten.

(3)	Die Dienststelle bestellt die Stellvertre­
terinnen auch dann von Amts wegen, 
wenn trotz Bestellung einer Stellvertrete­
rin nach Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 Satz 
1 Nummer 2 die nach § 6 Absatz 2 Num­
mer 1 festgelegte Zahl an Stellvertreterin­
nen noch nicht erreicht ist. In diesem Fall 
gilt Absatz 2 Satz 3 entsprechend.

§ 24 

Aufbewahrung der Wahlunterlagen
Die Dienststelle bewahrt die Wahlunterla­
gen, insbesondere die Niederschriften, 
Bekanntmachungen und Stimmzettel, 
mindestens bis zum Ablauf der Anfech­
tungsfrist nach § 21 Absatz 3 des Bundes­
gleichstellungsgesetzes auf. Im Fall der 
Anfechtung bewahrt die Dienststelle die 
Wahlunterlagen bis zum bestands- oder 
rechtskräftigen Abschluss des Anfech­
tungsverfahrens auf. Danach sind die 
Stimmzettel und die Wählerinnenlisten 
unverzüglich zu vernichten.

§ 25 

Auflösung des Wahlvorstandes
Die Amtszeit des Wahlvorstandes endet
1. mit Ablauf der Anfechtungsfrist nach  
§ 21 Absatz 3 des Bundesgleichstellungs­
gesetzes,
2. im Fall einer Anfechtung mit dem 
bestands- oder rechtskräftigen Abschluss 
des Anfechtungsverfahrens oder
3. mit Bekanntgabe, dass im Fall des § 12 
Absatz 3 Nummer 2 für alle zu besetzen­
den Ämter eine Bestellung von Amts 
wegen durch die Dienststelle erfolgt.
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Abschnitt 4
Sonderregelungen, Übergangs­
bestimmungen

§ 26 

Sonderregelungen für den Bundesnach­
richtendienst
Für den Bundesnachrichtendienst gilt 
diese Verordnung mit der Einschränkung, 
dass bei der Erstellung und Aufbewahrung 
der Wahlunterlagen die für den Bundes­
nachrichtendienst geltenden Sicherheits­
bestimmungen zu beachten sind. Die 
Bekanntmachungen sind den Beschäftig­
ten in der im Bundesnachrichtendienst 
üblichen Weise während der Dienststun­
den zugänglich zu machen.

§ 27 

Übergangsbestimmungen
(1)	Wahlverfahren, die nach § 40 Absatz 3 
Satz 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes 
unverzüglich durchgeführt werden müs­
sen, sind innerhalb von vier Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung abzu­
schließen. Die neu gewählten Stellver­
treterinnen werden bis zum Ablauf der 
Amtszeit der amtierenden Gleichstellungs­
beauftragten und Stellvertreterin bestellt.

(2)	Wahlverfahren, deren Wahlausschrei­
ben vor dem 23. Dezember 2015 bekannt 
gegeben worden ist, können fortgeführt 
werden; in diesem Fall ist die Gleichstel­
lungsbeauftragten-Wahlverordnung vom 
6. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3374; 2002 I  
S. 2711) weiter anzuwenden.

(3) 	Wahlverfahren, deren Wahlausschrei­
ben am 22. Dezember 2015 noch nicht 

bekannt gegeben worden ist, sind unver­
züglich nach dieser Verordnung fortzu­
führen. Die Dienststelle informiert den 
Wahlvorstand, dass die Wahl nach dieser 
Verordnung durchzuführen ist. Die Wahl 
ist bis zum 22. April 2016 abzuschließen. 
Die Amtszeiten der amtierenden Gleich­
stellungsbeauftragten, Stellvertreterinnen 
und Vertrauensfrauen enden mit Bestel­
lung der Nachfolgerinnen.

Wesentliche Erläuterungen:
(Die nachfolgenden Formulierungen sind 
im Wesentlichen der Begründung des 
Verordnungsentwurfs der Bundesregie­
rung entnommen.)

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestim­
mungen)
Abschnitt 1 enthält die allgemeinen 
Bestimmungen zur Wahl der Gleichstel­
lungsbeauftragten und ihrer Stellvertrete­
rin oder ihrer Stellvertreterinnen.

Zu § 1 (Wahlrechtsgrundsätze)
Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre 
Stellvertreterinnen werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und gehei­
mer Wahl gewählt. 

Zu § 2 (Wahlberechtigung)
§ 2 regelt das aktive Wahlrecht. Aktiv 
wahlberechtigt sind die weiblichen 
Beschäftigten einer Dienststelle (§ 19 
Absatz 1 Satz 1 BGleiG). Wahlberechtigt 
sind auch teilzeitbeschäftigte Frauen und 
minderjährige weibliche Auszubildende 
sowie Frauen, die beurlaubt oder zu einer 
anderen Dienststelle abgeordnet sind.
Wählen kann nach Absatz 2 nur, wer in  
die Wählerinnenliste eingetragen ist.
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Zu § 3 (Wählbarkeit)
§ 3 regelt die Wählbarkeit, das heißt das 
passive Wahlrecht, und entspricht inhalt­
lich zum Großteil § 3 der früheren Verord­
nung. Im Fall der Abordnung weiblicher 
Beschäftigter von einer Dienststelle 
(Stammdienststelle) zu einer anderen 
Dienststelle gilt, dass bei der aufnehmen­
den Dienststelle kein passives Wahlrecht 
erworben wird.

Vom passiven Wahlrecht sind all jene 
weiblichen Beschäftigten der Dienststelle 
ausgenommen, die vom Wahltag an noch 
länger als drei Monate beurlaubt sind. 
Wenn weibliche Beschäftigte ihren An-
spruch auf Elternzeit nach § 15 des Bun­
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes oder  
§ 1 der Elternzeitverordnung des Bundes 
wahrnehmen und in dieser Zeit im Rah­
men der zulässigen wöchentlichen Arbeits­
zeit in der Dienststelle einer Teilzeitbe­
schäftigung nachgehen, sind sie aber 
grundsätzlich wählbar.

Satz 2 macht weiterhin deutlich, dass vom 
passiven Wahlrecht auch jene Beschäftigte 
ausgeschlossen sind, die vom Wahltag an 
noch länger als drei Monate an eine andere 
Dienststelle abgeordnet sind. Diesen 
Beschäftigten steht bei der Stammdienst­
stelle nur noch das aktive Wahlrecht zu.

Zu § 4 (Fristen für die Wahl)
Absatz 1 ist neu eingefügt und basiert auf  
§ 23 Absatz 1 Halbsatz 2 GleibWV. Er regelt, 
dass die Wahl bei erstmaliger Bestellung 
einer Gleichstellungsbeauftragten und 
ihrer Stellvertreterin oder ihrer Stellver­
treterinnen innerhalb von vier Monaten 
nach Vorliegen der Voraussetzungen des  
§ 19 BGleiG abgeschlossen sein muss. 

Daraus folgt, dass eine Dienststelle, die 
erstmals die Beschäftigtenzahl von regel­
mäßig mindestens 100 erreicht, auch 
erstmals eine Gleichstellungsbeauftragte 
und eine Stellvertreterin – beziehungswei­
se im Fall des § 19 Absatz 4 BGleiG mehrere 
Stellvertreterinnen – zu bestellen hat. 
Diese Pflicht zur Wahl und Bestellung 
greift ab dem Zeitpunkt der (nicht nur 
kurzweiligen) Erreichung der Mindestbe­
schäftigtenzahl von 100 und ist dann 
innerhalb von vier Monaten nach diesem 
Zeitpunkt umzusetzen sowie abzuschlie­
ßen. Das Gleiche gilt, wenn eine Instituti­
on oder Einrichtung mit regelmäßig 
mindestens 100 Beschäftigten erstmalig 
den Status einer „Dienststelle“ im Sinne 
von § 3 Nummer 5 BGleiG erhält. Dies ist 
beispielsweise auch dann der Fall, wenn 
eine neue Dienststelle gegründet wird. 
Nicht von § 4 Absatz 1 erfasst sind dagegen 
die Fälle des § 23 Absatz 1 und 2 BGleiG, 
also Zusammenlegungen, Aufspaltungen 
oder Teilungen von Dienststellen. In 
diesen Fällen gilt keine Viermonatsfrist, 
sondern eine Einjahresfrist, wobei auch 
hier Wahl und Bestellung möglichst 
schnell abgeschlossen werden sollten. 
Ebenfalls nicht erfasst sind Eingliederun­
gen einer Dienststelle in eine andere 
Dienststelle nach § 23 Absatz 3 BGleiG. In 
diesem Fall sind keine Neuwahlen erfor­
derlich.

Absatz 3 nimmt Bezug auf § 22 Absatz 1 
BGleiG und regelt die Wahl der Gleichstel­
lungsbeauftragten im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens oder der nicht nur vorüber­
gehenden Verhinderung der amtierenden 
Gleichstellungsbeauftragten. Im Unter­
schied zur früheren Rechtslage hat eine 
Neuwahl nur noch stattzufinden, wenn die 
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restliche Amtszeit noch mehr als zwei 
Jahre beträgt. Ist dies nicht der Fall, das 
heißt, scheidet die Gleichstellungsbeauf­
tragte beispielsweise ein Jahr vor ihrem 
regulären Amtszeitende aus, findet nach  
§ 22 Absatz 1 Satz 1 BGleiG eine Bestellung 
durch die Dienststelle von Amts wegen 
statt. Klargestellt wird dies mit der neuen 
Formulierung „wenn die restliche Amtszeit 
mehr als zwei Jahre beträgt“.

Absatz 4 nimmt Bezug auf § 22 Absatz 2 
BGleiG und regelt die Wahl der Stellvertre­
terin oder der Stellvertreterinnen im Fall 
des vorzeitigen Ausscheidens oder der 
nicht nur vorübergehenden Verhinderung 
der amtierenden Stellvertreterin bezie­
hungsweise der amtierenden Stellvertrete­
rinnen. Im Unterschied zur früheren 
Rechtslage hat eine Neuwahl der Stellver­
treterin nur noch stattzufinden, wenn die 
restliche Amtszeit noch mehr als zwei 
Jahre beträgt. Ist dies nicht der Fall, das 
heißt, scheidet die Stellvertreterin bei­
spielsweise ein Jahr vor ihrem regulären 
Amtszeitende aus, findet nach § 22 Absatz 
2 BGleiG eine Bestellung durch die Dienst­
stelle von Amts wegen statt.

Absatz 5 nimmt Bezug auf § 22 Absatz 3 
BGleiG und regelt den Fall, dass sowohl  
die Gleichstellungsbeauftragte als auch 
sämtliche Stellvertreterinnen vorzeitig  
aus ihrem Amt ausscheiden oder nicht  
nur vorübergehend verhindert sind. In 
diesem Fall muss die Wahl unverzüglich 
nach dem vorzeitigen Ausscheiden oder 
der Feststellung der nicht nur vorüberge­
henden Verhinderung sowohl der Gleich­
stellungsbeauftragten als auch all ihrer 
Stellvertreterinnen durchgeführt und 
abgeschlossen werden. Das Gleiche gilt, 

wenn nach § 19 Absatz 1 Satz 1 BGleiG nur 
eine Stellvertreterin bestellt wurde.

Zu § 5 (Formen der Stimmabgabe)
§ 5 geht in Teilen auf den früheren § 5 
GleibWV zurück und ist an § 14 SGleibWV 
angepasst worden. Die Vorschrift regelt die 
Formen der Stimmabgabe.

Absatz 1 basiert auf dem früheren Absatz 2 
Satz 1 und erlaubt der Dienststelle (in 
Anlehnung an den früheren Satz 1 der 
Vorschrift) anzuordnen, dass die Stimm­
abgabe ausschließlich durch eine der in 
den §§ 16, 17 und 19 genannten Wahlfor­
men ausgeübt werden darf.

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass die Ermäch­
tigung der Dienststelle zur Anordnung 
ausschließlich einer der in Absatz 1 
genannten Wahlformen auf Dienststellen­
teile oder nachgeordnete oder zugehören­
de Dienststellen beschränkt sein kann. Die 
Regelung ist weiter gefasst als die nach der 
früheren GleibWV, da sie in Anlehnung an 
§ 14 Absatz 2 Satz 3 SGleiBWV nunmehr 
auch nachgeordnete oder zugehörende 
Dienststellen erfasst.

Absatz 1 Satz 3 ist neu eingefügt und regelt, 
dass die Dienststelle bei der Anordnung 
der ausschließlichen Stimmabgabe im 
Wahlraum – wie bereits nach früherer 
Rechtslage – sicherzustellen hat, dass im 
Verhinderungsfall die Möglichkeit besteht, 
auf Antrag per Briefwahl an der Wahl 
teilzunehmen.

Bei der Entscheidung über die Anordnung 
einer bestimmten Stimmabgabe als allei­
nige Form der Stimmabgabe nach § 5 
Absatz 1 ist zwingend § 16 Absatz 5 zu 
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beachten. Daraus folgt, dass die Dienststel­
le die Briefwahl anzuordnen hat, wenn bei 
persönlicher Stimmabgabe im Wahlraum 
mehr als drei Wahlräume bereitgestellt 
werden müssten. Grund ist, dass in diesem 
Fall nicht jeder Wahlraum mit Mitgliedern 
des Wahlvorstandes besetzt werden könn­
te. Will die Dienststelle auf eine persönli­
che Stimmabgabe im Wahlraum nicht 
verzichten, so besteht die Möglichkeit 
sogenannter „fliegender Wahllokale“, die 
zeitlich nacheinander in verschiedenen 
Dienststellen vom Wahlvorstand in glei­
cher personeller Besetzung eingerichtet 
werden.

Absatz 2 regelt die Festlegung der Frist für 
die Stimmabgabe und stellt klar, dass die 
Dienststelle für alle drei der in Absatz 1 
genannten Formen der Stimmabgabe 
dieselbe Frist festzulegen hat. Im Unter­
schied zur früheren Rechtslage (§ 17 Absatz 
1 Satz 1) gilt damit nunmehr auch für die 
Briefwahl dieselbe Frist für die Stimmab­
gabe wie bei der persönlichen Stimmabga­
be im Wahlraum. Der frühere Absatz 3 
entfällt, da sich nunmehr aus dem Wahl­
ausschreiben nach § 10 Absatz 2 Nummer 8 
ergibt, an welchem Tag bei der Briefwahl 
beziehungsweise bis zu welchem Zeit­
punkt bei der elektronischen Wahl die 
Wahl abgeschlossen ist.

Zu Abschnitt 2 (Vorbereitung der Wahl)
Abschnitt 2 enthält die Bestimmungen zur 
Vorbereitung der Wahl.

Zu § 6 (Pflichten der Dienststelle)
Im Unterschied zur früheren Rechtslage 
trägt die Vorschrift nicht mehr die Bezeich­
nung „Bestellung des Wahlvorstandes“, 
sondern die Bezeichnung „Pflichten der 

Dienststelle“. Hierdurch soll verdeutlicht 
werden, dass der Dienststelle im Rahmen 
der Vorbereitung der Wahl eine wichtige 
Rolle zukommt. 

Absatz 1 geht in weiten Teilen auf den 
früheren § 6 zurück. 

In Satz 1 wird eingefügt, dass der Wahlvor­
stand aus Beschäftigten der Dienststelle 
bestellt wird, in der gewählt wird. Er 
vereinheitlicht die Regelung für Wahlvor­
stand und Wahlhelferinnen und Wahlhel­
fer nach § 7 und ist vor allem in den Fällen 
des § 19 Absatz 2 BGleiG relevant. 

Satz 2 entspricht unverändert der früheren 
Vorschrift. 

In Satz 3 wurde eingefügt, dass unter den 
drei zu bestellenden Ersatzmitgliedern 
mindestens zwei Frauen enthalten sein 
sollen. Die Regel für den Wahlvorstand 
muss folgerichtig auch für die Ersatzmit­
glieder gelten. 

Satz 4 wurde neu eingefügt. Geregelt wird 
der Fall, dass ein Ersatzmitglied nachrückt, 
wenn ein Mitglied des Wahlvorstandes 
verhindert ist. 

Nach Satz 5 entscheidet der Wahlvorstand, 
in welcher Reihenfolge die Ersatzmitglie­
der nachrücken. Satz 6 stellt ferner klar, 
dass die Mitglieder des Wahlvorstandes, 
soweit erforderlich, für die Durchführung 
der Wahl von ihren dienstlichen Aufgaben 
freizustellen sind. 

Absatz 2 ist neu und regelt die Mitteilungs­
pflichten der Dienststelle. Nach Nummer 1 
hat die Dienststelle dem Wahlvorstand 
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mitzuteilen, wie viele Stellvertreterinnen 
zu bestellen sind. Nach § 19 Absatz BGleiG 
sind in „Dienststellen mit großen Zustän­
digkeits- oder komplexen Aufgabenberei­
chen“ bis zu drei Stellvertreterinnen zu 
wählen. Ob es sich um eine Dienststelle 
mit großem Aufgabenbereich handelt, 
entscheidet die Dienststelle nach pflichtge­
mäßem Ermessen selbst. Dies gilt auch für 
die Frage, wie viele Stellvertreterinnen die 
Dienstelle einsetzen möchte. Nach der 
amtlichen Gesetzesbegründung sind 
Dienststellen mit großen Zuständigkeits­
bereichen insbesondere solche, deren 
örtliche Zuständigkeit sich über zwei oder 
mehrere Bundesländer oder sogar über das 
gesamte Bundesgebiet erstreckt, sowie all 
jene Dienststellen mit einer sehr hohen 
Beschäftigtenzahl (zum Beispiel mehrere 
Tausend Beschäftigte). Charakteristisch 
für Dienststellen mit komplexen Aufga­
benbereichen ist die Vielzahl und Vielfalt 
quer-, aber auch hierarchisch vernetzter 
Dienststellen des ihnen zugeordneten 
nachgeordneten Bereichs. Die verschie­
densten Arten an Aufgaben, Zielen und 
Projekten dieser Dienststellen führen zu 
einem – kaum noch in der Gesamtheit 
erfassbaren – Spektrum, so dass eine 
Aufgabenteilung nicht nur sinnvoll, son­
dern allein zielführend ist.

Nummer 2 schreibt vor, dass mitzuteilen 
ist, ob und wenn ja, wie von der Möglich­
keit in § 5 Absatz 2, das heißt von der 
Möglichkeit der ausschließlichen Brief­
wahl oder der ausschließlichen elektroni­
schen Wahl, Gebrauch gemacht wird und 
ob die Anordnung auf Dienststellenteile 
oder nachgeordnete oder zugehörende 
Dienststellen beschränkt ist. Diese Infor­
mationen sind von besonderer Wichtigkeit 

für die weitere Planung und Durchfüh­
rung der Wahl durch den Wahlvorstand, 
beispielsweise für die Erstellung des 
Wahlausschreibens.

Nach Absatz 3 Satz 2 sind im Unterschied 
zur alten Rechtslage bei Namensgleichheit 
nicht mehr nur Organisationseinheit 
(früher: Arbeitseinheit) und Funktion der 
Wählerinnen anzugeben, sondern auch, 
welcher Dienststelle die Beschäftigten 
angehören und an welchem Dienstort sie 
tätig sind. Die Angabe der Dienststelle ist 
insbesondere im Fall der Anwendung von  
§ 19 Absatz 3 BGleiG von Bedeutung, wenn 
Beschäftigte einer anderen Dienststelle 
sich an der Wahl der Gleichstellungsbeauf­
tragten und ihrer Stellvertreterin in der 
eigenen Dienststelle beteiligen. Die Angabe 
des Dienstortes dient der Vervollständi­
gung der Angaben und spielt insbesondere 
eine Rolle, wenn Dienststellen über meh­
rere Orte verteilt sind wie beispielsweise 
die Bundesministerien.

Absatz 3 Satz 3 wurde neu eingefügt und 
regelt, dass die Dienststelle den Wahlvor­
stand bis zum Wahltag unverzüglich über 
Änderungen der Liste zu informieren hat. 

Neu ist auf Grund datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen Satz 4. Danach hat die 
Dienststelle sicherzustellen, dass bis zur 
Veröffentlichung nur der Wahlvorstand 
und von ihm benannte Hilfspersonen 
Einsicht in die Liste erlangen.

Ein neu eingefügter Absatz 4 beinhaltet die 
Unterstützungspflichten der Dienststelle.

Nach Satz 2 hat die Dienststelle dem 
Wahlvorstand im Rahmen ihrer Unter­
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stützungsfunktion insbesondere notwen­
dige Unterlagen zur Verfügung zu stellen 
und erforderliche Auskünfte zu erteilen.

Gemäß Satz 3 hat die Dienststelle dem 
Wahlvorstand für die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl die notwendige 
personelle, räumliche und sachliche 
Ausstattung zur Verfügung zu stellen.

Zu § 7 (Wahlvorstand)
§ 7 beschreibt die Funktion und Arbeit des 
Wahlvorstandes, dessen konkrete Aufga­
ben sich aus den §§ 6 ff. ergeben.

Die Sätze 1 bis 4 entsprechen inhaltlich 
weitgehend denen der früheren Vorschrift. 

Ein neu angefügter Satz 5 regelt, dass die 
Wahlhelferinnen und Wahlhelfer, soweit 
erforderlich, für die Durchführung der 
Wahl von ihren dienstlichen Aufgaben 
freizustellen sind. § 6 Absatz 1 Satz 5 gilt 
insofern für die Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfer entsprechend. 

In Satz 6 wurde neu eingefügt, dass der 
Wahlvorstand nach Abstimmung mit der 
oder dem zuständigen Vorgesetzten 
Beschäftigte der Dienststelle als Wahlhel­
ferinnen oder Wahlhelfer bestellen kann. 
Hierdurch soll sichergestellt werden, dass 
der Arbeitsablauf der Dienststelle so wenig 
wie möglich beeinträchtigt wird, da die 
Wahlhelferinnen und Wahlhelfer von 
ihren dienstlichen Aufgaben freigestellt 
werden. Zudem erfolgt die Bestellung zur 
Wahlhelferin oder zum Wahlhelfer einver­
nehmlich mit den zu bestellenden 
Beschäftigten. 

Zu § 8 (Wählerinnenliste)
Die Wählerinnenliste ist nach Absatz 1 
Satz 3 schriftlich oder elektronisch 
bekannt zu geben. Eine Übermittlung der 
Wählerinnenliste per E-Mail oder Compu­
terfax ist ausreichend, um das Erfordernis 
zu erfüllen. Das Wählerinnenverzeichnis 
kann demzufolge auch weiterhin durch 
Aushang bekannt gegeben werden. Die Art 
der Bekanntgabe legt der Wahlvorstand 
nach pflichtgemäßem Ermessen selbst fest. 
Sichergestellt sein muss lediglich, dass jede 
Beschäftigte die Möglichkeit erhält, 
Kenntnis von der Wählerinnenliste zu 
erlangen. Im Unterschied zur alten Rechts­
lage verlangt die neue Verordnung aus­
drücklich, dass die Bekanntgabe nicht nur 
in der Dienststelle selbst, sondern in allen 
Dienststellen zu erfolgen hat, in denen 
gewählt wird, also zum Beispiel auch in 
örtlich weit entfernten Dienststellenteilen.

Satz 3 stellt klar, dass die Bekanntgabe der 
Wählerinnenliste an dem Tag zu erfolgen 
hat, an dem auch das Wahlausschreiben 
erlassen wird. Nach früherer Rechtslage 
musste die Bekanntgabe spätestens bis zu 
diesem Zeitpunkt erfolgt sein. 

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen die 
Wählerinnenliste bis zum Ende der 
Stimmabgabe zu berichtigen oder zu 
ergänzen ist. Hierzu zählen Schreibfehler 
und andere offenbare Unrichtigkeiten 
(Nummer 1), zulässige und begründete 
Einsprüche (Nummer 2) sowie der Eintritt 
oder das Ausscheiden einer Wahlberech­
tigten in die beziehungsweise aus der 
Dienststelle (Nummer 3). Ein Ermessen zur 
Berichtigung oder Ergänzung besteht 
künftig nicht mehr.
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Zu § 9 (Einspruch gegen die Wählerinnenliste)
§ 9 regelt das Einspruchsrecht gegen die 
Wählerinnenliste.

Zu § 10 (Wahlausschreiben)
§ 10 regelt Inhalt, Aufbau und Bekannt­
gabe des Wahlausschreibens. 

Nach Absatz 1 erlässt der Wahlvorstand ein 
Wahlausschreiben, das mindestens zwei 
Mitglieder des Wahlvorstandes unter­
schreiben. Der Wahlvorstand hat das 
Wahlausschreiben am Tag seines Erlasses 
in allen Dienststellen, in denen gewählt 
wird, schriftlich oder elektronisch bekannt 
zu geben. Über die Form der Bekanntgabe 
entscheidet der Wahlvorstand. 

Absatz 2 regelt, welche Mindestangaben das 
Wahlausschreiben zu enthalten hat. Hierzu 
zählen der Ort und Tag seines Erlasses (Num­
mer 1), Familien- und Vornamen, Dienststel­
le und Dienstort sowie Organisationseinheit 
und Kontaktdaten der Mitglieder des Wahl­
vorstandes einschließlich der Ersatzmitglie­
der (Nummer 2), der Ort der Bekanntgabe 
der Wählerinnenliste, wenn diese nicht 
zusammen mit dem Wahlausschreiben 
bekannt gegeben wird (Nummer 3), die Frist 
für die Einlegung von Einsprüchen gegen die 
Wählerinnenliste (Nummer 4), der Aufruf, 
sich für das Amt der Gleichstellungsbeauf­
tragten oder das Amt einer Stellvertreterin 
zu bewerben (Nummer 5), die Frist für die 
Bewerbung (Nummer 6), die Zahl der zu 
bestellenden Stellvertreterinnen (Nummer 
7), der Wahltag einschließlich Ort und 
Zeitraum der Stimmabgabe (Nummer 8) 
sowie Ort und Zeit der öffentlichen Sitzung 
des Wahlvorstandes für die Stimmenauszäh­
lung und die endgültige Feststellung des 
Wahlergebnisses (Nummer 9).

Nach Absatz 2 Nummer 2 hat das Wahl­
ausschreiben nicht mehr Namen und 
Anschrift der Mitglieder des Wahlvorstan­
des, sondern Familien- und Vornamen 
sowie Dienststelle, Dienstort und Organi­
sationseinheit zu enthalten. Dies dient der 
Klarstellung und ist insbesondere im Fall 
des § 19 Absatz 3 BGleiG von großer Bedeu­
tung. Die Wählerinnen erhalten hierdurch 
Kenntnis darüber, ob die Mitglieder des 
Wahlvorstandes beispielsweise einer 
anderen Dienststelle angehören, deren 
weibliche Beschäftigte sich an der Wahl  
der Gleichstellungsbeauftragten und der 
Stellvertreterinnen beteiligen. Nach Num­
mer 2 ist nicht mehr erforderlich, den Tag 
der Bekanntgabe der Wählerinnenliste auf­
zuführen, da dies künftig derselbe Tag ist, 
an dem auch das Wahlausschreiben veröf­
fentlicht wird. Nummer 3 stellt zudem klar, 
dass nur dann der Ort der Bekanntgabe der 
Wählerinnenliste anzugeben ist, wenn die 
Bekanntgabe nicht zusammen mit dem 
Wahlausschreiben den Wahlberechtigten 
zugeht, also beispielsweise nicht im Rah­
men eines Briefes, der beides beinhaltet. 
Nummer 7 wurde in Folge von § 19 Absatz 
4 BGleiG neu eingefügt wurde. Die Wähle­
rinnen erhalten hierdurch bereits zu einem 
frühen Zeitpunkt Kenntnis darüber, ob nur 
eine Stellvertreterin zu wählen ist oder 
zwei oder drei Stellvertreterinnen zu 
wählen sind. Nummer 8 gilt – wie bereits 
nach früherer Rechtslage – für alle drei der 
in § 5 Absatz 1 genannten Formen der 
Stimmabgabe.

Absatz 3 regelt, worauf im Wahlausschrei­
ben hinzuweisen ist. 
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Im Wahlausschreiben ist insbesondere 
darauf hinzuweisen, welche Beschäftigten 
wahlberechtigt und wählbar sind (Num­
mer 1), dass die Gleichstellungsbeauftragte 
und ihre Stellvertreterin in getrennten 
Wahlgängen gewählt werden (Nummer 2), 
dass sich aus den Bewerbungen eindeutig 
ergeben muss, ob für das Amt der Gleich­
stellungsbeauftragten oder das Amt der 
Stellvertreterin kandidiert wird (Nummer 3), 
dass Einsprüche gegen die Richtigkeit der 
Wählerinnenliste nur innerhalb von zwei 
Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens 
schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt 
werden können und zu begründen sind 
(Nummer 4), dass rechtzeitig die Informa­
tionen zu den gültigen Bewerbungen 
schriftlich oder elektronisch bekannt 
gegeben werden (Nummer 5), dass jede 
Wahlberechtigte in jedem Wahlgang nur 
eine Stimme hat (Nummer 6), dass im Fall 
einer Behinderung für die Stimmabgabe 
eine Vertrauensperson hinzugezogen 
werden kann (Nummer 7), dass die Stimm­
abgabe auf Antrag durch Briefwahl erfol­
gen kann und die Wahlunterlagen hierfür 
vollständig und noch vor Ablauf der Frist 
beim Wahlvorstand eingegangen sein 
müssen (Nummer 8) sowie, ob die Dienst­
stelle nach § 5 ausschließlich die Briefwahl 
oder die elektronische Wahl angeordnet 
hat und ob die Anordnung auf Dienststel­
lenteile oder nachgeordnete oder zugehö­
rende Dienststellen beschränkt ist (Num­
mer 9).

Absatz 3 Nummer 3 stellt mit dem Wort 
„eindeutig“ klar, dass sich aus Bewerbun­
gen zweifelsfrei ergeben muss, ob diese für 
das Amt der Gleichstellungsbeauftragten 
oder das Amt einer Stellvertreterin erfol­
gen.

Absatz 3 Nummer 7 wurde neu eingefügt, 
um auf die Unterstützungsmöglichkeiten 
hinzuweisen, die Beschäftigte mit Behin­
derungen in Anspruch nehmen können  
(§ 16 Absatz 4). Von dieser Möglichkeit 
können sowohl Schwerbehinderte als auch 
diesen gleichgestellte Personen Gebrauch 
machen.

Nach Absatz 3 Nummer 9 ist auch anzuge­
ben, ob die Anordnung der Briefwahl oder 
der elektronischen Wahl auf Dienststellen­
teile oder nachgeordnete oder zugehören­
de Dienststellen beschränkt ist.

Zu § 11 (Bewerbung)
§ 11 regelt die Bewerbung. Jede Beschäftig­
te der Dienststelle, die wählbar ist, kann 
sich entweder für das Amt der Gleichstel­
lungsbeauftragten oder für das Amt einer 
Stellvertreterin bewerben (Absatz 1).

Zu Absatz 2: Aus der Bewerbung müssen 
der Familien- und Vorname, die Dienst­
stelle und der Dienstort, die Organisati­
onseinheit sowie die Funktion der Bewer­
berin hervorgehen müssen. Wie nach 
früherer Rechtslage hat die Bewerbung 
weiterhin schriftlich zu erfolgen. Das 
bedeutet auch, dass sie eigenhändig zu 
unterzeichnen ist. Eine Bewerbung per 
E-Mail genügt demnach nicht – unab­
hängig davon, ob eine elektronische 
Signatur verwendet wird. Diese Regelung 
soll dem besonderen Schutzbedürfnis der 
Bewerberinnen Rechnung tragen. Da die 
Bewerbung für das Amt der Gleichstel­
lungsbeauftragten oder das Amt der 
Stellvertreterin von persönlicher Natur  
ist, muss sichergestellt werden, dass die 
Erklärung auch tatsächlich inhaltlich von 
der Ausstellerin herrührt. Dem kann nur 
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durch Schriftform hinreichend genüge 
getan werden.

In Satz 2 wird klargestellt, dass die Bewer­
bung dem Wahlvorstand innerhalb von 
zwei Wochen nach Erlass des Wahlaus­
schreibens vorliegen muss. Die Vorschrift 
geht auf § 11 Satz 2 der früheren Verord­
nung zurück, wurde jedoch sprachlich 
leicht überarbeitet.

Satz 3 Nummer 1 stellt klar, dass sich aus 
der Bewerbung eindeutig ergeben muss,  
ob die Beschäftigte sich für das Amt der 
Gleichstellungsbeauftragten oder für das 
Amt einer Stellvertreterin bewirbt. 

Nach Satz 3 Nummer 2 ist anzugeben, ob 
die Bewerberin Mitglied einer Personal­
vertretung oder Mitglied einer Schwerbe­
hindertenvertretung ist. Es handelt sich 
um notwendige eine Folgeänderung auf 
Grund von § 20 Absatz 1 Satz 2 BGleiG. Als 
Personalvertretung gilt auch die Jugend- 
oder Auszubildendenvertretung. Diese ist 
nach dem Bundespersonalvertretungsge­
setz (BPersVG) ebenfalls mit Personalange­
legenheiten befasst und hat Einblick in die 
Personalakten. Weiterhin ist von der 
Bewerberin anzugeben, ob sie in ihrem 
Arbeitsgebiet mit Personalangelegenheiten 
befasst ist.

In Absatz 2 Satz 4 bis 6 ist festgelegt, dass 
Bewerbungen, die die Vorgaben nach den 
Sätzen 1 bis 3 nicht erfüllen, ungütig sind. 
Die Vorschrift wurde aufgenommen, weil es 
in der Vergangenheit häufig unzulässige 
Doppelkandidaturen, das heißt gleichzeiti­
ge Bewerbungen für das Amt der Gleich­
stellungsbeauftragten und das der Stell­
vertreterin, gegeben hat. Soweit die 

Bewerbungsfrist noch nicht abgelaufen ist, 
hat der Wahlvorstand die Absenderinnen 
der ungültigen Bewerbungen nach Satz 4  
zu informieren und sie aufzufordern, eine 
gültige Bewerbung nachzureichen. In 
diesem Zusammenhang ist es ratsam, auch 
auf den Inhalt der Stimmzettel nach § 14 
Absatz 2 hinzuweisen. Nach Satz 5 kann die 
Bewerberin ihre Bewerbung noch nachbes­
sern, wenn Sie die Frist in Satz 2 einhält. Ist 
die Bewerbungsfrist abgelaufen oder rei­
chen die Bewerberinnen keine gültige 
Bewerbung nach, sind diese Bewerbungen 
nicht auf dem Stimmzettel aufzuführen.

Zu § 12 (Nachfrist für Bewerbungen)
§ 12 regelt den Fall, dass nach Ablauf der 
Bewerbungsfrist keine gültige Bewerbung 
für das Amt der Gleichstellungsbeauftrag­
ten oder das Amt der Stellvertreterin 
eingegangen ist. 

Nach Absatz 1 ist dies in allen Dienststel­
len, in denen gewählt wird bekannt zu 
geben und eine Nachfrist von einer Woche 
für die Einreichung von Bewerbungen zu 
setzen. 

Nach Absatz 2 gelten die Vorgaben für das 
Amt der Gleichstellungsbeauftragten auch 
für das Amt einer Stellvertreterin. Eine 
Nachfrist findet im Fall des § 19 Absatz 4 
BGleiG allerdings nur dann statt, wenn 
keine Bewerbung eingegangen ist, nicht 
aber, wenn zwar eine Bewerbung einge­
gangen ist, aber nicht die erforderliche 
Zahl. In diesem letzten Fall wird trotzdem 
eine Wahl durchgeführt, nur für die zweite 
(beziehungsweise für die zweite und dritte) 
Stellvertreterin findet nach Absatz 3 eine 
Bestellung von Amts wegen durch die 
Dienststelle statt.
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Absatz 3 regelt die Fälle, dass entweder für 
das Amt der Gleichstellungsbeauftragten 
oder das Amt einer Stellvertreterin bezie­
hungsweise für beide Ämter keine gültigen 
Bewerbungen eingegangen sind. In diesen 
Fällen ist bekannt zu geben, dass nach 
Nummer 1 der betreffende Wahlgang 
nicht stattfindet und nach Nummer 2 für 
diesen Wahlgang eine Bestellung von Amts 
wegen durch die Dienststelle (nach § 20 
Absatz 2 oder Absatz 3 BGleiG) erfolgt. 
Liegt zumindest für den Wahlgang der 
Gleichstellungsbeauftragten mindestens 
eine Bewerbung vor, findet für diesen 
Wahlgang eine Wahl statt. Lediglich das 
Amt einer Stellvertreterin wird von Amts 
wegen durch die Dienststelle bestellt. 
Gleiches gilt im umgekehrten Fall, wenn 
nur für das Amt einer Stellvertreterin min­
destens eine Bewerbung vorliegt. Die 
Bekanntgabe hat in allen Dienststellen, in 
denen gewählt wird, schriftlich oder 
elektronisch zu erfolgen.

Zu § 13 (Bekanntgabe der Bewerbungen)
§ 13 regelt die Bekanntgabe der Bewerbun­
gen für das Amt der Gleichstellungsbeauf­
tragten und das Amt der Stellvertreterin. 

Unverzüglich bekannt zu geben ist nach 
Satz 1 Nummer 1 die Zahl der gültigen und 
der ungültigen Bewerbungen.

Nach Satz 1 Nummer 2 sind in der Bekannt­
gabe zudem die in § 11 Absatz 2 Satz 1 und 
Satz 3 Nummer 1 geforderten Angaben 
hinsichtlich der gültigen Bewerbungen zu 
machen. Hierzu zählen der Familien- und 
Vorname, die Dienststelle und der Dienst­
ort, die Organisationseinheit sowie die 
Funktion der weiblichen Beschäftigten,  
die eine gültige Bewerbung abgegeben 

haben. Die Neuregelung in Nummer 2 
sorgt für mehr Transparenz und trägt  
vor allem dem Umstand Rechnung, dass  
es nach § 19 Absatz 2 BGleiG Dienststellen 
gibt, deren weibliche Beschäftigte sich an 
der Wahl der Gleichstellungsbeauftragten 
und einer Stellvertreterin in anderen 
Dienststellen beteiligen. Satz 1 gilt sowohl 
in Bezug auf die Bewerbungen für das Amt 
der Gleichstellungsbeauftragten wie auch 
für das der Stellvertreterin.

Satz 2 regelt in Anlehnung an alle anderen 
Vorschriften, die eine Bekanntgabe betref­
fen, dass die Bekanntgabe nach Satz 1 in 
allen Dienststellen, in denen gewählt wird, 
schriftlich oder elektronisch zu erfolgen 
hat. Der Wahlvorstand entscheidet über 
die Form der Bekanntgabe. Es wird auf die 
Ausführungen zu § 8 Absatz 1 Satz 2 
verwiesen.

Zu § 14 (Form und Inhalt der Stimmzettel) 
§ 14 enthält alle wichtigen Informationen, 
die Form und Inhalt der Stimmzettel 
betreffen und die zuvor im Wesentlichen 
in § 14 Absatz 2 der vorigen Wahlverord­
nung geregelt waren. Vorgaben zur Be-
schaffenheit der Wahlumschläge sind in  
§ 14 – im Unterschied zur früheren Rechts­
lage – nicht mehr enthalten. Das heißt, 
dass für die persönliche Stimmabgabe im 
Wahlraum künftig keine Wahlumschläge 
mehr notwendig sind. Wird der Stimmzet­
tel im Fall der persönlichen Stimmabgabe 
im Wahlraum ohne Wahlumschlag abge­
geben, führt dies nach § 15 Absatz 3 Num­
mer 4 nicht (mehr) zur Ungültigkeit der 
Stimmabgabe.
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Absatz 1 Satz 1 trifft die Bestimmung, dass 
für jeden Wahlgang ein eigener Stimmzet­
tel vorzusehen ist.

Die Stimmzettel müssen nach Absatz 1 
Satz 2 für den jeweiligen Wahlgang in 
Größe, Farbe, Beschaffenheit und 
Beschriftung identisch sein und sich 
farblich von denen des jeweils anderen 
Wahlgangs deutlich unterscheiden. Mit 
dieser Vorgabe sollen Fehler bei der Stimm­
auszählung vermieden werden. 

Absatz 1 Satz 3 wurde neu eingefügt und 
soll das die Wahlgeheimnis gewährleisten. 
Absatz 2 regelt die Inhalte der Stimmzettel. 
Der Wahlvorstand ist verpflichtet, auf den 
Stimmzettel künftig nur noch die gültigen 
Bewerbungen nach § 11 aufzunehmen.

Für den Fall, dass sich mehrere Beschäftig­
te um das Amt der Gleichstellungsbeauf­
tragten beworben haben, regelt § 14 Absatz 
2 Satz 1, dass die Bewerberinnen in alpha­
betischer Reihenfolge unter Angabe von 
Familien- und Vornamen, Dienststelle und 
Dienstort, Organisationseinheit sowie 
Funktion aufzuführen sind. Die Informati­
onen sollen den Wählerinnen die Stimm­
abgabe erleichtert werden. Liegt für einen 
Wahlgang nur eine gültige Bewerbung vor, 
so sind auf dem Stimmzettel unter oder 
neben den Angaben zur Person der Bewer­
berin ein Ja- und ein Nein-Feld vorzuse­
hen. Dadurch ist weiterhin gewährleistet, 
dass die Bewerberin nicht mangels Mitbe­
werberinnen gewählt werden muss, son­
dern auch abgelehnt werden kann. Ungül­
tige Bewerbungen finden keinen Eingang 
auf den Stimmzettel.

Absatz 3 bestimmt, dass die Vorgaben des 
Absatzes 2 auch für die Wahl der Stellver­
treterin gelten – unabhängig davon, wie 
viele Stellvertreterinnen bestellt werden. 

Zu Abschnitt 3 (Durchführung der Wahl)
Abschnitt 3 regelt die Durchführung der 
Wahl.

Zu § 15 (Ausübung des Wahlrechts)
§ 15 fasst die Informationen zur Ausübung 
des Wahlrechts und die Regelungen zur 
Ungültigkeit von Stimmen zusammen. Die 
Vorgaben gelten für alle Formen der Wahl 
nach § 5. 

Die Vorgabe des Absatzes 1, dass jede 
Wählerin für jeden Wahlgang nur eine 
Stimme hat, gilt unabhängig davon, wie 
viele Beschäftigte sich für das jeweilige 
Amt beworben haben oder wie viele 
Stellvertreterinnen im Fall von § 19 Absatz 
4 BGleiG zu bestellen sind. 

Liegt für einen Wahlgang nur eine Bewer­
bung vor, so wird nach Absatz 2 die Stim­
me zugunsten der einzigen Bewerberin 
durch Ankreuzen des Ja-Feldes abgegeben; 
die Ablehnung der Bewerberin erfolgt 
durch Ankreuzen des Nein-Feldes. 

Absatz 3 regelt die Ungültigkeit der 
Stimmabgabe. Statt des Begriffs „Stimm­
zettel“ wird die Bezeichnung „Stimmabga­
be für den Wahlgang“ verwendet. Dies 
verdeutlicht, dass sich die Ungültigkeit 
auch nur auf einen Wahlgang beziehen 
kann und ein ungültiger Stimmzettel 
nicht automatisch dazu führt, dass die 
gesamte Stimmabgabe (also die Stimmab­
gaben für beide Ämter) ungültig ist. Num­
mer 4 stellt klar, dass im Rahmen der 
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Briefwahl ein Stimmzettel, der ohne 
Wahlumschlag abgegeben wird, zur 
Ungültigkeit der Stimmabgabe für den 
betreffenden Wahlgang führt. Von Num­
mer 4 wird nicht die Stimmabgabe im 
Wahlraum erfasst, da bei dieser nach § 14 
Absatz 1 Satz 1 fortan keine Wahlum-
schläge mehr zu verwenden sind. Es wird 
auf die Ausführungen zu § 14 verwiesen. 
Die Stimmabgabe ist auch dann gültig, 
wenn die Wählerin versehentlich Ort und 
Datum oder beide Angaben nicht abge-
geben hat. Die Unterschrift reicht zur 
Bestätigung, dass die Wählerin ordnungs­
gemäß gewählt hat und ihre Stimme 
abgeben wollte.

Zu § 16 (Stimmabgabe im Wahlraum)
§ 16 beinhaltet die Vorgaben für die 
Stimmabgabe im Wahlraum. 

Absatz 1 verpflichtet den Wahlvorstand, 
Vorkehrungen zu treffen, damit die Wäh­
lerin ihre Stimmen im Wahlraum unter 
Wahrung des Wahlgeheimnisses abgeben 
kann.

Absatz 2 regelt alle Vorgaben zu den Wahl­
urnen: 

Nach Satz 1 sind für jeden Wahlgang 
unterschiedliche Wahlurnen zu verwen­
den, die verschlossen sein müssen. Satz 2 
regelt, dass sich die Wahlurne für die Wahl 
der Gleichstellungsbeauftragten deutlich 
von der Wahlurne für die Wahl der Stell­
vertreterin (beziehungsweise der Stellver­
treterinnen) unterscheiden muss. Dies 
kann zum Beispiel dadurch geschehen, 
dass die Wahlurnen erkennbar unter-
schiedlich beschriftet werden oder unter­
schiedliche Farben haben, die den Farben 

der jeweiligen Stimmzettel entsprechen.
Wahlurnen müssen nach Satz 3 so beschaf­
fen sein, dass die Wahrung des Wahlge­
heimnisses (entsprechend Absatz 1) sicher­
gestellt ist und die eingeworfenen 
Stimmzettel nicht entnommen werden 
können, ohne die Wahlurne zu öffnen.

Nach Satz 4 hat sich der Wahlvorstand vor 
Beginn der Wahl von dem ordnungsgemä­
ßen Zustand der Wahlurnen zu überzeu­
gen, in dem er prüft, ob die Wahlurnen leer 
sind. Im Anschluss daran muss der Wahl­
vorstand die Wahlurnen verschließen.

Das Verfahren und den Abschluss des 
Wahlvorganges bei der persönlichen 
Stimmabgabe im Wahlraum regelt  
Absatz 3. Danach prüft ein Mitglied des 
Wahlvorstandes zunächst, ob die Wählerin 
wahlberechtigt (also in der Wählerinnen­
liste eingetragen) ist. Ist dies der Fall, kenn­
zeichnet die Wählerin im Anschluss daran 
unbeobachtet die Stimmzettel, faltet sie 
und wirft sie in die entsprechenden Wahl-
urnen. Im Unterschied zur früheren Rechts­
lage werden die Stimmzettel ohne Wahl­
umschlag in die Wahlurnen eingeworfen 
(vgl. Erläuterungen zu § 14 – erster Absatz 
– und zu § 15 – letzter Absatz). Anschlie­
ßend vermerkt das Mitglied des Wahlvor­
standes die Stimmabgabe in der Wählerin­
nenliste. So ist ein Abgleich der tatsächlich 
abgegebenen Stimmen mit der Zahl der 
ausgezählten Stimmen möglich. 

Absatz 4 regelt Zulässigkeit sowie Art und 
Weise der Unterstützung einer Wählerin, 
die wegen einer Behinderung Hilfe bei der 
Stimmabgabe, zum Beispiel beim Lesen 
oder beim Schreiben, benötigt:
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Nach Satz 1 darf eine Wählerin, die auf 
Grund einer Behinderung in ihrer Stimm­
abgabe beeinträchtigt ist, eine Vertrauens­
person mit deren Einverständnis bestim­
men, die die Wählerin bei der Stimmabgabe 
unterstützt.

Im Satz 2 wird die Pflicht der betreffenden 
Wählerin konkretisiert, den Wahlvorstand 
über die Inanspruchnahme einer Hilfsper­
son zu informieren, dahingehend, dass sie 
nunmehr auch den Namen der Vertrauens­
person mitteilen muss. Auf diese Weise 
sollen Verfahrensfehler oder andere 
Unstimmigkeiten vermieden werden.

Satz 3 bestimmt, dass die Unterstützung 
der Vertrauensperson auf die Erfüllung der 
Anweisungen der Wählerin zur Stimmab­
gabe beschränkt ist. Die Vertrauensperson 
ist zur Geheimhaltung verpflichtet. Ein­
zelheiten ergeben sich aus Satz 4. Mitglie­
der des Wahlvorstandes, Wahlhelferinnen, 
Wahlhelfer und Bewerberinnen dürfen 
nicht zur Vertrauensperson bestimmt 
werden.

In Absatz 5 wird die Anwesenheitspflicht 
des Wahlvorstandes in einem geöffneten 
Wahlraum geregelt. Daraus folgt, dass die 
Dienststelle nach § 5 Absatz 2 die aus­
schließliche Briefwahl anzuordnen hat, 
wenn gleichzeitig mehr als drei Wahlräu­
me bereit gestellt werden müssen, da in 
diesem Fall nicht jeder Wahlraum mit 
ausreichend Mitgliedern des Wahlvorstan­
des besetzt werden kann. Will die Dienst­
stelle allerdings auf eine persönliche 
Stimmabgabe im Wahlraum nicht verzich­
ten, so besteht die Möglichkeit sogenann­
ter „fliegender Wahllokale“, die zeitlich 
nacheinander in verschiedenen Dienststel­

len vom Wahlvorstand in gleicher perso­
neller Besetzung eingerichtet werden.
Absatz 6 betrifft die Versiegelung der 
Wahlurnen.

Zu § 17 (Briefwahl)
§ 17 beinhaltet die Vorgaben für die Brief­
wahl. 

Absatz 1 regelt, welche Unterlagen der 
Wählerin auszuhändigen sind, wenn diese 
durch Briefwahl ihre Stimmen abgibt. 
Dazu gehören das Wahlausschreiben, 
Wahlumschläge, Stimmzettel und eine 
vorgedruckte Erklärung zur Vornahme der 
Wahl.

Für die bei der Briefwahl zu verwendenden 
Wahlumschläge gelten die Vorgaben aus  
§ 14 Absatz 1 entsprechend. Das heißt, dass 
die Wahlumschläge die gleichen Forman­
forderungen erfüllen müssen wie die 
Stimmzettel. Bei Freiumschlägen kann auf 
die Angabe des Namens und der Anschrift 
der Absenderin verzichtet werden, da die 
Unterlagen für die Briefwahl in der Regel 
mit der Dienstpost versendet werden. Die 
bisherig notwendige Briefaufschrift 
„Schriftliche Stimmabgabe“ ist zudem 
durch die Aufschrift „Briefwahl“ zu erset­
zen. Der Wahlberechtigten ist das Merk­
blatt „Hinweise zur Stimmabgabe bei einer 
Briefwahl“ auszuhändigen oder zu über­
senden. Der Wahlvorstand vermerkt die 
Aushändigung oder Übersendung der 
Unterlagen in der Wählerinnenliste.

Absatz 2 enthält konkrete Regelungen zum 
Merkblatt und in welcher Weise die Wäh­
lerin ihre Stimme abzugeben hat. Die 
Vorschrift richtet sich somit nicht mehr 
ausdrücklich an die Wählerin selbst, 
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sondern mit den Hinweispflichten vor 
allem auch an den Wahlvorstand. In Satz 1 
Nummer 1 wird zudem eine inhaltliche 
Klarstellung dahingehend vorgenommen, 
dass die Stimmzettel (in Anlehnung an  
§ 16 Absatz 1 und 3 SGleibWV) – und wie 
bei fast allen anderen deutschen Wahlen 
auch – zu falten sind. Darüber stellt Satz 1 
Nummer 2 nunmehr klar, dass in dem 
Merkblatt darauf hinzuweisen ist, dass die 
Wählerin bei der Stimmabgabe die vorge­
druckte Erklärung nicht nur unter Angabe 
des Ortes und des Datums zu unterschrei­
ben hat, sondern auch ihren Vor- und 
Familiennamen in Druckbuchstaben 
angeben muss. Nur auf diese Weise wird 
für den Wahlvorstand tatsächlich erkenn­
bar, wer gewählt hat und demzufolge auch, 
ob es sich um eine gültige Stimmabgabe 
handelt. Trotz des Wegfalls des früheren 
Erfordernisses, die Freiumschläge mit 
Namen und Anschrift der Wählerin zu 
versehen (§ 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
GleibWV [alt]), kann mithilfe der Angabe 
des Vor- und Familiennamens in Druck­
buchstaben – selbst bei einer nicht (ein­
deutig) identifizierbaren Unterschrift – 
geprüft werden, ob es sich um eine 
wahlberechtigte Beschäftigte handelt und 
ob diese ihre Stimme beispielsweise nur 
einmal und nicht mehrfach abgegeben hat. 
Das Fehlen von Ort oder Datum oder 
beider Angaben auf der unterschriebenen 
Erklärung führt nicht zur Ungültigkeit der 
Stimmabgabe.

Nach Absatz 3 ist eine Frist von drei 
Wochen zur Versendung der Wahlunterla­
gen einzuhalten. Hierdurch soll sicherge­
stellt werden, dass möglichst alle weibli­
chen Wahlberechtigten, genügend Zeit für 
die Stimmabgabe per Briefwahl haben.

Gemäß Absatz 4 gilt § 16 Absatz 4 entspre­
chend. Es besteht also die Möglichkeit, eine 
Vertrauensperson hinzuzuziehen, die bei 
der Stimmabgabe behilflich ist.

Der Wahlvorstand hat nach Absatz 5 die 
im Rahmen der Briefwahl eingehenden 
Freiumschläge aus Sicherheitsgründen 
ungeöffnet und sicher vor dem Zugriff 
Dritter aufzubewahren.

Zu § 18 (Behandlung der Briefwahlstim­
men)
Absatz 1 regelt, wie der Wahlvorstand mit 
den schriftlich abgegebenen Stimmen 
verfährt – und zwar unabhängig davon,  
ob die Dienststelle nach § 5 Absatz 2 die 
ausschließliche Briefwahl angeordnet hat 
oder ob es sich um Einzelfälle der Brief­
wahl bei ansonsten persönlicher Stimmab­
gabe im Wahlraum handelt.

Wie bisher sind die Freiumschläge unmit­
telbar vor Abschluss der Wahl in öffentli­
cher Sitzung zu öffnen. Zeit und Ort der 
öffentlichen Sitzung hat der Wahlvorstand 
nach § 10 Absatz 2 Nummer 9 bereits zuvor 
im Wahlausschreiben bekannt gegeben. 
Während der öffentlichen Sitzung sind alle 
Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend. 
Nach Öffnung der Freiumschläge ent­
nimmt der Wahlvorstand – wie nach 
früherer Rechtslage auch – die Wahlum­
schläge sowie die vorgedruckten Erklärun­
gen. 

Der Wahlvorstand vermerkt in der Wähle­
rinnenliste, dass die Wählerin an der 
Briefwahl teilgenommen und die vorge­
druckte Erklärung nach Satz 1 unterzeich­
net hat. Dabei hat der Wahlvorstand nicht 
mehr zu prüfen, ob die Stimmabgabe 
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ordnungsgemäß erfolgt ist. Diese Prüfung 
wäre nur durch Öffnung der Wahlum­
schläge möglich, was in Absatz 1 jedoch 
ausdrücklich ausgeschlossen wird.

Mit den Tätigkeiten nach § 18 Absatz 1 
kann der Wahlvorstand bereits zeitnah vor 
dem Ablauf der Frist für die Stimmabgabe 
hinsichtlich der bis dahin eingegangenen 
Freiumschläge beginnen und sie nach 
Ablauf der Frist abschließen. Im Anschluss 
an die Handlungen nach Satz 2 öffnet er 
die Wahlumschläge, entnimmt ihnen die 
gefalteten Stimmzettel und wirft diese 
ungeprüft in die entsprechende Wahlurne. 
In der jeweiligen Wahlurne befinden sich 
somit die Stimmzettel, die im Wahlraum 
als auch durch Briefwahl abgegeben 
worden sind.

Absatz 2 regelt den Umgang mit verspätet 
eingegangenen Freiumschlägen. Als 
verspätet gelten diejenigen Freiumschläge, 
die erst nach der nach § 5 Absatz 3 festge­
legten und im Wahlausschreiben bekannt 
gegebenen Frist eingehen. 

§ 19 (Elektronische Wahl)
§ 19 regelt die elektronische Wahl und 
entspricht inhaltlich der bisherigen Rege­
lung. Die Vorschrift ist lediglich sprachlich 
überarbeitet worden.

§ 20 (Stimmenauszählung, Feststellung 
des Wahlergebnisses)
§ 20 enthält die Vorschriften zur Stimmen­
auszählung sowie zur Feststellung des 
Wahlergebnisses. 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, dass – wie nach 
früherer Rechtslage auch – die öffentliche 
Stimmenauszählung grundsätzlich unver­

züglich nach Abschluss der Wahl durchzu­
führen ist. Der Zeitpunkt richtet sich nach 
der jeweiligen Form der Wahl: Im Fall der 
Wahl durch persönliche Stimmabgabe im 
Wahlraum (und auch im Fall der elektroni­
schen Wahl) ist die Stimmenauszählung 
unverzüglich nach Ablauf der nach § 5 
Absatz 3 festgelegten und im Wahlaus­
schreiben bekannt gegebenen Frist durch­
zuführen. Im Fall der Briefwahl erfolgt die 
Stimmenauszählung dagegen unverzüg­
lich nach Abschluss der in § 18 Absatz 1 
Satz 1 bis 3 genannten Tätigkeiten.

Nach Satz 2 öffnet der Wahlvorstand die 
Wahlurnen, entnimmt ihnen die Stimm­
zettel und prüft deren Gültigkeit. Nicht 
hierzu befugt sind die Wahlhelferinnen 
und Wahlhelfer.

Lassen die Stimmzettel Zweifel an ihrer 
Gültigkeit erkennen, so schreibt Absatz 1 
Satz 3 vor, dass der Wahlvorstand zu 
entscheiden hat, ob die betreffenden 
Stimmzettel gültig oder ungültig sind und 
der Wahlvorstand über die Gültigkeit von 
Wahlzetteln zu beschließen hat. Das 
Zustandekommen des Beschlusses richtet 
sich nach § 7 Satz 2. Die Stimmzettel, die 
der Wahlvorstand durch Beschluss für 
ungültig erklärt hat, sind mit fortlaufen­
den Nummern zu versehen und von den 
übrigen Stimmzetteln gesondert bei den 
Wahlunterlagen aufzubewahren.

Absatz 1 Satz 4 stellt klar, dass der Wahl­
vorstand erst nach der Auszählung der 
Stimmen (sowie gegebenenfalls nach 
Beschluss über deren Gültigkeit) das 
Wahlergebnis für den jeweiligen Wahlgang 
festzustellen hat. Die Feststellung hat 
unverzüglich zu erfolgen.
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Ist eine unverzügliche Stimmenauszäh­
lung, wie sie in Satz 1 vorgeschrieben ist, 
nicht möglich (beispielsweise weil die 
Mitglieder des Wahlvorstandes erkranken), 
sind die Wahlurnen in Anlehnung an § 16 
Absatz 6 zu versiegeln. Die Wahlurnen 
bleiben in diesem Fall bis zur Vornahme 
der Stimmenauszählung versiegelt. Wenn 
neben der persönlichen Stimmabgabe im 
Wahlraum auch eine Briefwahl stattgefun­
den hat, muss der Wahlvorstand nach § 18 
Absatz 1 zwingend erst alle schriftlich 
(fristgerecht) abgegebenen Stimmen in die 
jeweilige Wahlurne legen, bevor er die 
Wahlurne versiegeln kann.

Absatz 2 wurde neu eingefügt und enthält 
die neue Pflicht zur Durchführung eines 
Listenverfahrens. Nach Satz 1 hat der 
Wahlvorstand über das Wahlergebnis für 
jeden Wahlgang eine Liste zu erstellen. 
Danach muss also sowohl eine Liste für die 
Wahl der Gleichstellungsbeauftragten als 
auch eine Liste für die Wahl der Stellver­
treterin erstellt werden.

Absatz 2 Satz 2 schreibt vor, welche Inhalte 
die beiden Listen zu enthalten haben. Hier­
zu zählen der Familien- und Vorname der 
Bewerberinnen sowie die Zahl der auf sie 
jeweils entfallenen Stimmen. Dies gilt auch 
für den Fall, dass es nur eine Kandidatur 
gegeben hat.

Absatz 2 Satz 3 legt die Reihenfolge fest, in 
der die Bewerberinnen auf der Liste aufzu­
führen sind. Diese richtet sich nach der 
erhaltenen Stimmenzahl. Haben zwei oder 
mehr Bewerberinnen die gleiche Stim­
menzahl, hat für diese das Los zu entschei­
den, welchen Listenplatz sie erhalten. Der 

Wahlvorstand führt das Losverfahren 
eigenverantwortlich durch. 

Absatz 3 regelt die Art und Weise der 
Stimmenzählung für die Wahl der Gleich­
stellungsbeauftragten. Satz 1 stellt klar, 
dass als Gleichstellungsbeauftragte die 
Bewerberin gewählt ist, die den ersten 
Listenplatz erhalten hat. Wie früher ent­
scheidet somit die einfache Stimmen­
mehrheit der abgegebenen Stimmen 
darüber, wer als Gleichstellungsbeauftrag­
te gewählt ist. Bei nur einer gültigen 
Bewerbung ist die Bewerberin gewählt, 
wenn sie mehr Ja- als Nein-Stimmen 
erhalten hat. 

Absatz 4 regelt die Art und Weise der 
Stimmenzählung für die Wahl der Stell­
vertreterin beziehungsweise der Stellver­
treterinnen.

Nach Absatz 4 Satz 1 gilt Absatz 2 für die 
Wahl der Stellvertreterin entsprechend. 
Erfasst ist der Fall, dass nach § 19 Absatz 1 
BGleiG nur eine Stellvertreterin zu bestel­
len ist, ebenso aber auch der Fall, dass nur 
eine Beschäftigte für das Amt der Stellver­
treterin kandidiert hat, obwohl nach § 19 
Absatz 4 BGleiG mehrere Stellvertreterin­
nen zu bestellen sind. Letztere ist nur dann 
zur Stellvertreterin gewählt, wenn sie 
mehr Ja- als Nein-Stimmen erhalten hat 
– unabhängig davon, ob zwei oder drei 
Stellvertreterinnen zu bestellen sind.

Satz 2 stellt klar, dass die Bewerberinnen 
auf dem ersten und dem zweiten Listen­
platz gewählt sind, wenn nach § 19 Absatz 
4 BGleiG zwei Stellvertreterinnen zu 
wählen sind. Bei drei zu wählenden Stell­
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vertreterinnen sind gemäß Satz 3 die 
Bewerberinnen auf den ersten drei Listen­
plätzen gewählt. Ein Über- oder Unterord­
nungsverhältnis zwischen den gewählten 
Stellvertreterinnen wird mit der Fest-
legung auf einen Listenplatz nicht begrün­
det. Welchen Listenplatz die Bewerberin­
nen einnehmen, kann zu einem späteren 
Zeitpunkt gegebenenfalls im Rahmen 
eines Nachrückverfahrens nach § 22 
Absatz 3 erneut relevant sein.

Beispiel: Sind drei Stellvertreterinnen zu 
bestellen und wurde die dritthöchste 
Stimmenzahl dreimal erreicht, entscheidet 
das Los, welche der drei Bewerberinnen 
den dritten Listenplatz erhält und damit 
auch als Stellvertreterin gewählt wurde. 
Die anderen beiden Bewerberinnen erhal­
ten auf Grund des Losverfahrens den 
vierten und fünften Listenplatz und sind 
damit nicht gewählt. 

Nach Absatz 5 Satz 1 fertigt der Wahlvor­
stand über das Gesamtergebnis der Wahl 
eine Niederschrift an, die alle Mitglieder 
des Wahlvorstandes zu unterschreiben 
haben. 

Satz 2 legt die konkreten Inhalte der 
Niederschrift fest: Die Zahl der Wahl­
berechtigten (Nummer 1), die Zahl der 
tatsächlich abgegebenen, gültigen und 
ungültigen Stimmzettel, um die Wahlbe­
teiligung ermitteln zu können (Nummer 
2), ferner die Liste nach Absatz 2 (Nummer 
3); darüber hinaus den Familien- und 
Vornamen, die Dienststelle und den 
Dienstort, die Organisationseinheit sowie 
die Funktion der gewählten Beschäftigten 
(Nummer 4) sowie die Angabe, ob es beson­
dere Vorkommnisse bei der Wahl oder bei 

der Feststellung des Wahlergebnisses 
gegeben hat (Nummer 5).

Die Information über besondere Vor­
kommnisse beziehungsweise über Stimm­
zettel, deren Gültigkeit nicht eindeutig 
gewesen ist, soll die Transparenz des 
Wahlverfahrens steigern und das Wahler­
gebnis vor erfolgreichen Anfechtungen 
schützen.

Absatz 6 regelt die Pflicht des Wahlvor­
standes, das Wahlergebnis in allen Dienst­
stellen, in denen gewählt wird, schriftlich 
oder elektronisch bekannt zu geben und 
auf die Anfechtungsfrist nach § 21 Absatz 3 
BGleiG hinzuweisen. Die Bekanntma­
chung hat unmittelbar im Anschluss an 
die Niederschrift zu erfolgen. Die Regelung 
dient einem höheren Maß an Transparenz 
über das Wahlverfahren. Über die Form 
der Bekanntgabe entscheidet der Wahlvor­
stand. 

Zu § 21 (Benachrichtigung der Bewerberin­
nen)
Der Wahlvorstand hat nach Satz 1 unver­
züglich alle Bewerberinnen schriftlich 
oder elektronisch gegen Empfangsbestäti­
gung über das Wahlergebnis zu benach­
richtigen. Die Bewerberin muss den Emp­
fang des Wahlergebnisses schriftlich oder 
elektronisch bestätigen. Im Gegensatz zur 
früheren Rechtslage bezieht sich die 
Mitteilungspflicht nicht mehr nur auf die 
Gewählten. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass alle Bewerberinnen, die an der Wahl 
teilgenommen haben, persönlich über das 
Ergebnis benachrichtigt werden und nicht 
mehr nur durch Bekanntmachung nach  
§ 20 Absatz 5.
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Satz 2 stellt klar, dass der Wahlvorstand 
neben seiner Informationspflicht aus Satz 
1 die als Gleichstellungsbeauftragte und 
die als Stellvertreterin Gewählten unver­
züglich gleichzeitig auf das Verfahren nach 
§ 22, das heißt auf die Voraussetzungen zur 
Annahme der Wahl sowie auf die Folgen 
der Nichtannahme, hinzuweisen hat. Es ist 
darüber zu informieren, welche Formvor­
gaben zur Wahlannahme gelten und 
welche Folgen ein Nichtbeachten dieser 
Formvorgaben nach sich zieht. Wie nach 
Satz 1 hat der Hinweis ebenfalls schriftlich 
oder elektronisch gegen Empfangsbestäti­
gung zu erfolgen. Dem Wahlvorstand steht 
es frei, ob die in den Sätzen 1 und 2 vorge­
sehenen Informationen an die Gewählten 
in einem oder in zwei verschiedenen 
Schreiben enthalten sind.

Zu § 22 (Annahme der Wahl)
§ 22 regelt die Voraussetzungen für die 
rechtswirksame Annahme der Wahl sowie 
den Fall, das die Gewählten die Wahl nicht 
annehmen. 

Die Wahl gilt nach Absatz 1 als angenom­
men, wenn die Gewählte dem Wahlvor­
stand nicht innerhalb von drei Arbeitsta­
gen nach Zugang der Benachrichtigung 
über das Wahlergebnis erklärt, dass sie die 
Wahl ablehnt. 

Absatz 2 regelt die besonderen Vorausset­
zungen für die Annahme der Wahl, wenn 
die Gewählte Mitglied einer Personal- oder 
einer Schwerbehindertenvertretung ist 
oder mit Personalangelegenheiten befasst 
ist. Auch die Mitgliedschaft in einer 
Jugend- und Auszubildendenvertretung 
muss niedergelegt werden. Die Mitglieder 
einer Jugend- und Auszubildendenvertre­

tung sind nach dem BPersVG ebenfalls  
mit Personalangelegenheiten befasst und 
haben Einblick in die Personalakten. Auch 
hier kann es ohne Amtsniederlegung zu 
einer Interessenkollision kommen. 

Absatz 2 Satz 1 stellt zunächst klar, dass 
Absatz 1 nicht anzuwenden ist, wenn die 
Gewählte Mitglied einer Personal- oder 
einer Schwerbehindertenvertretung ist 
oder mit Personalangelegenheiten befasst 
ist. Im Unterschied zu Absatz 1 führt ein 
Verstreichen-Lassen der Drei-Tagesfrist 
noch nicht automatisch zur Annahme der 
Wahl. Vielmehr hat die Gewählte – für den 
Fall, dass sie die Wahl annehmen möchte 
– die Wahl nach Satz 2 aktiv anzunehmen, 
in dem sie die Annahme innerhalb von 
drei Arbeitstagen, also innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Frist, ausdrücklich 
erklärt.

Absatz 2 Satz 3 regelt die Voraussetzungen 
für die rechtswirksame Annahme der 
Wahl für den Fall, dass die Gewählte 
Mitglied einer Personal- oder einer 
Schwerbehindertenvertretung ist oder 
aber auf sonstige Weise mit Personalange­
legenheiten befasst ist. Danach ist die 
Erklärung nur wirksam, wenn die Gewähl­
te der Erklärung eine Kopie nach Nummer 
1 oder Nummer 2 beifügt. Die nach Num­
mer 1 vorgeschriebene Kopie erfordert 
eine Erklärung der Gewählten, dass sie die 
Mitgliedschaft in einer Personal- oder 
Schwerbehindertenvertretung mit Wir­
kung ihrer Bestellung niederlegt. Mit der 
nach Nummer 2 vorgeschriebenen Kopie 
muss die Gewählte einen Antrag an die 
Dienststelle richten, in dem sie bittet, sie 
vom Zeitpunkt ihrer Bestellung an von der 
Befassung mit Personalaufgaben zu ent-
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binden. Der Dienststelle steht angesichts 
der zwingenden Inkompatibilitätsregelung 
in § 24 Absatz 2 Satz 2 BGleiG – wie nach 
früherer Rechtslage – kein Ermessensspiel­
raum hinsichtlich des Antrages nach 
Nummer 2 zu.

Absatz 3 regelt den Fall, dass die Gewählte 
die Wahl nicht oder nicht form- bezie­
hungsweise fristgerecht annimmt. In 
diesen Fällen rückt an die Stelle der 
Gewählten die Bewerberin nach, die auf 
dem folgenden Listenplatz steht. Dies ist 
die Bewerberin mit der nächsthöheren 
Stimmenzahl beziehungsweise (im Fall des 
Losverfahrens nach § 20 Absatz 2 Satz 3) 
die Bewerberin mit der nächsthöheren 
Stimmenzahl, die durch Losverfahren den 
nachfolgenden Listenplatz erhalten hat.

Für die Nachrückerin gilt das in Absatz 1 
oder Absatz 2 beschriebene Verfahren 
entsprechend.

Absatz 3 Satz 3 regelt den Fall, dass eine 
Nachrückerin nicht zur Verfügung steht 
oder nicht genügend Nachrückerinnen zur 
Verfügung stehen. Der Wahlvorstand hat 
in diesen Fällen der Dienststelle unverzüg­
lich mitzuteilen, wie viele Ämter nicht 
durch (erfolgreich durchgeführte) Wahl 
besetzt werden können. Diese Information 
benötigt die Dienststelle, um für die 
betreffenden Ämter eine Bestellung von 
Amts wegen einleiten zu können. Gleich­
zeitig mit der Mitteilung gegenüber der 
Dienststelle gibt der Wahlvorstand auch in 
allen Dienststellen, in denen gewählt 
worden ist, bekannt, dass eine Nachrücke­
rin nicht existiert beziehungsweise nicht 
genügend Nachrückerinnen zur Verfü­
gung stehen.

Sowohl die Mitteilung an die Dienststelle 
als auch die Bekanntgabe in allen Dienst­
stellen, in denen gewählt worden ist, hat 
schriftlich oder elektronisch zu erfolgen.

Zu § 23 (Bekanntgabe der Gewählten und 
Bestellung)
§ 23 regelt die Bekanntgabe der Gewählten 
sowie die Bestellung der Gleichstellungs­
beauftragten und der Stellvertreterin oder 
der Stellvertreterinnen – sowohl für den 
Fall, dass eine Wahl stattgefunden hat, also 
auch für den Fall, dass eine Bestellung von 
Amts wegen durch die Dienststelle erfolgt. 

Absatz 1 Satz 1 beinhaltet die Pflicht des 
Wahlvorstandes, der Dienststelle die 
Namen der als Gleichstellungsbeauftragte 
oder als Stellvertreterin gewählten Beschäf­
tigten mitzuteilen, sobald diese feststehen. 
Die Mitteilung ist gleichzeitig – der Syste­
matik dieser Verordnung folgend – in allen 
Dienststellen, in denen gewählt worden ist, 
in schriftlich oder elektronisch bekannt­
zugeben. 

Durch Absatz 1 Satz 2 wird die Dienststelle 
verpflichtet, als Reaktion auf die Bekannt­
gabe nach Satz 1, die Gewählten als Gleich­
stellungsbeauftragte beziehungsweise  
als Stellvertreterin unverzüglich zu bestel­
len. Zur Klarstellung und Vermeidung von 
Doppelbesetzungen wurde außerdem 
ergänzt, dass die Bestellung erst nach Ab- 
lauf der Amtszeit der Vorgängerin erfolgt. 
Nach § 4 Absatz 2 müssen die Neuwahlen 
spätestens eine Woche vor Ablauf der 
Amtsperiode abgeschlossen sein. 

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen eine 
Bestellung nach § 20 Absatz 2 und 3 BGleiG 
von Amts wegen durch die Dienststelle zu 
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erfolgen hat: Nach Satz 1 Nummer 1 hat 
eine Bestellung von Amts wegen für dieje­
nigen Ämter zu erfolgen, für die innerhalb 
der Nachfrist nach § 12 Absatz 3 keine 
gültige Bewerbung eingegangen ist, mit der 
Folge, dass eine Wahl zur Gleichstellungs­
beauftragten oder zur Stellvertreterin nicht 
stattfinden konnte. Eine Bestellung von 
Amts wegen ist nach Satz 1 Nummer 2 auch 
dann zwingend erforderlich, wenn eine 
Wahl zur Gleichstellungsbeauftragten 
beziehungsweise zur Stellvertreterin zwar 
stattgefunden hat, die Gewählte die Wahl 
aber nicht oder nicht form- beziehungswei­
se fristgerecht angenommen hat und eine 
Nachrückerin für die betreffende Stelle 
nicht zur Verfügung steht.

Absatz 2 Satz 2 regelt die konkreten Ver­
fahrensvorgaben zur Bestellung der 
Gleichstellungsbeauftragten von Amts 
wegen. Die von der Dienststelle zur Bestel­
lung ausgewählte weibliche Beschäftigte 
muss mit der Übernahme des Amtes 
einverstanden sein.

Absatz 2 Satz 3 regelt die konkreten Ver­
fahrensvorgaben zur Bestellung der Stell­
vertreterin von Amts wegen. 

Nach Absatz 2 Satz 2 hat die Gleichstel­
lungsbeauftragte weiterhin das Recht, die 
Stellvertreterinnen vorzuschlagen. Erst 
nach Erteilung der Zustimmung durch 
diese darf die Bestellung erfolgen. 

Absatz 3 ergänzt die Vorgaben aus Absatz 2 
Satz 2 für den Fall, dass nach § 19 Absatz 4 
BGleiG bis zu drei Stellvertreterinnen zu 
bestellen sind und durch die Vorschriften 
in Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 2 noch 
nicht alle Ämter besetzt werden konnten.

Absatz 3 Satz 1 stellt zu diesem Zweck klar, 
wie die Dienststelle zu verfahren hat, wenn 
trotz Bestellung der Stellvertreterinnen 
nach vorangegangener Wahl nach Absatz 1 
oder auf Grund amtlicher Bestellung nach 
Absatz 2 Nummer 2 die Zahl der notwen­
digen Stellvertreterinnen noch immer 
unterhalb der von der Dienststelle nach  
§ 6 Absatz 2 Nummer 1 festgelegten und 
durch den Wahlvorstand bekannt gegebe­
nen Zahl liegt. In diesem Fall müssen auch 
die übrigen Stellvertreterinnen unverzüg-
lich von Amts durch die Dienststelle wegen 
bestellt werden.

Absatz 3 Satz 2 stellt auf Grund des Verwei­
ses auf Absatz 2 Satz 3 klar, dass die Dienst­
stelle das Vorschlagsrecht der Gleichstel­
lungsbeauftragten für die Bestellung der 
jeweiligen Stellvertreterin ebenfalls zu 
beachten haben und dass eine Bestellung 
nur erfolgen kann, wenn die jeweils ausge-
wählte Person mit der Übernahme des 
Amtes einverstanden ist.

Zu § 24 (Aufbewahrung der Wahlunter­
lagen)
§ 24 regelt die Pflicht zur Aufbewahrung 
der Wahlunterlagen.

Satz 1 verpflichtet die Dienststelle zur 
Aufbewahrung der Wahlunterlagen. Zu 
dem Begriff „Wahlunterlagen“ zählen 
insbesondere die Niederschriften, 
Bekanntmachungen sowie die Stimmzet­
tel. Die Unterlagen sind mindestens bis 
zum Ablauf der Wahlanfechtungsfrist 
nach § 21 Absatz 3 BGleiG aufzubewahren. 

Satz 2 stellt klar, dass sich die Aufbewah­
rungsfrist im Fall der Wahlanfechtung auf 
den Zeitpunkt des bestands- oder rechts­



Verordnung über die Wahl der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer 
Stellvertreterinnen in Dienststellen des Bundes

143

G
le

ib
W

V

kräftigen Abschlusses des Anfechtungs­
verfahrens verlängert. Den Dienststellen 
bleibt es jedoch unbenommen, die Wahl­
unterlagen länger aufzubewahren.

Satz 3 regelt erstmals, dass – im Gegensatz 
zu den übrigen Wahlunterlagen – die 
Stimmzettel und die Wählerinnenliste 
zwingend nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist zu vernichten sind. 

Zu § 25 (Auflösung des Wahlvorstandes)
§ 25 regelt das Ende der Amtszeit des 
Wahlvorstandes.

Nach § 25 Nummer 1 und 2 endet die 
Amtszeit grundsätzlich mit Ablauf der 
Anfechtungsfrist nach § 21 Absatz 3 
BGleiG beziehungsweise im Fall der frist­
gerechten Anfechtung mit bestands- oder 
rechtskräftigem Abschluss des Anfech­
tungsverfahrens. Das Wahlverfahren 
findet mit dem in Nummer 1 oder Num­
mer 2 genannten Zeitpunkt seinen endgül­
tigen Abschluss. Für den Wahlvorstand 
bestehen spätestens ab diesen Zeitpunkt 
keine Verpflichtungen mehr. Die Amtszeit 
des Wahlvorstandes ist beendet.

Nach § 25 Nummer 3 endet die Amtszeit 
im Fall des § 12 Absatz 3, wenn sich weder 
für das Amt der Gleichstellungsbeauftrag­
ten noch für das Amt der Stellvertreterin 
weibliche Beschäftigte beworben haben. In 
diesem Fall ist das Wahlverfahren beendet 
und die Dienststelle bestellt die erforderli­
chen Personen von Amts wegen. Für den 
Wahlvorstand bestehen keine Verpflich­
tungen mehr. Die Amtszeit des Wahlvor­
standes ist beendet.

Zu Abschnitt 4 (Sonderregelungen, Über­
gangsbestimmungen)
Abschnitt 4 enthält die Sonderregelungen 
für den Bundesnachrichtendienst sowie 
die Übergangsbestimmungen.

Zu § 26 (Sonderregelungen für den Bun­
desnachrichtendienst)
§ 26 beinhaltet die Sonderregelungen für 
den Bundesnachrichtendienst und ent­
spricht dem früheren § 24 GleibWV. Neu 
aufgenommen wurde, dass die Sonderre­
gelungen auch für die Aufbewahrung der 
Wahlunterlagen gilt. 

Zu § 27 (Übergangsbestimmungen)
Absatz 1 bestimmt, dass Wahlverfahren 
für die Nachwahl von bis zu drei Stellver­
treterinnen nach den Vorschriften des § 40 
Absatz 3 Satz 2 BGleiG vier Monate nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung abge-
schlossen sein müssen. Erforderlich sind 
die Nachwahlen auf Grund der Einfüh­
rung von § 19 Absatz 4 BGleiG. Die Vier­
monatsfrist entspricht der Übergangsbe­
stimmung in § 23 Absatz 1 der früheren 
Wahlverordnung. Die neu gewählten 
Stellvertreterinnen werden bis zum Ablauf 
der Amtszeit der amtierenden Gleichstel­
lungsbeauftragten und Stellvertreterin 
bestellt. 

Wahlverfahren, deren Wahlausschreiben 
vor dem Tag des Inkrafttretens dieser 
Verordnung bekannt gegeben worden ist, 
können nach Absatz 2 noch auf Grundlage 
der alten GleiWV abgeschlossen werdenn. 
Da bei diesen Wahlverfahren schon einige 
Vorbereitungen getroffen worden sind 
(unter anderem die Festlegung von Tag 
und Ort des Wahlverfahrens, der Aufruf, 
sich für das Amt der Gleichstellungsbeauf­
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tragten und der Stellvertreterin zu bewer­
ben), erscheinen ein Abbruch und eine 
vollständige Neuaufnahme nach neuer 
Rechtslage unverhältnismäßig. Die Dienst­
stellen können jedoch nach pflichtgemä­
ßem Ermessen selbst entscheiden, inwie­
fern sie bereits eingeleitete Wahlverfahren 
tatsächlich fortführen wollen. Für eine 
Fortführung nach neuer Rechtslage kön­
nen sich die Dienststellen allerdings nicht 
entscheiden. Sie haben lediglich die Wahl 
zwischen der Fortführung nach der alten 
GleibWV oder dem Abbruch des Wahlver­
fahrens.

Absatz 3 betrifft diejenigen Wahlver­
fahren, deren Bekanntgabe des Wahl­
ausschreibens nach dem Tag des Inkraft­
tretens dieser Verordnung liegt. Satz 1 
verpflichtet die Dienststellen, die betref­
fenden Wahlverfahren unverzüglich auf 
Grundlage dieser Verordnung fortzufüh­
ren. Diese Wahlverfahren befinden sich 
noch in einem vergleichsweise frühen 
Verfahrensstadium, sodass ein Überführen 
des Wahlverfahrens auf die neue Verord­
nung verhältnismäßig erscheint. Mit dem 
Wahlausschreiben gibt der Vorstand unter 
anderem die Zahl der Stellvertreterinnen 
bekannt, die wesentliche gesetzliche 
Neuerung, sowie Ort und Tag der Wahl. 
Satz 2 verpflichtet die Dienststelle, den 
Wahlvorstand darüber zu informieren, 
dass die bereits begonnenen Wahlverfah­
ren auf Grundlage der neuen Gleichstel-
lungsbeauftragtenwahlverordnung fort­
geführt werden. Im Nachgang hieran ist 
der Wahlvorstand verpflichtet, das weitere 
Wahlverfahren anhand der Vorgaben der 
neuen Verordnung vorzubereiten und 
durchzuführen und die notwendigen 
Unterlagen, zum Beispiel das Wahlaus­

schreiben und die Stimmzettel, an die 
neuen Vorgaben anzupassen. Nach Satz 3 
sind die Wahlen innerhalb von vier Mona­
ten nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
abzuschließen. Die Viermonatsfrist ent­
spricht ebenfalls der Übergangsbestim­
mung in § 23 Absatz 1 der früheren Wahl­
verordnung.

Da nicht ausgeschlossen werden kann,  
dass sich das Wahlverfahren verlängert, 
sieht § 27 Absatz 3 Satz 4 vor, dass die 
Amtszeiten der amtierenden Gleichstel­
lungsbeauftragten, Stellvertreterinnen 
und Vertrauensfrauen bis zum Zeitpunkt 
der Neubestellung der Ämter zu verlän­
gern sind. Mit der einmaligen Verlänge­
rung der Amtsperioden soll eine „gleich­
stellungsbeauftragtenlose“ Zeit vermieden 
werden. Diese Vorgabe trägt nicht zuletzt 
auch der Zielsetzung des neuen BGleiG 
Rechnung, wonach Vakanzzeiten mög­
lichst zu vermeiden sind.

VII.  
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Weiterführende Informationen und Arbeitshilfen zu den  
Gleichstellungsgesetzen des Bundes im Internet

Alle wichtigen Informationen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend zum Thema Bundesgleichstellungs- und Bundesgremienbesetzungsge­

setz erhalten Sie im Internet unter der Adresse www.bmfsfj.de.
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Dort finden Sie:

❙❙ �das neue Bundesgleichstellungs- und das neue Bundesgremienbesetzungs­
gesetz sowie

❙❙ �Publikationen wie 

��	 – �die Broschüre „Gleichstellung von Frauen und Männern in der Bundesver­
waltung und in den Gerichten des Bundes – Bundesgleichstellungsgesetz, 
Bundesgremienbesetzungsgesetz“, 

	 – �die Erfahrungsberichte der Bundesregierung zum vorigen Bundesgleich­
stellungsgesetz nach § 25 BGleiG (alt) sowie die Gremienberichte der Bundesre­
gierung zum Vorgänger-Bundesgremienbesetzungsgesetz nach § 9 BGremBG, 

	� – �die Broschüre „Gleichstellung in der Bundesverwaltung – Erfahrungs- und 
Gremienbericht 2010“ sowie 

	 – �die Datenreporte des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend zum vorigen Bundesgleichstellungs- und Bundesgremienbesetzungs­
gesetz 2014.

Weiterführende Links auf dieser Seite verweisen auf Informationen und Materi­
alien zum Thema Gender Mainstreaming oder zu anderen gleichstellungsbezo­
genen Themen wie Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst des Bundes. Zudem 
finden Sie einen Link zur Seite der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz von 
Bund und Ländern zur Ausführungsvereinbarung zum GWK-Abkommen über 
die Gleichstellung von Frauen und Männern bei der gemeinsamen Forschungs­
förderung (Ausführungsvereinbarung Gleichstellung – AV-Glei). Zur sprachli­
chen Gleichbehandlung von Frauen und Männern gibt es einen Link zu einem 
Merkblatt des Bundesverwaltungsamtes und zum Handbuch der Rechtsförm­
lichkeit des Bundesministeriums der Justiz.
Die Formulare zu § 6 Abs. 1 GleiStatV können unter www.gesetze-im-internet.de/
gleistatv_2015/index.html heruntergeladen werden.
Alle wichtigen Informationen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes zum 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz erhalten Sie ebenfalls im Internet unter 
der Adresse www.antidiskriminierungsstelle.de.

Außerdem finden Sie unter www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gesetze sämtliche Gesetze und 
Verordnungen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
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